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I

(Veröffentlichungsbedürftige Rechtsakte)

VERORDNUNG (EG) Nr. 1447/2001 DES RATES

vom 28. Juni 2001

zur Änderung der Verordnung (EG) Nr. 1260/1999 mit allgemeinen Bestimmungen über die
Strukturfonds

DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION �

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft, insbesondere auf Artikel 161 und Artikel 299
Absatz 2,

auf Vorschlag der Kommission (1),

nach Zustimmung des Europäischen Parlaments (2),

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozialausschusses (3),

nach Stellungnahme des Ausschusses der Regionen,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) In Artikel 29 Absatz 3 Buchstabe a der Verordnung (EG)
Nr. 1260/1999 (4) ist die Möglichkeit einer Beteiligung
der Fonds von bis zu 85 v.H. der zuschussfähigen
Gesamtkosten lediglich für die Regionen in äußerster
Randlage vorgesehen, die zu einem Mitgliedstaat gehö-
ren, der aus dem Kohäsionsfonds gefördert wird, sowie
für die griechischen Inseln in Randlage, die aufgrund
ihrer Entfernung benachteiligt sind.

(2) In Artikel 299 Absatz 2 des Vertrags wird festgestellt,
dass alle Regionen in äußerster Randlage mit denselben
Nachteilen konfrontiert sind, und dass insbesondere die
Abgelegenheit und Insellage ihre Entwicklung beein-
trächtigen können.

(3) Unter diesen Umständen ist es erforderlich, Artikel 29
Absatz 3 Buchstabe a der Verordnung (EG) Nr.
1260/1999 zu ändern, damit die Beteiligung der Fonds
für alle Regionen in äußerster Randlage ungeachtet der
Frage, ob diese zu einem Mitgliedstaat gehören, der aus
dem Kohäsionsfonds gefördert wird, auf bis zu 85 v.H.
der zuschussfähigen Gesamtkosten festgesetzt werden

kann, vorausgesetzt, es handelt sich weder um Infra-
strukturinvestitionen, die mit beträchtlichen Nettoein-
nahmen verbunden sind, noch um Unternehmensinvesti-
tionen.

(4) Nach Artikel 29 Absatz 4 Buchstabe b der Verordnung
(EG) Nr. 1260/1999 darf die Beteiligung der Fonds bei
Unternehmensinvestitionen 35 v.H. der zuschussfähigen
Gesamtkosten in den Ziel-1-Regionen in keinem Fall
überschreiten.

(5) Gemäß der Entscheidung der Kommission vom 1. Juli
1999, mit der das Verzeichnis der unter Ziel 1 der
Strukturfonds fallenden Regionen für den Zeitraum vom
1. Januar 2000 bis 31. Dezember 2006 festgelegt wur-
de, fallen alle Regionen in äußerster Randlage während
des genannten Zeitraums unter Ziel 1.

(6) Im Fall von Investitionen in kleinen und mittleren
Unternehmen in den Regionen in äußerster Randlage ist
es in Anbetracht der Schwierigkeiten, die es diesen
Unternehmen bereitet, einen wesentlichen Beitrag zur
Entwicklung jener Regionen zu leisten, erforderlich, den
Höchstsatz für die Beteiligung der Strukturfonds anzuhe-
ben.

(7) Folglich sollte Artikel 29 Absatz 4 Buchstabe b der Ver-
ordnung (EG) Nr. 1260/1999 geändert werden, damit
die Beteiligung der Fonds im Fall von Investitionen in
kleinen und mittleren Unternehmen in den Regionen in
äußerster Randlage bis zu 50 v.H. der zuschussfähigen
Gesamtkosten betragen kann.

(8) Gemäß Artikel 14 der Verordnung (EG) Nr. 1260/1999
gelten die Pläne, gemeinschaftlichen Förderkonzepte,
operationellen Programme und Einheitlichen Programm-
planungsdokumente für einen Zeitraum von sieben Jah-
ren und beginnt der Programmplanungszeitraum am 1.
Januar 2000. Zur Wahrung der Kohärenz und zur Ver-
meidung einer unterschiedlichen Behandlung von
Begünstigten ein und desselben Programms ist zu
gewährleisten, dass die in der vorliegenden Verordnung
vorgesehenen Abweichungen ausnahmsweise während
des gesamten Programmplanungszeitraums angewendet
werden können.

(1) ABl. C 96 E vom 27.2.2001, S. 272.
(2) Stellungnahme vom 14. Juni 2001 (noch nicht im Amtsblatt ver-

öffentlicht).
(3) ABl. C 139 vom 11.5.2001, S. 29.
(4) ABl. L 161 vom 26.6.1999, S. 1.
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(9) Artikel 13 der Verordnung (EWG) Nr. 2019/93 des
Rates vom 19. Juli 1993 über Sondermaßnahmen für
bestimmte landwirtschaftliche Erzeugnisse zugunsten der
kleineren Inseln des Ägäischen Meeres (1) sieht für diese
Inseln Ausnahmen im strukturellen Bereich vor. Dieser
Artikel wurde durch die Verordnung (EG) Nr.
1257/1999 des Rates vom 17. Mai 1999 über die För-
derung der Entwicklung des ländlichen Raums durch
den Europäischen Ausrichtungs- und Garantiefonds für
die Landwirtschaft (EAGFL) und zur Änderung bzw.
Aufhebung bestimmter Verordnungen (2) aufgehoben.
Die außergewöhnliche Lage und der außergewöhnliche
geografische Charakter der kleineren Inseln der Ägäis
stellen ein Hindernis für die Anpassung und Entwick-
lung ihrer ländlichen Gebiete dar, dem durch eine Anhe-
bung des Interventionssatzes der Strukturfonds begegnet
werden kann �

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Die Verordnung (EG) Nr. 1260/1999 wird wie folgt geändert:

1. Artikel 29 Absatz 3 Buchstabe a erhält folgende Fassung:

�a) höchstens 75 v.H. der zuschussfähigen Gesamtkosten
und in der Regel mindestens 50 v.H. der zuschussfähi-
gen öffentlichen Ausgaben für Maßnahmen in den
Regionen, die unter Ziel 1 fallen. Wenn die Regionen

sich in einem Mitgliedstaat befinden, der aus dem
Kohäsionsfonds gefördert wird, kann in entsprechend
begründeten Ausnahmefällen die Beteiligung der
Gemeinschaft bis zu 80 v.H. der zuschussfähigen
Gesamtkosten und im Falle der griechischen Inseln in
Randlage, die aufgrund ihrer Entfernung benachteiligt
sind, bis zu 85 v.H. der zuschussfähigen Gesamtkosten
betragen. Bei allen Regionen in äußerster Randlage
kann die Beteiligung der Gemeinschaft in entsprechend
begründeten Ausnahmefällen bis zu 85 v.H. der
zuschussfähigen Gesamtkosten betragen;�

2. In Artikel 29 Absatz 4 Unterabsatz 2 Buchstabe b wird fol-
gende Ziffer eingefügt:

�ii) bis zu 50 v.H. der zuschussfähigen Gesamtkosten im
Fall von Investitionen in kleinen und mittleren Unter-
nehmen in den Regionen in äußerster Randlage und,
soweit es sich um Investitionen gemäß der Verordnung
(EG) Nr. 1257/1999 handelt, ausnahmsweise auch auf
den kleineren Inseln des Ägäischen Meeres;�

Die Ziffern ii und iii werden zu den Ziffern iii und iv.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am dritten Tag nach ihrer Veröffent-
lichung im Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften in Kraft.

Sie gilt mit Wirkung vom 1. Januar 2000.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied-
staat.

Geschehen zu Luxemburg am 28. Juni 2001.

Im Namen des Rates

Der Präsident
B. ROSENGREN

(1) ABl. L 184 vom 27.7.1993, S. 1. Zuletzt geändert durch die
Verordnung (EG) Nr. 2417/95 (ABl. L 248 vom 14.10.1995, S. 39).

(2) ABl. L 160 vom 26.6.1999, S. 80.
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VERORDNUNG (EG) Nr. 1448/2001 DES RATES

vom 28. Juni 2001

zur Änderung der Verordnung (EWG) Nr. 3763/91 mit Sondermaßnahmen für bestimmte
Agrarerzeugnisse zugunsten der französischen überseeischen Departements in Bezug auf die

Strukturmaßnahmen

DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION �

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft, insbesondere auf Artikel 37 und Artikel 299
Absatz 2,

auf Vorschlag der Kommission (1),

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments (2),

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozialausschusses (3),

nach Stellungnahme des Ausschusses der Regionen,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) In der Verordnung (EG) Nr. 1257/1999 des Rates vom
17. Mai 1999 über die Förderung der Entwicklung des
ländlichen Raums durch den Europäischen Ausrich-
tungs- und Garantiefonds für die Landwirtschaft
(EAGFL) und zur Änderung bzw. Aufhebung bestimmter
Verordnungen (4) sind die Maßnahmen zur Entwicklung
des ländlichen Raums, für die eine gemeinschaftliche
Förderung gewährt werden kann, sowie die Bedingungen
für eine solche Förderung festgelegt. Nach jener Verord-
nung besteht die Möglichkeit, für die Gebiete in äußers-
ter Randlage die Anpassungen und die Ausnahmen vor-
zusehen, die erforderlich sind, um den besonderen Erfor-
dernissen dieser Regionen Rechnung zu tragen.

(2) Mit Artikel 299 Absatz 2 des Vertrags werden die
Zwänge anerkannt, denen die Regionen in äußerster
Randlage, zu denen die französischen überseeischen
Departements gehören, ausgesetzt sind.

(3) Die Verordnung (EWG) Nr. 3763/91 (5) soll den Nach-
teilen abhelfen, die mit der Abgelegenheit und der Insel-
lage dieser Departements verbunden sind, und die
Bedingungen für die Erzeugung und Vermarktung der
landwirtschaftlichen Erzeugnisse dieser Departements
verbessern.

(4) Manche landwirtschaftlichen Betriebe oder Verarbei-
tungs- und Vermarktungsunternehmen in den französi-
schen überseeischen Departements weisen gravierende

strukturelle Mängel auf und haben mit besonderen
Schwierigkeiten zu kämpfen. Es sollte deshalb für einige
Investitionsarten von den Vorschriften, die die Gewäh-
rung bestimmter Strukturbeihilfen gemäß der Verord-
nung (EG) Nr. 1257/1999 einschränken oder verbieten,
abgewichen werden können.

(5) Nach Artikel 29 Absatz 3 der Verordnung (EG) Nr.
1257/1999 dürfen Beihilfen für die Forstwirtschaft nur
für Wälder und bewaldete Flächen gewährt werden, die
privaten Eigentümern oder deren Vereinigungen oder
Gemeinden oder Gemeindeverbänden gehören. Die
meisten Wälder und bewaldeten Flächen in diesen
Departements gehören jedoch anderen öffentlichen
Behörden als den Gemeinden. Unter diesen Gegebenhei-
ten sollten die Bestimmungen des genannten Artikels
gelockert werden.

(6) Die finanzielle Beteiligung der Gemeinschaft kann sich
für drei der in Artikel 35 Absatz 1 der Verordnung (EG)
Nr. 1257/1999 genannten flankierenden Maßnahmen in
den Gebieten in äußerster Randlage auf bis zu 85 v.H.
der zuschussfähigen Gesamtkosten belaufen. Demgegen-
über ist die finanzielle Beteiligung der Gemeinschaft für
die Agrarumweltmaßnahmen, die die vierte flankierende
Maßnahme bilden, gemäß Artikel 47 Absatz 2 Unter-
absatz 2 dritter Gedankenstrich der genannten Verord-
nung in allen Gebieten, die unter Ziel 1 fallen, auf 75
v.H. begrenzt. Angesichts der Bedeutung, die dem
Umweltschutz in der Landwirtschaft im Rahmen der
Entwicklung des ländlichen Raums zukommt, sollte der
Satz der finanziellen Beteiligung der Gemeinschaft für
alle flankierenden Maßnahmen in den Gebieten in äu-
ßerster Randlage harmonisieren werden.

(7) Gemäß Artikel 14 der Verordnung (EG) Nr. 1260/1999
des Rates vom 21. Juni 1999 mit allgemeinen Bestim-
mungen über die Strukturfonds (6) gelten die Pläne,
gemeinschaftlichen Förderkonzepte, operationellen Pro-
gramme und Einheitlichen Programmplanungsdoku-
mente für einen Zeitraum von sieben Jahren und
beginnt der Programmplanungszeitraum am 1. Januar
2000. Zur Wahrung der Kohärenz und zur Vermeidung
einer unterschiedlichen Behandlung von Begünstigten
ein und desselben Programms ist zu gewährleisten, dass
die in der vorliegenden Verordnung vorgesehenen
Abweichungen ausnahmsweise während des gesamten
Programmplanungszeitraums angewendet werden kön-
nen �

(1) ABl. C 96 E vom 27.2.2001, S. 274.
(2) Stellungnahme vom 14. Juni 2001 (noch nicht im Amtsblatt ver-

öffentlicht).
(3) ABl. C 139 vom 11.5.2001, S. 29.
(4) ABl. L 160 vom 26.6.1999, S. 80.
(5) ABl. L 356 vom 24.12.1991, S. 1. Zuletzt geändert durch die

Verordnung (EG) Nr. 2826/2000 (ABl. L 328 vom 23.12.2000,
S. 2).

(6) ABl. L 161 vom 26.6.1999, S. 1. Geändert durch die Verordnung
(EG) Nr. 1447/2001 (siehe Seite 1 dieses Amtsblatts).
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HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Die Verordnung (EWG) Nr. 3763/91 wird wie folgt geändert:

In Titel VI wird folgender Artikel 21 eingefügt:

�Artikel 21

(1) Für Investitionen, die in erster Linie der Förderung
der Diversifizierung, der Umstrukturierung oder der Aus-
richtung auf die nachhaltige Landwirtschaft dienen und die
in Betrieben von geringer Größe getätigt werden, welche in
der Ergänzung zur Programmplanung gemäß Artikel 19
Absatz 4 der Verordnung (EG) Nr. 1260/1999 des Rates
vom 21. Juni 1999 mit allgemeinen Bestimmungen über
die Strukturfonds (*) festzulegen sind, ist abweichend von
Artikel 7 der Verordnung (EG) Nr. 1257/1999 der Gesamt-
wert der Beihilfe, ausgedrückt als Vomhundertsatz des för-
derungsfähigen Investitionsvolumens, auf maximal 75 v.H.
begrenzt (**).

(2) Für Investitionen in Unternehmen, die landwirt-
schaftliche Erzeugnisse aus überwiegend lokaler Produktion
und aus Sektoren, welche in der Ergänzung zur Programm-
planung gemäß Artikel 19 Absatz 4 der Verordnung (EG)
Nr. 1260/1999 festzulegen sind, verarbeiten und vermark-
ten, ist abweichend von Artikel 28 Absatz 2 der Verord-
nung (EG) Nr. 1257/1999 der Gesamtwert der Beihilfe,
ausgedrückt als Vomhundertsatz des förderungsfähigen
Investitionsvolumens auf maximal 65 v.H. begrenzt. Bei

den kleineren und mittleren Unternehmen ist der Gesamt-
wert der Beihilfe unter denselben Bedingungen auf maxi-
mal 75 v.H. begrenzt.

(3) Die Einschränkung gemäß Artikel 29 Absatz 3 der
Verordnung (EG) Nr. 1257/1999 gilt nicht für tropische
Wälder und bewaldete Flächen auf dem Gebiet der franzö-
sischen überseeischen Departements.

(4) Die finanzielle Beteiligung der Gemeinschaft an den
in den Artikeln 22 bis 24 dieser Verordnung vorgesehenen
Agrarumweltmaßnahmen beläuft sich abweichend von
Artikel 47 Absatz 2 Unterabsatz 2 dritter Gedankenstrich
der Verordnung (EG) Nr. 1257/1999 auf 85 v.H.

(5) Die gemäß diesem Artikel vorgesehenen Maßnahmen
werden im Rahmen der für diese Departements aufgestell-
ten Einheitlichen Programmplanungsdokumente gemäß
Artikel 19 der Verordnung (EG) Nr. 1260/1999 kurz
beschrieben.

(*) ABl. L 160 vom 26.6.1999, S. 80.
(**) ABl. L 161 vom 26.6.1999, S. 1. Geändert durch die

Verordnung (EG) Nr. 1447/2001 (ABl. L 198 vom
21.7.2001, S. 1).�

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am dritten Tag nach ihrer Veröffent-
lichung im Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften in Kraft.

Sie gilt mit Wirkung vom 1. Januar 2000.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied-
staat.

Geschehen zu Luxemburg am 28. Juni 2001.

Im Namen des Rates

Der Präsident
B. ROSENGREN
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VERORDNUNG (EG) Nr. 1449/2001 DES RATES

vom 28. Juni 2001

zur Änderung der Verordnung (EWG) Nr. 1600/92 zum Erlass von Sondermaßnahmen für
bestimmte landwirtschaftliche Erzeugnisse zugunsten der Azoren und Madeiras in Bezug auf die

Strukturmaßnahmen

DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION �

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft, insbesondere auf Artikel 37 und Artikel 299
Absatz 2,

auf Vorschlag der Kommission (1),

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments (2),

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozialausschusses (3),

nach Stellungnahme des Ausschusses der Regionen,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) In der Verordnung (EG) Nr. 1257/1999 des Rates vom
17. Mai 1999 über die Förderung der Entwicklung des
ländlichen Raums durch den Europäischen Ausrich-
tungs- und Garantiefonds für die Landwirtschaft
(EAGFL) und zur Änderung bzw. Aufhebung bestimmter
Verordnungen (4) sind die Maßnahmen zur Entwicklung
des ländlichen Raums, für die eine gemeinschaftliche
Förderung gewährt werden kann, sowie die Bedingungen
für eine solche Förderung festgelegt. Nach jener Verord-
nung besteht die Möglichkeit, für die Gebiete in äußers-
ter Randlage die Anpassungen und die Ausnahmen vor-
zusehen, die erforderlich sind, um den besonderen Erfor-
dernissen dieser Regionen Rechnung zu tragen.

(2) Mit Artikel 299 Absatz 2 des Vertrags werden die
Zwänge anerkannt, denen die Regionen in äußerster
Randlage, zu denen die Azoren und Madeira gehören,
ausgesetzt sind.

(3) Die Verordnung (EWG) Nr. 1600/92 (5) soll den Nach-
teilen abhelfen, die mit der Abgelegenheit und der Insel-
lage dieser Gebiete verbunden sind.

(4) Manche landwirtschaftlichen Betriebe oder Verarbei-
tungs- und Vermarktungsunternehmen in diesen Gebie-
ten weisen gravierende strukturelle Mängel auf und
haben mit besonderen Schwierigkeiten zu kämpfen. Es
sollte deshalb für einige Investitionsarten von den Vor-
schriften, die die Gewährung bestimmter Strukturbeihil-

fen gemäß der Verordnung (EG) Nr. 1257/1999 ein-
schränken oder verbieten, abgewichen werden können.

(5) Nach Artikel 29 Absatz 3 der Verordnung (EG) Nr.
1257/1999 dürfen Beihilfen für die Forstwirtschaft nur
für Wälder und bewaldete Flächen gewährt werden, die
privaten Eigentümern oder deren Vereinigungen oder
Gemeinden oder Gemeindeverbänden gehören. Ein Teil
der Wälder und bewaldeten Flächen in diesen Gebieten
gehört jedoch anderen Gebietskörperschaften als den
Gemeinden. Unter diesen Gegebenheiten sollten die
Bestimmungen des genannten Artikels 29 gelockert wer-
den.

(6) Die finanzielle Beteiligung der Gemeinschaft kann sich
für drei der in Artikel 35 Absatz 1 der Verordnung (EG)
Nr. 1257/1999 genannten flankierenden Maßnahmen in
den Gebieten in äußerster Randlage auf bis zu 85 v.H.
der zuschussfähigen Gesamtkosten belaufen. Demgegen-
über ist die finanzielle Beteiligung der Gemeinschaft für
die Agrarumweltmaßnahmen, die die vierte flankierende
Maßnahme bilden, gemäß Artikel 47 Absatz 2 dritter
Gedankenstrich der genannten Verordnung in allen
Gebieten, die unter Ziel 1 fallen, auf 75 v.H. begrenzt.
Angesichts der Bedeutung, die dem Umweltschutz in der
Landwirtschaft im Rahmen der Entwicklung des ländli-
chen Raums zukommt, sollte der Satz der finanziellen
Beteiligung der Gemeinschaft für alle flankierenden Maß-
nahmen in den Gebieten in äußerster Randlage harmo-
nisiert werden.

(7) In Artikel 24 Absatz 2 und im Anhang der Verordnung
(EG) Nr. 1257/1999 werden die für eine Gemeinschafts-
beihilfe für Agrarumweltmaßnahmen in Betracht kom-
menden jährlichen Höchstbeträge festgesetzt. Um der
spezifischen Umweltsituation einiger sehr empfindlicher
Weidegebiete auf den Azoren und dem Schutz der Land-
schaft und der traditionellen Merkmale der Landbau-
gebiete, insbesondere des Terrassenanbaus auf Madeira,
Rechnung zu tragen, sollte vorgesehen werden, dass
diese Beträge für bestimmte Maßnahmen bis auf das
Doppelte angehoben werden können.

(8) Gemäß Artikel 14 der Verordnung (EG) Nr. 1260/1999
des Rates vom 21 Juni 1999 mit allgemeinen Bestim-
mungen über die Strukturfonds (6) gelten die Pläne,
gemeinschaftlichen Förderkonzepte, operationellen Pro-
gramme und Einheitlichen Programmplanungsdoku-
mente für einen Zeitraum von sieben Jahren und
beginnt der Programmplanungszeitraum am 1. Januar
2000. Zur Wahrung der Kohärenz und zur Vermeidung
einer unterschiedlichen Behandlung von Begünstigten

(1) ABl. C 96 E vom 27.2.2001, S. 275.
(2) Stellungnahme vom 14. Juni 2001 (noch nicht im Amtsblatt ver-

öffentlicht).
(3) ABl. C 139 vom 11.5.2001, S. 29.
(4) ABl. L 160 vom 26.6.1999, S. 80.
(5) ABl. L 173 vom 27.6.1992, S. 1. Zuletzt geändert durch die Ver-

ordnung (EG) Nr. 2826/2000 (ABl. L 328 vom 23.12.2000, S. 2).
(6) ABl. L 161 vom 26.6.1999, S. 1. Geändert durch die Verordnung

(EG) Nr. 1447/2001 (siehe Seite 1 dieses Amtsblatts).
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ein und desselben Programms ist zu gewährleisten, dass
die in der vorliegenden Verordnung vorgesehenen
Abweichungen ausnahmsweise während des gesamten
Programmplanungszeitraums angewendet werden kön-
nen �

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Die Verordnung (EWG) Nr. 1600/92 wird wie folgt geändert:

In Titel IV Abschnitt 1 wird folgender Artikel 32 eingefügt:

�Artikel 32

(1) Für Investitionen, die in erster Linie der Förderung
der Diversifizierung, der Umstrukturierung oder der Aus-
richtung auf die nachhaltige Landwirtschaft dienen und die
in Betrieben von geringer Größe getätigt werden, welche in
der Ergänzung zur Programmplanung gemäß Artikel 18
Absatz 3 der Verordnung (EG) Nr. 1260/1999 des Rates
vom 21 Juni 1999 mit allgemeinen Bestimmungen über
die Strukturfonds (*) festzulegen sind, ist abweichend von
Artikel 7 der Verordnung (EG) Nr. 1257/1999 der Gesamt-
wert der Beihilfe, ausgedrückt als Vomhundertsatz des för-
derungsfähigen Investitionsvolumens, auf maximal 75 v.H.
begrenzt (**).

(2) Für Investitionen in Unternehmen, die landwirt-
schaftliche Erzeugnisse aus überwiegend lokaler Produktion
und aus Sektoren, welche in der Ergänzung zur Programm-
planung gemäß Artikel 18 Absatz 3 der Verordnung (EG)
Nr. 1260/1999 festzulegen sind, verarbeiten und vermark-
ten, ist abweichend von Artikel 28 Absatz 2 der Verord-
nung (EG) Nr. 1257/1999 der Gesamtwert der Beihilfe,
ausgedrückt als Vomhundertsatz des förderungsfähigen
Investitionsvolumens auf maximal 65 v.H. begrenzt. Bei
den kleinen und mittleren Unternehmen ist der Gesamt-
wert der Beihilfe unter denselben Bedingungen auf maxi-
mal 75 v.H. begrenzt.

(3) Die Einschränkung gemäß Artikel 29 Absatz 3 der
Verordnung (EG) Nr. 1257/1999 gilt nicht für subtropische
Wälder und bewaldete Flächen auf dem Gebiet der Azoren
und Madeiras.

(4) Die finanzielle Beteiligung der Gemeinschaft an den
in den Artikeln 22 bis 24 dieser Verordnung vorgesehenen
Agrarumweltmaßnahmen beläuft sich abweichend von
Artikel 47 Absatz 2 Unterabsatz 2 dritter Gedankenstrich
der Verordnung (EG) 1257/1999 auf 85 v.H.

(5) Abweichend von Artikel 24 Absatz 2 der Verord-
nung (EG) Nr. 1257/1999 können die für eine Gemein-
schaftsbeihilfe in Betracht kommenden jährlichen Höchst-
beträge im Sinne des Anhangs dieser Verordnung für Maß-
nahmen zum Schutz der Seen auf den Azoren und zur
Erhaltung der Landschaft und der traditionellen Merkmale
der Landbaugebiete, insbesondere zur Erhaltung der tragen-
den Steinmauern für den Terrassenanbau auf Madeira, bis
auf das Doppelte angehoben werden.

(6) Die gemäß diesem Artikel vorgesehenen Maßnahmen
werden im Rahmen der für diese Gebiete aufgestellten Ein-
heitlichen Programmplanungsdokumente gemäß Artikel 18
der Verordnung (EG) Nr. 1260/1999 kurz beschrieben.

(*) ABl. L 160 vom 26.6.1999, S. 80.
(**) ABl. L 161 vom 26.6.1999, S. 1. Geändert durch die

Verordnung (EG) Nr. 1447/2001 (ABl. L 198 vom
21.7.2001, S. 1).�

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am dritten Tag nach ihrer Veröffent-
lichung im Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften in Kraft.

Sie gilt mit Wirkung vom 1. Januar 2000.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied-
staat.

Geschehen zu Luxemburg am 28. Juni 2001.

Im Namen des Rates

Der Präsident
B. ROSENGREN
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VERORDNUNG (EG) Nr. 1450/2001 DES RATES

vom 28. Juni 2001

zur Änderung der Verordnung (EWG) Nr. 1601/92 zur Einführung von Sondermaßnahmen für
bestimmte landwirtschaftliche Erzeugnisse zugunsten der Kanarischen Inseln in Bezug auf die

Strukturmaßnahmen

DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION �

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft, insbesondere auf Artikel 37 und Artikel 299
Absatz 2,

auf Vorschlag der Kommission (1),

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments (2),

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozialausschusses (3),

nach Stellungnahme des Ausschusses der Regionen,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) In der Verordnung (EG) Nr. 1257/1999 des Rates vom
17. Mai 1999 über die Förderung der Entwicklung des
ländlichen Raums durch den Europäischen Ausrich-
tungs- und Garantiefonds für die Landwirtschaft
(EAGFL) und zur Änderung bzw. Aufhebung bestimmter
Verordnungen (4) sind die Maßnahmen zur Entwicklung
des ländlichen Raums, für die eine gemeinschaftliche
Förderung gewährt werden kann, sowie die Bedingungen
für eine solche Förderung festgelegt. Nach jener Verord-
nung besteht die Möglichkeit, für die Gebiete in äußers-
ter Randlage die Anpassungen und die Ausnahmen vor-
zusehen, die erforderlich sind, um den besonderen Erfor-
dernissen dieser Regionen Rechnung zu tragen.

(2) Mit Artikel 299 Absatz 2 des Vertrags werden die
Zwänge anerkannt, denen die Regionen in äußerster
Randlage, zu denen die Kanarischen Inseln gehören, aus-
gesetzt sind.

(3) Die Verordnung (EWG) Nr. 1601/92 (5) soll den Nach-
teilen abhelfen, die mit der Abgelegenheit und der Insel-
lage dieser Gebiete verbunden sind.

(4) Manche landwirtschaftlichen Betriebe oder Verarbei-
tungs- und Vermarktungsunternehmen auf diesen Inseln
weisen gravierende strukturelle Mängel auf und haben
mit besonderen Schwierigkeiten zu kämpfen. Es sollte
deshalb für einige Investitionsarten von den Vorschrif-
ten, die die Gewährung bestimmter Strukturbeihilfen

gemäß der Verordnung (EG) Nr. 1257/1999 einschrän-
ken oder verbieten, abgewichen werden können.

(5) Die finanzielle Beteiligung der Gemeinschaft kann sich
für drei der in Artikel 35 Absatz 1 der Verordnung (EG)
Nr. 1257/1999 genannten flankierenden Maßnahmen in
den Gebieten in äußerster Randlage auf bis zu 85 v.H.
der zuschussfähigen Gesamtkosten belaufen. Demgegen-
über ist die finanzielle Beteiligung der Gemeinschaft für
die Agrarumweltmaßnahmen, die die vierte flankierende
Maßnahme bilden, gemäß Artikel 47 Absatz 2 dritter
Gedankenstrich der genannten Verordnung in allen
Gebieten, die unter Ziel 1 fallen, auf 75 v.H. begrenzt.
Angesichts der Bedeutung, die dem Umweltschutz in der
Landwirtschaft im Rahmen der ländlichen Entwicklung
zukommt, sollte der Satz der finanziellen Beteiligung der
Gemeinschaft für alle flankierenden Maßnahmen in den
Gebieten in äußerster Randlage harmonisiert werden.

(6) Gemäß Artikel 14 der Verordnung (EG) Nr. 1260/1999
des Rates vom 21. Juni 1999 mit allgemeinen Bestim-
mungen über die Strukturfonds (6) gelten die Pläne,
gemeinschaftlichen Förderkonzepte, operationellen Pro-
gramme und Einheitlichen Programmplanungsdoku-
mente für einen Zeitraum von sieben Jahren und
beginnt der Programmplanungszeitraum am 1. Januar
2000. Zur Wahrung der Kohärenz und zur Vermeidung
einer unterschiedlichen Behandlung von Begünstigten
ein und desselben Programms ist zu gewährleisten, dass
die in der vorliegenden Verordnung vorgesehenen
Abweichungen ausnahmsweise während des gesamten
Programmplanungszeitraums angewendet werden kön-
nen �

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Die Verordnung (EWG) Nr. 1601/92 wird wie folgt geändert:

In Titel V Abschnitt 1 wird folgender Artikel 27 eingefügt:

�Artikel 27

(1) Für Investitionen, die in erster Linie der Förderung
der Diversifizierung, der Umstrukturierung oder der Aus-
richtung auf die nachhaltige Landwirtschaft dienen und die
in Betrieben von geringer Größe getätigt werden, welche in
der Ergänzung zur Programmplanung gemäß Artikel 18
Absatz 3 der Verordnung (EG) Nr. 1260/1999 des Rates
vom 21. Juni 1999 mit allgemeinen Bestimmungen über

(1) ABl. C 96 E vom 27.2.2001, S. 276.
(2) Stellungnahme vom 14. Juni 2001 (noch nicht im Amtsblatt ver-

öffentlicht).
(3) ABl. C 139 vom 11.5.2001, S. 29.
(4) ABl. L 160 vom 26.6.1999, S. 80.
(5) ABl. L 173 vom 27.6.1992, S. 13. Zuletzt geändert durch die

Verordnung (EG) Nr. 2826/2000 (ABl. L 328 vom 23.12.2000,
S. 2).

(6) ABl. L 161 vom 26.6.1999, S. 1. Geändert durch die
Verordnung (EG) Nr. 1447/2001 (siehe Seite 1 dieses Amtsblatts).

21.7.2001 L 198/7Amtsblatt der Europäischen GemeinschaftenDE



die Strukturfonds (*) festzulegen sind, ist abweichend von
Artikel 7 der Verordnung (EG) Nr. 1257/1999 der Gesamt-
wert der Beihilfe, ausgedrückt als Vomhundertsatz des för-
derungsfähigen Investitionsvolumens, auf maximal 75 v.H.
begrenzt (**).

(2) Für Investitionen in Unternehmen, die landwirt-
schaftliche Erzeugnisse aus überwiegend lokaler Produktion
und aus Sektoren, welche in der Ergänzung zur Programm-
planung gemäß Artikel 18 Absatz 3 der Verordnung (EG)
Nr. 1260/1999 festzulegen sind, verarbeiten und vermark-
ten, ist abweichend von Artikel 28 Absatz 2 der Verord-
nung (EG) Nr. 1257/1999 der Gesamtwert der Beihilfe,
ausgedrückt als Vomhundertsatz des förderungsfähigen
Investitionsvolumens, auf maximal 65 v.H. begrenzt. Bei
den kleinen und mittleren Unternehmen ist der Gesamt-
wert der Beihilfe unter denselben Bedingungen auf maxi-
mal 75 v.H. begrenzt.

(3) Die finanzielle Beteiligung der Gemeinschaft an den
in den Artikeln 22 bis 24 dieser Verordnung vorgesehenen

Agrarumweltmaßnahmen beläuft sich abweichend von
Artikel 47 Absatz 2 Unterabsatz 2 dritter Gedankenstrich
der Verordnung (EG) Nr. 1257/1999 auf 85 v.H.

(4) Die gemäß diesem Artikel vorgesehenen Maßnahmen
werden im Rahmen der für diese Gebiete aufgestellten ope-
rationellen Programme gemäß Artikel 18 der Verordnung
(EG) Nr. 1260/1999 kurz beschrieben.

(*) ABl. L 160 vom 26.6.1999, S. 1.
(**) ABl. L 161 vom 26.6.1999, S. 1. Geändert durch die

Verordnung (EG) Nr. 1447/2001 (ABl. L 198 vom
21.7.2001, S. 1).�

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am dritten Tag nach ihrer Veröffent-
lichung im Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften in Kraft.

Sie gilt mit Wirkung vom 1. Januar 2000.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied-
staat.

Geschehen zu Luxemburg am 28. Juni 2001.

Im Namen des Rates

Der Präsident
B. ROSENGREN
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VERORDNUNG (EG) Nr. 1451/2001 DES RATES

vom 28. Juni 2001

zur Änderung der Verordnung (EG) Nr. 2792/1999 zur Festlegung der Modalitäten und
Bedingungen für die gemeinschaftlichen Strukturmaßnahmen im Fischereisektor

DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION �

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft, insbesondere auf Artikel 37 und Artikel 299
Absatz 2,

auf Vorschlag der Kommission (1),

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments (2),

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozialausschusses (3),

nach Stellungnahme des Ausschusses der Regionen,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) In der Verordnung (EG) Nr. 2792/1999 (4) sind in Über-
einstimmung mit den Obergrenzen nach der Verord-
nung (EG) Nr. 1260/1999 des Rates vom 21. Juni 1999
mit allgemeinen Bestimmungen über die Struktur-
fonds (5) die Höchstsätze festgelegt, die für Interventio-
nen des Finanzinstrumentes für die Ausrichtung der
Fischerei (FIAF) gelten.

(2) Die für das FIAF geltenden Höchstsätze fallen jedoch
niedriger aus, als dies in den besonderen Bestimmungen
der Verordnung (EG) Nr. 1260/1999 für bestimmte

Regionen, die unter Ziel 1 fallen, vorgesehen ist. Die für
das FIAF geltenden Höchstsätze sollten je nach den
besonderen Schwierigkeiten in den einzelnen Regionen
angepasst werden. Insbesondere bei den Gebieten in
äußerster Randlage sind die in Artikel 299 Absatz 2 des
Vertrags genannten Faktoren, die ihre Entwicklung
schwer beeinträchtigen können, zu berücksichtigen.

(3) Die Verordnung (EG) Nr. 2792/1999 sollte daher geän-
dert werden.

(4) Gemäß Artikel 14 der Verordnung (EG) Nr. 1260/1999
gelten die Pläne, gemeinschaftlichen Förderkonzepte,
operationellen Programme und Einheitlichen Programm-
planungsdokumente für einen Zeitraum von sieben Jah-
ren und beginnt der Programmplanungszeitraum am 1.
Januar 2000. Zur Wahrung der Kohärenz und zur Ver-
meidung einer unterschiedlichen Behandlungen von
Begünstigten ein und desselben Programms ist zu
gewährleisten, dass die in der vorliegenden Verordnung
vorgesehenen Abweichungen ausnahmsweise während
des gesamten Programmplanungszeitraums angewendet
werden können �

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

(1) ABl. C 96 E vom 27.2.2001, S. 277.
(2) Stellungnahme vom 14. Juni 2001 (noch nicht im Amtsblatt ver-

öffentlicht).
(3) ABl. C 139 vom 11.5.2001, S. 29.
(4) ABl. L 337 vom 30.12.1999, S. 10.
(5) ABl. L 161 vom 26.6.1999, S. 1. Geändert durch die Verordnung

(EG) Nr. 1447/2001 (siehe Seite 1 dieses Amtsblatts).
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Artikel 1

Tabelle 3 in Anhang IV der Verordnung (EG) Nr. 2792/1999 erhält folgende Fassung:

�TABELLE 3

Gruppe 1 Gruppe 2 Gruppe 3 Gruppe 4

Ziel-1-Regionen (*) 50 % Ä A Ä 75 %
B Å 25 %

A Ä 35 %
B Å 5 %
C Å 60 %

A Ä 35 %
B Å 5 %
C Å 40 %

A Ä 75 %
B Å 5 %
C Å 20 %

Ziel-1-Regionen in einem Mitglied-
staat, der aus dem Kohäsionsfonds
gefördert wird

50 % Ä A Ä 80 %
B Å 20 %
(**)

A Ä 35 %
B Å 5 %
C Å 60 %

A Ä 35 %
B Å 5 %
C Å 40 %

A Ä 75 %
B Å 5 %
C Å 20 %

Gebiete in äußerster Randlage 50 % Ä A Ä 85 %
B Å 15 %
(**)

A Ä 40 %
B Å 10 %
C Å 50 %
(***)

A Ä 50 %
B Å 5 %
C Å 25 %
(****)

A Ä 75 %
B Å 5 %
C Å 20 %

Griechische Inseln in Randlage, die
aufgrund ihrer Entfernung benach-
teiligt sind

50 % Ä A Ä 85 %
B Å 15 %
(**)

A Ä 35 %
B Å 5 %
C Å 60 %

A Ä 35 %
B Å 5 %
C Å 40 %

A Ä 75 %
B Å 5 %
C Å 20 %

Andere Gebiete 25 % Ä A Ä 50 %
B Å 50 %

A Ä 15 %
B Å 5 %
C Å 60 %

A Ä 15 %
B Å 5 %
C Å 60 %

A Ä 50 %
B Å 5 %
C Å 30 %

(*) Einschließlich der Regionen gemäß Artikel 6 Absatz 1 der Verordnung (EG) Nr. 1260/1999.
(**) Abweichend von der allgemeinen Regelung für Ziel-1-Regionen und nur in entsprechend begründeten Ausnahmefällen.
(***) Abweichend von der allgemeinen Regelung für Ziel-1-Regionen und nur für Fischereifahrzeuge � unter Ausschluss von Trawlern

� mit einer Gesamtlänge von weniger als 12 Metern, sofern die Fischereifahrzeuge in einem Hafen eines Gebietes in äußerster
Randlage registriert sind und ihre Fangtätigkeit tatsächlich von diesem Hafen oder von einem anderen Hafen dieser Gebiete aus
über einen Zeitraum von mindestens fünf Jahren ausüben.

(****) Abweichend von der allgemeinen Reglung für Ziel-1-Regionen und nur in Betrieben von geringer Größe, die in der Ergänzung
zur Programmplanung gemäß Artikel 19 Absatz 4 der Verordnung (EG) Nr. 1260/1999 zu definieren sind.

Im Falle von Investitionen in kleinen und mittleren Unternehmen im Sinne der Empfehlung 96/280/EG (1)
der Kommission können die Beteiligungssätze (A) der Gruppen 2 und 3 um einen Betrag für andere Finan-
zierungsformen als Direktbeihilfen angehoben werden, sofern diese Anhebung 10 % der zuschussfähigen
Gesamtkosten nicht übersteigt. Die Beteiligung der privaten Begünstigten wird entsprechend verringert.

Die Ausnahmen nach Absatz 1 sind Gegenstand einer zusammenfassenden Beschreibung im Rahmen der
operationellen Programme oder Einheitlichen Programmplanungsdokumente für die betreffenden Gebiete
gemäß Artikel 18 und 19 der Verordnung (EG) Nr. 1260/1999.

(1) ABl. L 107 vom 30.4.1996, S. 4.�

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am dritten Tag nach ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Gemein-
schaften in Kraft.

Sie gilt mit Wirkung vom 1. Januar 2000.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied-
staat.

Geschehen zu Luxemburg am 28. Juni 2001.

Im Namen des Rates

Der Präsident
B. ROSENGREN
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VERORDNUNG (EG) Nr. 1452/2001 DES RATES

vom 28. Juni 2001

zur Einführung von Sondermaßnahmen für bestimmte landwirtschaftliche Erzeugnisse zugunsten
der französischen überseeischen Departements, zur Änderung der Richtlinie 72/462/EWG sowie

zur Aufhebung der Verordnungen (EWG) Nr. 525/77 und (EWG) Nr. 3763/91 (Poseidom)

DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION �

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft, insbesondere auf Artikel 36, Artikel 37 und
Artikel 299 Absatz 2,

auf Vorschlag der Kommission,

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments (1),

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Der Rat hat mit dem Beschluss 89/687/EWG (2) ein Pro-
gramm zur Lösung der spezifisch auf die Abgelegenheit
und Insellage der französischen überseeischen Departe-
ments zurückzuführenden Probleme (Poseidom) ange-
nommen, das sich in die Gemeinschaftspolitik zugunsten
der Regionen in äußerster Randlage einfügt. Mit diesem
Programm soll die wirtschaftliche und soziale Entwick-
lung dieser Regionen gefördert und ihnen ermöglicht
werden, in den Genuss der Vorteile des Binnenmarktes
zu kommen, dem sie angehören, obwohl objektive Fak-
toren sie geografisch und wirtschaftlich absondern. Die-
ses Programm lehnt sich an die Anwendung der GAP in
diesen Regionen an und sieht den Erlass von spezi-
fischen Maßnahmen vor. Es umfasst unter anderem
Maßnahmen zur Verbesserung der Produktions- und
Vermarktungsbedingungen für die landwirtschaftlichen
Erzeugnisse der überseeischen Departements sowie zur
Abschwächung der Auswirkungen ihrer außergewöhnli-
chen geografischen Lage und ihrer Sachzwänge, die
inzwischen in Artikel 299 Absatz 2 des Vertrags aner-
kannt worden sind.

(2) Die außergewöhnliche geografische Lage der französi-
schen überseeischen Departements hinsichtlich der Lie-
ferquellen für die zur Verarbeitung und als Betriebsstoffe
benötigten landwirtschaftlichen Erzeugnisse führt in die-
sen Regionen zu einer Verteuerung der Lieferungen.
Außerdem verursachen objektive, mit der Insellage und
der extremen Randlage zusammenhängende Faktoren
den Marktteilnehmern und Erzeugern der Departements
zusätzliche Nachteile, die ihre Tätigkeiten erheblich
erschweren. Dies gilt insbesondere für die Versorgung
mit Getreide, das dort praktisch nicht angebaut wird
und auch nicht in großem Maßstab angebaut werden
kann, so dass Einfuhrabhängigkeit besteht. Diese Nach-

teile lassen sich durch eine Senkung der Preise für die
benötigten Erzeugnisse überwinden. Um die Versorgung
dieser Departements aus der örtlichen Erzeugung sicher-
zustellen und die durch die Entfernung, die Insellage
und die extreme Randlage bedingten Mehrkosten aus-
zugleichen, empfiehlt es sich deshalb, eine besondere
Versorgungsregelung einzuführen.

(3) Zu diesem Zweck sind abweichend von Artikel 23 des
Vertrags die Einfuhren der betreffenden Erzeugnisse aus
Drittländern von den geltenden Einfuhrzöllen zu befrei-
en.

(4) Um das Ziel einer Preissenkung in den französischen
überseeischen Departements und eines Ausgleichs der
durch die Abgelegenheit, die Insellage und die extreme
Randlage bedingten Mehrkosten möglichst effizient zu
erreichen und gleichzeitig die Wettbewerbsfähigkeit der
Gemeinschaftserzeugnisse zu erhalten, sind Beihilfen für
die Belieferung dieser Departements mit Gemeinschafts-
erzeugnissen zu gewähren. Dabei wird den Mehrkosten
für die Verbringung in die überseeischen Departements,
den bei der Ausfuhr nach Drittländern angewandten
Preisen und, wenn es sich um landwirtschaftliche
Betriebsstoffe oder zur Verarbeitung bestimmte Erzeug-
nisse handelt, den Mehrkosten infolge der Insellage und
extremen Randlage Rechnung getragen.

(5) Da die Mengen, die Gegenstand der besonderen Versor-
gungsregelung sind, auf den Versorgungsbedarf der
überseeischen Departements beschränkt sind, tut diese
Regelung dem ordnungsgemäßen Funktionieren des Bin-
nenmarktes keinen Abbruch. Die wirtschaftlichen Vor-
teile der besonderen Versorgungsregelung sollten im
Übrigen nicht zu Verkehrsverlagerungen bei den betref-
fenden Erzeugnissen führen. Daher muss der Weiterver-
sand oder die Wiederausfuhr dieser Erzeugnisse aus den
französischen überseeischen Departements verboten
werden. Die Handelsströme zwischen den Departements
fallen jedoch nicht unter dieses Verbot. Im Falle der Ver-
arbeitung gilt dieses Verbot unter bestimmten Bedingun-
gen auch nicht für Ausfuhren in Drittländer zur För-
derung eines regionalen Handelsaustauschs und für die
traditionellen Versendungen in die übrige Gemeinschaft.

(6) Die wirtschaftlichen Vorteile der besonderen Versor-
gungsregelung sollten sich auf die Produktionskosten bis
zur Stufe des Endverbrauchers auswirken. Daher ist ihre
Anwendung davon abhängig zu machen, dass die Vor-
teile tatsächlich weitergegeben werden; hierfür sind
geeignete Kontrollen vorzusehen.

(1) Stellungnahme vom 14. Juni 2001 (noch nicht im Amtsblatt ver-
öffentlicht).

(2) ABl. L 399 vom 30.12.1989, S. 39.
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(7) In Guayana ist in Anbetracht der Entwicklungen in
der Landwirtschaft mit der Verordnung (EWG) Nr.
3763/91 (1) eine Maßnahme zur Förderung des Reis-
anbaus eingeführt worden. Da diese Maßnahme am
Ende des Wirtschaftsjahres 1996 ausgelaufen ist und der
betreffende Mitgliedstaat keine Verlängerung beantragt
hat, wird sie endgültig abgeschafft. Es gibt eine Maß-
nahme für den Vertrieb und die Vermarktung eines Teils
der örtlichen Erzeugung auf Guadeloupe, Martinique
und in der übrigen Gemeinschaft. Da die Gesamtheit der
örtlichen Erzeugung nicht vor Ort verbraucht werden
kann und die Lagermöglichkeiten vor Ort sehr begrenzt
sind, ist diese Maßnahme, die für das Gleichgewicht des
örtlichen Wirtschaftszweigs lebenswichtig ist, unter den-
selben Bedingungen wie bisher fortzusetzen.

(8) Die traditionelle Viehzucht sollte gefördert werden, um
den örtlichen Bedarf der überseeischen Departements
decken zu können. Zu diesem Zweck ist von bestimm-
ten Vorschriften der gemeinsamen Marktorganisationen
zur Beschränkung der Erzeugung abzuweichen, um dem
Entwicklungsstand und den besonderen örtlichen Pro-
duktionsbedingungen Rechnung zu tragen, die sich von
denen in der übrigen Gemeinschaft grundlegend unter-
scheiden. Dieses Ziel kann ergänzend auch durch die
Finanzierung von Programmen zur genetischen Verbes-
serung einschließlich des Ankaufs reinrassiger Zuchttie-
re, durch den Ankauf von Handelsrassen, die besser an
die örtlichen Bedingungen angepasst sind, durch die
Gewährung von Zuschlägen zu den Mutterkuh- und
Schlachtprämien, sowie dadurch, dass bei Bedarf unter
bestimmten Bedingungen männliche Mastrinder aus
Drittländern eingeführt werden dürfen, erreicht werden;
ferner sollte von der Anwendung der Einfuhrbedingun-
gen für Tiere und Lebensmittel abgewichen werden.

(9) Es ist angebracht, Maßnahmen gegen die schlechte Ver-
sorgung des Marktes der überseeischen Departements
mit frischen Milcherzeugnissen zu treffen, der derzeit
vorwiegend durch eingeführte Erzeugnisse versorgt wer-
den muss. Dies kann einerseits dadurch geschehen, dass
die Beihilfe zur Förderung der Erzeugung von Kuhmilch
für den örtlichen Bedarf, der regelmäßig anhand einer
Versorgungsbilanz zu ermitteln ist, weitergezahlt wird;
andererseits kann dieses Ziel durch Nichterhebung der
in der Verordnung (EWG) Nr. 3950/92 (2) für Kuh-
milcherzeuger vorgesehenen Zusatzabgabe erreicht wer-
den. Die schlechten Versorgungsbedingungen, die für
diese weitabgelegenen Regionen kennzeichnend sind
und die sich von denen in der übrigen Gemeinschaft
grundlegend unterscheiden, wie auch die Notwendigkeit,
einen Anstoß für die örtlichen Produktion zu geben,
rechtfertigen diese Abweichung.

(10) Für den Zeitraum 1996-2000 ist eine zeitweilige
gemeinschaftliche Beteiligung an der Finanzierung regio-
naler Programme auf Martinique und Réunion zuguns-
ten der Erzeugung und Vermarktung örtlicher Tierzucht-
und Milcherzeugnisse eingeführt worden. In den betref-
fenden Sektoren wird der örtliche Bedarf erst zu einem
geringen Prozentsatz durch örtliche Erzeugnisse gedeckt.
Die Unterstützung durch die Gemeinschaft kann nur
wirksam eingesetzt werden, wenn die Wirtschaftszweige
fähig sind, den örtlichen Gegebenheiten angepasste Stra-
tegien für die wirtschaftliche Entwicklung, die räumliche
Planung der Erzeugung und die Berufsbildung der Betei-
ligten auszuarbeiten und einzuführen. Diese Unterstüt-
zung ist zeitweilig beizubehalten, um eine starke Pro-
duktionssteigerung in einem modernen und qualitäts-
bewussten Sektor zu erreichen. Diese Maßnahme wird
grundsätzlich auf Guayana und Guadeloupe ausgedehnt,
sofern örtliche Branchenverbände gegründet werden.

(11) In den Sektoren Obst und Gemüse sowie Pflanzen und
Blumen sind im Hinblick auf die örtliche Vermarktung
dieser Erzeugnisse, ihre Verarbeitung und ihre externe
Vermarktung Maßnahmen zur Verbesserung der Produk-
tivität der Betriebe und der Erzeugnisqualität, zur Struk-
turierung der Wirtschaftszweige, zur Entwicklung örtli-
cher Verarbeitungserzeugnisse und zur Beibehaltung
bestimmter traditioneller Erzeugungen (Vanille, ätheri-
sche Öle) eingeführt worden. Mit diesen Maßnahmen
wurde der Grundstein dafür gelegt, dass die Wett-
bewerbsfähigkeit der örtlichen Erzeugung gegenüber der
externen Konkurrenz auf den rentablen Märkten ver-
stärkt, und den Erwartungen der Verbraucher und den
neuen Vertriebswegen besser entsprochen werden konn-
te. Ferner konnte die Valorisierung dieser Erzeugnisse in
der übrigen Gemeinschaft verstärkt werden. Diese Bemü-
hungen sind fortzusetzen.

(12) Mit der Verordnung (EWG) Nr. 525/77 (3) ist eine Bei-
hilferegelung zur Erzeugung von Ananaskonserven ein-
geführt worden, die nur auf Martinique angewendet
wurde. Aufgrund der Besonderheiten dieser Regelung
und des Produktionsgebiets empfiehlt es sich in dem
Bemühen um eine Harmonisierung der Rechts- und Ver-
waltungsvorschriften, die Regelung in die vorliegende
Verordnung aufzunehmen und die Verordnung (EWG)
Nr. 525/77 aufzuheben. Der Fortbestand des Wirt-
schaftszweigs Ananas kann nur durch den Einsatz aller
daran Beteiligten gewährleistet werden. Die Ananas-
erzeugung ist aus wirtschaftlicher und sozialer Sicht eine
besonders wichtige Kultur für Martinique. Die Produkti-
onskosten für diese Erzeugung sind hoch und die Ver-
arbeitungserzeugnisse leiden unter der Konkurrenz aus
Drittländern. Es empfiehlt sich weiterhin, die Verarbei-
tung zu unterstützen, den Fortbestand der kleinen
Unternehmen zu gewährleisten, die Versorgung des
Industrieinstruments zu sichern und die Rolle der Erzeu-
gerorganisationen zu verstärken, wobei die Erzeugung

(1) Verordnung (EWG) Nr. 3763/91 des Rates vom 16. Dezember
1991 mit Sondermaßnahmen für bestimmte Agrarerzeugnisse
zugunsten der französischen überseeischen Departements (ABl. L
356 vom 24.12.1991, S. 1). Zuletzt geändert durch die
Verordnung (EG) Nr. 2826/2000 (ABl. L 328 vom 23.12.2000, S.
2).

(2) Verordnung (EWG) Nr. 3950/92 des Rates vom 28. Dezember
1992 über die Erhebung einer Zusatzabgabe im Milchsektor (ABl. L
405 vom 31.12.1992, S. 1). Zuletzt geändert durch die Verordnung
(EG) Nr. 1256/1999 der Kommission (ABl. L 160 vom 26.6.1999,
S. 73).

(3) Verordnung (EWG) Nr. 525/77 des Rates vom 14. März 1977 zur
Einführung einer Beihilferegelung zur Erzeugung von Ananaskon-
serven (ABl. L 73 vom 21.3.1977, S. 46). Zuletzt geändert durch
die Verordnung (EWG) Nr. 1699/85 (ABl. L 163 vom 22.6.1985,
S. 12).
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mittelfristig auf eine bessere Valorisierung und gegebe-
nenfalls auf den Frischerzeugnismarkt ausgerichtet wer-
den soll.

(13) Der Wirtschaftszweig Zuckerrohr ist von entscheidender
Bedeutung für die Wirtschaft der französischen übersee-
ischen Departements. Die Nachteile für die französi-
schen überseeischen Departements sind weiterhin erheb-
lich (Abgelegenheit, Insellage, extreme Randlage, schwie-
rige, bergige Oberflächenstruktur, geringe Größe und
weit verstreute Betriebe, hohe örtliche Transportkosten,
auf dem Landweg nur schwer zugänglich, usw.) und
führen zu Mehrkosten. Es gibt auch besondere Nachteile
im Vergleich zum Zuckerrübenanbau im Mutterland,
insbesondere bei der Zuckerrohrsammlung. Um eine
ordnungsgemäße Entwicklung des Sektors zu gewähr-
leisten und diesen Schwierigkeiten zu begegnen, sind
Maßnahmen zu treffen, um die Mehrkosten beim Trans-
port des Zuckerrohrs von den Feldern zu den Sammel-
zentren teilweise auszugleichen.

(14) Rum ist ein Erzeugnis von entscheidender wirtschaftli-
cher Bedeutung für die französischen überseeischen
Departements. Der schrittweise Abbau der gegenwärtig
für diese Produktion gewährten Vergünstigungen würde
für das Einkommensniveau der Rumerzeuger schwerwie-
gende Konsequenzen haben. Insbesondere müssen Stüt-
zungsmaßnahmen für den Zuckerrohranbau und die
direkte Verarbeitung dieses Zuckerrohrs zu landwirt-
schaftlichem Rum und Zuckersirup getroffen werden,
sofern diese Maßnahmen positive Auswirkungen auf das
Weiterbestehen der an die Brennereien gelieferten
Zuckerrohrerzeugung haben, so dass diese Brennereien
die Investitionen in ihre Produktionsmittel vorhersehen
und sie rationalisieren können. Die Maßnahmen sollten
auch Einfluss auf die Erlöse des Pflanzers haben und
ihm einen Anreiz dafür bieten, sein Produktionsmittel
zu verbessern, um den Ertrag und die Qualität des gelie-
ferten Zuckerrohrs zu gewährleisten.

(15) In den französischen überseeischen Departements sollten
die Erzeugung von Qualitätsprodukten und ihre Ver-
marktung gefördert werden. Zu diesem Zweck kann die
Verwendung des von der Gemeinschaft eingeführten
Bildzeichens nützlich sein.

(16) Aufgrund der besonderen Klimaverhältnisse und der
unzureichenden Mittel, die bisher in den französischen
überseeischen Departements zur Schädlingsbekämpfung
eingesetzt wurden, ergeben sich für die landwirtschaftli-
che Erzeugung besondere Probleme in Bezug auf die
Pflanzengesundheit. Es müssen daher Programme zur
Bekämpfung der Schadorganismen, unter anderem mit
biologischen Methoden, durchgeführt werden. Dabei ist
festzulegen, inwieweit sich die Gemeinschaft finanziell
an der Durchführung dieser Programme beteiligt.

(17) In der Verordnung (EG) Nr. 1257/1999 (1) sind die
Maßnahmen zur Entwicklung des ländlichen Raums, für
die eine gemeinschaftliche Förderung gewährt werden
kann, sowie die Bedingungen für eine solche Förderung
festgelegt.

(18) Die vorliegende Verordnung soll den Nachteilen abhel-
fen, die mit der Abgelegenheit und der Insellage der
überseeischen Departements verbunden sind, und die
Bedingungen für die Erzeugung und Vermarktung der
landwirtschaftlichen Erzeugnisse dieser Departements
verbessern.

(19) Manche landwirtschaftlichen Betriebe oder Verarbei-
tungs- und Vermarktungsunternehmen in den übersee-
ischen Departements weisen gravierende strukturelle
Mängel auf und haben mit besonderen Schwierigkeiten
zu kämpfen. Deshalb empfiehlt es sich, für einige Inves-
titionsarten von den Vorschriften abzuweichen, die die
Gewährung bestimmter Strukturbeihilfen gemäß der
Verordnung (EG) Nr. 1257/1999 einschränken oder ver-
bieten.

(20) Nach Artikel 29 Absatz 3 der Verordnung (EG) Nr.
1257/1999 dürfen Beihilfen für die Forstwirtschaft nur
für Wälder und bewaldete Flächen gewährt werden, die
privaten Eigentümern oder deren Vereinigungen oder
Gemeinden oder Gemeindeverbänden gehören. Ein Teil
der Wälder und bewaldeten Flächen in den übersee-
ischen Departements gehört jedoch anderen Gebietskör-
perschaften als den Gemeinden. Unter diesen Gegeben-
heiten sollten die Bestimmungen des genannten Artikels
29 gelockert werden.

(21) Die finanzielle Beteiligung der Gemeinschaft kann sich
für drei der in Artikel 35 Absatz 1 der Verordnung (EG)
Nr. 1257/1999 genannten flankierenden Maßnahmen in
den Gebieten in äußerster Randlage auf bis zu 85 % der
zuschussfähigen Gesamtkosten belaufen. Demgegenüber
ist die finanzielle Beteiligung der Gemeinschaft für die
Agrarumweltmaßnahmen, die die vierte flankierende
Maßnahme bilden, gemäß Artikel 47 Absatz 2 dritter
Gedankenstrich der genannten Verordnung in allen
Gebieten, die unter Ziel 1 fallen, auf 75 % begrenzt.
Angesichts der Bedeutung, die dem Umweltschutz in der
Landwirtschaft im Rahmen der Entwicklung des ländli-
chen Raums zugewiesen wird, sollte der Satz der finan-
ziellen Beteiligung der Gemeinschaft für alle flankieren-
den Maßnahmen in den Gebieten in äußerster Randlage
harmonisiert werden.

(22) Gemäß Artikel 14 der Verordnung (EG) Nr.
1260/1999 (2) gelten die Pläne, gemeinschaftlichen För-
derkonzepte, operationellen Programme und Einheitli-
chen Programmplanungsdokumente für einen Zeitraum
von sieben Jahren und beginnt der Programmplanungs-

(1) Verordnung (EG) Nr. 1257/99 des Rates vom 17. Mai 1999 über
die Förderung der Entwicklung des ländlichen Raums durch den
Europäischen Ausrichtungs- und Garantiefonds für die Landwirt-
schaft (EAGFL) und zur Änderung bzw. Aufhebung bestimmter
Verordnungen (ABl. L 160 vom 26.6.1999, S. 80).

(2) Verordnung (EG) Nr. 1260/1999 des Rates vom 21. Juni 1999 mit
allgemeinen Bestimmungen über die Strukturfonds (ABl. L 161
vom 26.6.1999, S. 1).
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zeitraum am 1. Januar 2000. Zur Wahrung der Kohä-
renz und zur Vermeidung einer unterschiedlichen
Behandlung von Begünstigten ein und desselben Pro-
gramms ist zu gewährleisten, dass die in dieser Verord-
nung vorgesehenen Abweichungen ausnahmsweise wäh-
rend des gesamten Programmplanungszeitraums ange-
wendet werden können.

(23) Von der ständigen Politik der Gemeinschaft, keine staat-
lichen Betriebsbeihilfen für die Erzeugung, Verarbeitung
und Vermarktung von unter Anhang I des Vertrags fal-
lenden landwirtschaftlichen Erzeugnissen zu genehmi-
gen, kann abgewichen werden, um den spezifischen
Sachzwängen der Agrarerzeugung in den französischen
überseeischen Departements abzuhelfen, die sich aus der
Abgelegenheit, der Insellage, der extremen Randlage, der
geringen Größe, den schwierigen Relief- und Klimabe-
dingungen sowie der wirtschaftlichen Abhängigkeit von
einigen wenigen Erzeugnissen ergeben.

(24) Es ist die Möglichkeit des Erlasses von Übergangsvor-
schriften zu schaffen, um die Umstellung von den Rege-
lungen der Verordnung (EWG) Nr. 3763/91 sowie der
Verordnung (EWG) Nr. 525/77 auf die neue Regelung
nach der vorliegenden Verordnung zu erleichtern, und
es ist dafür zu sorgen, dass im Falle der Verlängerung
bestehender Regelungen keine Unterbrechungen eintre-
ten.

(25) Die zur Durchführung dieser Verordnung erforderlichen
Maßnahmen sollten gemäß dem Beschluss 1999/468/EG
des Rates vom 28. Juni 1999 zur Festlegung der Modali-
täten für die Ausübung der der Kommission übertrage-
nen Durchführungsbefugnisse (1) erlassen werden.

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Mit dieser Verordnung werden Sondermaßnahmen zugunsten
der französischen überseeischen Departements, nachstehend
�überseeische Departements� genannt, erlassen, um den sich
aus der Abgelegenheit, der extremen Randlage und der Insel-
lage ergebenden Problemen bei bestimmten landwirtschaftli-
chen Erzeugnissen abzuhelfen.

TITEL I

BESONDERE VERSORGUNGSREGELUNG

Artikel 2

(1) Es wird eine besondere Versorgungsregelung für die in
Anhang I aufgeführten landwirtschaftlichen Erzeugnisse einge-
führt, die in den überseeischen Departements zum Verzehr,
zur Verarbeitung und als landwirtschaftliche Betriebsstoffe
benötigt werden.

(2) Für jedes Jahr wird eine Vorausschätzung des Bedarfs an
den in Anhang I aufgeführten Erzeugnissen erstellt. Für den

Bedarf der Verarbeitungs- und Verpackungsindustrie an Erzeug-
nissen, die für den örtlichen Markt bestimmt sind, unter
bestimmten Bedingungen in Drittländer ausgeführt oder tradi-
tionell nach der übrigen Gemeinschaft versandt werden, erfolgt
eine getrennte Vorausschätzung.

Artikel 3

(1) Bei der Direkteinfuhr der Erzeugnisse, die unter die
besondere Versorgungsregelung fallen und aus Drittländern
stammen, in die überseeischen Departements werden im Rah-
men der in der Bedarfsvorausschätzung bestimmten Mengen
keine Einfuhrzölle erhoben.

(2) Um den nach Artikel 2 ermittelten Bedarf sowohl men-
genmäßig als auch nach Preis und Qualität zu decken und
dafür zu sorgen, dass der Anteil der Versorgung aus der
Gemeinschaft gewahrt bleibt, wird für die Versorgung der
überseeischen Departements mit gemeinschaftlichen Erzeugnis-
sen aus öffentlichen Interventionsbeständen oder durch auf
dem Gemeinschaftsmarkt befindliche Erzeugnisse eine Beihilfe
gewährt.

Der Beihilfebetrag wird unter Berücksichtigung der Mehrkosten
für die Verbringung nach den Märkten der überseeischen
Departements und der Preise bei der Ausfuhr nach Drittländern
sowie, wenn es sich um zur Verarbeitung bestimmte Erzeug-
nisse oder landwirtschaftliche Betriebsstoffe handelt, der durch
die Insellage und die extreme Randlage bedingten Mehrkosten
festgesetzt.

(3) Die besondere Versorgungsregelung wird so angewendet,
dass insbesondere Folgendem Rechnung getragen wird:

� den besonderen Bedürfnissen der überseeischen Departe-
ments und, wenn es sich um zur Verarbeitung bestimmte
Erzeugnisse oder landwirtschaftliche Betriebsstoffe handelt,
den genauen Qualitätsanforderungen,

� den Handelsströmen mit der übrigen Gemeinschaft

� und dem wirtschaftlichen Aspekt der geplanten Beihilfen.

(4) Die besondere Versorgungsregelung wird nur angewandt,
wenn dem Endverbraucher tatsächlich die wirtschaftlichen Vor-
teile zugute kommen, die sich aus der Befreiung vom Einfuhr-
zoll oder aus der gemeinschaftlichen Beihilfe für Lieferungen
aus der übrigen Gemeinschaft ergeben.

(5) Die Erzeugnisse, denen die besondere Versorgungsrege-
lung zugute kommt, können nicht wieder nach Drittländern
ausgeführt oder in die übrige Gemeinschaft weiterversandt wer-
den. Das Verbot gemäß diesem Absatz gilt nicht für die Han-
delsströme zwischen den überseeischen Departements.

Werden diese Erzeugnisse in den überseeischen Departements
verarbeitet, so gilt das vorstehende Verbot unter Einhaltung der
Bedingungen, die von der Kommission nach dem in Artikel 23
Absatz 2 genannten Verfahren festgelegt worden sind, nicht
für die traditionellen Ausfuhren in Drittländer oder die traditio-
nellen Versendungen der gewonnenen Verarbeitungserzeug-
nisse nach der übrigen Gemeinschaft.(1) ABl. L 184 vom 17.7.1999, S. 23.
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Es wird keine Ausfuhrerstattung gewährt.

(6) Die Durchführungsbestimmungen zu diesem Titel wer-
den nach dem in Artikel 23 Absatz 2 genannten Verfahren
erlassen. Sie betreffen unter anderem

� die Festsetzung der Beihilfen für die Versorgung aus der
Gemeinschaft,

� die Maßnahmen, die sicherstellen sollen, dass die gewähr-
ten Vorteile dem Endverbraucher tatsächlich zugute kom-
men,

� erforderlichenfalls ein System von Einfuhr- oder Liefer-
bescheinigungen.

Die Kommission erstellt die Versorgungsbilanzen nach dem in
Artikel 23 Absatz 2 genannten Verfahren; nach demselben
Verfahren kann sie diese Bilanzen sowie die Liste der in
Anhang I aufgeführten Erzeugnisse nach Maßgabe der Entwick-
lung der Bedürfnisse der überseeischen Departements überprü-
fen.

Artikel 4

Die gemäß den Artikeln 10 und 11 der Verordnung (EWG) Nr.
1766/92 (1) festgelegte Abschöpfung findet bis zu einer jähr-
lichen Menge von 8 000 Tonnen keine Anwendung auf Ein-
fuhren von Weizenkleie des KN-Codes 2302 30 mit Ursprung
in den AKP-Staaten nach Réunion.

TITEL II

MASSNAHMEN ZUGUNSTEN DER ÖRTLICHEN
ERZEUGUNG

KAPITEL I

REIS

Artikel 5

(1) Bis zu einer jährlichen Höchstmenge von 12 000 Ton-
nen in Äquivalent vollständig geschliffenem Reis wird eine
Gemeinschaftsbeihilfe für in Guayana erzeugten Reis gewährt,
der Gegenstand von Saisonverträgen für den Vertrieb und die
Vermarktung auf Guadeloupe und Martinique sowie in der
übrigen Gemeinschaft ist. Bei Vertrieb und Vermarktung in der
übrigen Gemeinschaft wird die Beihilfe jedoch nur bis zu einer
Höchstmenge von 4 000 Tonnen gewährt.

Die Verträge werden zwischen Erzeugern in Guayana einerseits
und in Guadeloupe oder Martinique bzw. der übrigen Gemein-
schaft ansässigen natürlichen oder juristischen Personen ande-
rerseits geschlossen.

Die Beihilfe beläuft sich auf 10 % des Wertes der in Guade-
loupe oder Martinique bzw. der in der übrigen Gemeinschaft
verkauften Erzeugung frei erster Entladehafen. Sie erhöht sich
auf 13 %, wenn der Vertragspartner auf der Erzeugerseite eine
Vereinigung oder ein Verband ist.

Die Beihilfe wird an den Käufer gezahlt, der die Erzeugnisse im
Rahmen der Saisonverträge vermarktet.

(2) Die Durchführungsbestimmungen zu diesem Titel wer-
den nach dem in Artikel 23 Absatz 2 genannten Verfahren
erlassen. Nach dem gleichen Verfahren kann die Kommission
die in Absatz 1 Unterabsatz 1 genannte jährliche Höchstmenge
von 12 000 Tonnen neu festsetzen.

KAPITEL II

TIERHALTUNG UND MILCHERZEUGNISSE

Artikel 6

(1) Im Sektor Tierhaltung werden Beihilfen für die Lieferung
von reinrassigen Tieren oder Tieren von Handelsrassen oder
Erzeugnissen mit Ursprung in der Gemeinschaft in die übersee-
ischen Departements gewährt.

(2) Für die Gewährung der Beihilfen werden insbesondere
der Versorgungsbedarf der überseeischen Departements wäh-
rend der Anlaufphase in dem jeweiligen Wirtschaftszweig, die
genetische Verbesserung der Tierbestände und die an die örtli-
chen Bedingungen am besten angepassten Rassen berücksich-
tigt. Die Beihilfen werden für die Lieferung von Waren gezahlt,
die den Gemeinschaftsvorschriften entsprechen.

(3) Bei der Festsetzung der Beihilfen werden folgende Fak-
toren berücksichtigt:

� die sich aus der geografischen Lage ergebenden Versor-
gungsbedingungen und insbesondere die entsprechenden
Versorgungskosten der überseeischen Departements,

� die Preise der Waren auf dem Gemeinschafts- und dem
Weltmarkt,

� gegebenenfalls die Nichterhebung der Zölle bei der Einfuhr
aus Drittländern,

� der wirtschaftliche Aspekt der geplanten Beihilfen.

(4) Artikel 3 Absätze 4 und 5 findet auf die Waren Anwen-
dung, für die Beihilfen gemäß Absatz 1 des vorliegenden Arti-
kels gewährt werden.

(5) Die Liste der Erzeugnisse und die Beihilfebeträge gemäß
Absatz 1 sowie die Durchführungsbestimmungen zu diesem
Artikel werden nach dem in Artikel 23 Absatz 2 genannten
Verfahren festgelegt bzw. erlassen.

Artikel 7

(1) Solange der örtliche Bestand an männlichen Jungrindern
nicht ein Niveau erreicht hat, mit dem die Entwicklung der ört-

(1) Verordnung (EWG) Nr. 1766/92 des Rates vom 30. Juni 1992 über
die Gemeinsame Marktorganisation für Getreide (ABl. L 181 vom
1.7.1992, S. 21). Zuletzt geändert durch die Verordnung (EG)
Nr. 1666/2000 (ABl. L 193 vom 29.7.2000, S. 1).
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lichen Fleischerzeugung sichergestellt ist, dürfen in dem gemäß
Artikel 9 vorgesehenen Rahmen aus Drittländern stammende
Rinder, die zur Mast und zum Verbrauch in den überseeischen
Departements bestimmt sind, eingeführt werden, ohne dass die
in Artikel 30 der Verordnung (EG) Nr. 1254/1999 (1) genann-
ten Zölle erhoben werden.

Artikel 3 Absätze 4 und 5 findet auf die Tiere Anwendung, für
die die in Unterabsatz 1 des vorliegenden Absatzes genannte
Freistellung gilt.

(2) Die Mengen der Tiere, für die die in Absatz 1 genannte
Freistellung gilt, werden festgelegt, wenn unter Berücksichti-
gung der Entwicklung der örtlichen Erzeugung ein gerechtfer-
tigter Einfuhrbedarf gegeben ist. Diese Mengen und die Durch-
führungsbestimmungen zu diesem Artikel, die namentlich die
Angabe der Mindestmastdauer einschließen, werden nach dem
in Artikel 23 Absatz 2 genannten Verfahren festgelegt. Diese
Tiere sind vorrangig für Erzeuger bestimmt, bei denen mindes-
tens 50 % der Masttiere aus der örtlichen Erzeugung stammen.

Artikel 8

In die Richtlinie 72/462/EWG (2) wird folgender Artikel einge-
fügt:

�Artikel 31a

Im Falle der Einfuhren in die französischen überseeischen
Departements kann die Kommission unbeschadet des Arti-
kels 13 der Richtlinie 91/496/EWG (*) und des Artikels 18
der Richtlinie 97/78/EG (**) nach dem Verfahren des Arti-
kels 29 der vorliegenden Richtlinie von deren Bestimmun-
gen abweichen.

Werden Beschlüsse entsprechend Unterabsatz 1 gefasst, so
werden die nach der Einfuhr geltenden Vorschriften nach
dem gleichen Verfahren festgelegt.

(*) Richtlinie 91/496/EWG des Rates vom 15. Juli 1991 zur
Festlegung von Grundregeln für die Veterinärkontrollen
von aus Drittländern in die Gemeinschaft eingeführten Tie-
ren und zur Änderung der Richtlinien 89/662/EWG,
90/425/EWG und 90/675/EWG (ABl. L 268 vom
24.9.1991, S. 56). Zuletzt geändert durch die Richtlinie
96/43/EG (ABl. L 162 vom 1.7.1996, S. 1).

(**) Richtlinie 97/78/EG des Rates vom 18. Dezember 1997
zur Festlegung von Grundregeln für die Veterinärkontrol-
len von aus Drittländern in die Gemeinschaft eingeführten
Erzeugnissen (ABl. L 24 vom 30.1.1998, S. 9).�

Artikel 9

(1) Zur Förderung der traditionellen Tätigkeiten und zur
Verbesserung der Qualität der Rindfleischerzeugung werden im
Rahmen der Mengen, die anhand der regelmäßig zu erstellen-
den Bilanz des Verbraucherbedarfs in den überseeischen Depar-
tements ermittelt wurden, die Beihilfen gemäß Unterabsatz 2
Buchstaben a und b gewährt.

Bei der Bilanz werden auch die gemäß Artikel 6 und 7 geliefer-
ten Tiere berücksichtigt.

a) Dem Rindfleischerzeuger wird ein Zuschlag zu der Mutter-
kuhprämie gemäß Artikel 6 der Verordnung (EG) Nr.
1254/1999 gezahlt. Dieser Zuschlag beläuft sich auf 50
EUR je Mutterkuh, die der Erzeuger am Tag der Antragstel-
lung hält.

b) Dem Rindfleischerzeuger wird ein Zuschlag zu der
Schlachtprämie gemäß Artikel 11 der Verordnung (EG) Nr.
1254/1999 gezahlt. Dieser Zuschlag beläuft sich auf 25
EUR je Tier.

(2) Die Bestimmungen über

a) die regionale Höchstgrenze gemäß Artikel 4 der Verord-
nung (EG) Nr. 1254/1999 bezüglich der Sonderprämie,

b) die individuelle Höchstgrenze für die im Betrieb gehaltenen
Kühe gemäß Artikel 6 der Verordnung (EG) Nr.
1254/1999 bezüglich der Grund-Mutterkuhprämie,

c) die nationale Höchstgrenze gemäß Artikel 11 der Verord-
nung (EG) Nr. 1254/1999 bezüglich der Grund-Schlacht-
prämie,

d) den Besatzdichtefaktor für die im Betrieb gehaltenen Tiere
gemäß Artikel 12 der Verordnung (EG) Nr. 1254/1999

werden in den überseeischen Departements weder auf die Son-
derprämie noch auf die Grund-Mutterkuhprämie noch auf die
Grund-Schlachtprämie noch auf die Prämienzuschläge gemäß
Absatz 1 Buchstaben a und b des vorliegenden Artikels ange-
wandt.

(3) Die in den Absätzen 1 und 2 genannten Grundprämien
und Prämienzuschläge werden jährlich für höchstens 10 000
männliche Rinder, 35 000 Mutterkühe und 20 000 Schlacht-
tiere gewährt.

(4) Die Durchführungsbestimmungen zu diesem Artikel
werden nach dem in Artikel 23 Absatz 2 genannten Verfahren
erlassen. Sie umfassen die Erstellung der Bilanzen gemäß
Absatz 1 des vorliegenden Artikels und ihre etwaigen Überprü-
fungen nach Maßgabe der Entwicklung der Bedürfnisse sowie

a) in Bezug auf die Sonderprämie für männliche Rinder:

� das �Einfrieren� der Anzahl der Tiere, für die die Son-
derprämie in den überseeischen Departements für das
Jahr 1994 gewährt wurde, im Rahmen der in Artikel 4
der Verordnung (EG) Nr. 1254/1999 festgesetzten
regionalen Höchstgrenze,

(1) Verordnung (EG) Nr. 1254/1999 des Rates vom 17. Mai 1999 über
die Gemeinsame Marktorganisation für Rindfleisch (ABl. L 160
vom 26.6.1999, S. 21).

(2) Richtlinie 72/462/EWG des Rates vom 12. Dezember 1972 zur
Regelung viehseuchenrechtlicher und gesundheitlicher Fragen bei
der Einfuhr von Rindern und Schweinen und von frischem Fleisch
aus Drittländern (ABl. L 302 vom 31.12.1972, S. 28). Zuletzt geän-
dert durch die Richtlinie 97/79/EG (ABl. L 24 vom 30.1.1998,
S. 31).

L 198/16 21.7.2001Amtsblatt der Europäischen GemeinschaftenDE



� die Gewährung der Prämien für höchstens 90 Tiere je
Altersgruppe, je Kalenderjahr und je Betrieb;

b) in Bezug auf die Mutterkuhprämie:

� Bestimmungen, mit denen die Ansprüche der Erzeuger,
denen eine Prämie gemäß Artikel 6 der Verordnung
(EG) Nr. 1254/1999 gewährt wurde, soweit erforder-
lich, garantiert werden sollen,

� gegebenenfalls unter Berücksichtigung der in der Vieh-
wirtschaft verfolgten Ziele die Schaffung einer Sonder-
reserve für die überseeischen Departements und die
Festlegung von Sonderbedingungen für die Zuteilung
oder Neuzuteilung der Ansprüche; der Umfang dieser
Reserve wird entsprechend der Höchstgrenze gemäß
Absatz 3 und der Anzahl der für das Jahr 1994
gewährten Prämien festgesetzt;

c) in Bezug auf die Schlachtprämie:

� das �Einfrieren� der Anzahl der Tiere, für die die
Schlachtprämie für das Jahr 2000 gewährt wurde, im
Rahmen der in Artikel 38 Absatz 1 der Verordnung
(EG) Nr. 2342/1999 der Kommission (1) festgesetzten
nationalen Höchstgrenze.

In den Durchführungsbestimmungen können zusätzliche
Bedingungen für die Gewährung der Prämienzuschläge vor-
gesehen werden.

Die Kommission kann die in Absatz 3 genannten Höchstgren-
zen nach demselben Verfahren neu festsetzen.

Artikel 10

(1) Es wird eine Beihilfe zur Förderung der Kuhmilcherzeu-
gung in den überseeischen Departements gewährt, die auf den
örtlichen Verbrauch an Milcherzeugnissen zum Verzehr
begrenzt ist, wobei dieser Bedarf anhand einer regelmäßigen
Bilanz je Wirtschaftsjahr ermittelt wird. Für Milch, aus der zur
Fütterung bestimmte Magermilch hergestellt wird, wird keine
Beihilfe gewährt.

Die Beihilfe wird den Erzeugern und Erzeugergemeinschaften
für die an die Molkereien gelieferten Mengen gewährt. Sie wird
durch die Molkereien ausgezahlt.

Die Beihilfe beträgt 8,45 EUR je 100 kg Vollmilch.

Die Beihilfe wird jährlich bis zu einer Höchstmenge von
40 000 Tonnen Milch gewährt.

(2) Die Zusatzabgabenregelung zulasten der Kuhmilcherzeu-
ger gemäß der Verordnung (EWG) Nr. 3950/92 gilt in den
überseeischen Departements nicht.

(3) Die Kommission legt die Durchführungsbestimmungen
zu diesem Artikel und die Bilanz gemäß Absatz 1 nach dem in
Artikel 23 Absatz 2 genannten Verfahren fest.

Nach demselben Verfahren kann die Kommission die Höchst-
menge gemäß Absatz 1 Unterabsatz 4 neu festsetzen.

Artikel 11

(1) Für den Zeitraum 2001 bis 2006 wird eine Beihilfe zur
Durchführung globaler Förderprogramme in den überseeischen
Departements Martinique und Réunion gewährt, um die Erzeu-
gung und Vermarktung von Erzeugnissen der örtlichen Vieh-
und Milchwirtschaft zu fördern. 2001 wird die Beihilfe für
Übergangsjahresprogramme gewährt. Die Laufzeit der globalen
Programme beträgt fünf Jahre, von 2002 bis 2006.

Diese Programme können Maßnahmen umfassen, mit denen
die Verbesserung von Qualität und Hygiene, die Vermarktung,
die Organisation der verschiedenen Stufen der Produktions-
und Vermarktungskette, die Rationalisierung der Produktions-
und Vermarktungsstrukturen sowie die technische Hilfeleistung
gefördert werden sollen. Sie dürfen nicht zur Folge haben, dass
über die aufgrund der Artikel 9 und 10 gewährten Prämien
hinaus zusätzliche Beihilfen gewährt werden.

Diese Programme werden in enger Zusammenarbeit zwischen
den von dem Mitgliedstaat benannten zuständigen Behörden
und den repräsentativsten bestehenden Branchenverbänden der
betreffenden Sektoren ausgearbeitet und durchgeführt.

(2) Die Durchführungsbestimmungen zu diesem Artikel
werden nach dem in Artikel 23 Absatz 2 genannten Verfahren
erlassen. Die Entwürfe des Programms mit einer Höchstlaufzeit
von fünf Jahren werden der Kommission von den zuständigen
Behörden zugeleitet. Die Kommission genehmigt sie nach dem
in Artikel 23 Absatz 2 genannten Verfahren. Nach demselben
Verfahren kann die Kommission den Anwendungsbereich die-
ses Artikels auf die Departements Guadeloupe und Guayana
ausdehnen, sofern dort Branchenverbände gegründet werden.

(3) Die französischen Behörden legen jedes Jahr einen
Bericht über die Durchführung der Programme vor. Die Kom-
mission unterbreitet dem Europäischen Parlament und dem Rat
vor Ende 2005 einen Evaluierungsbericht über die Durchfüh-
rung der in diesem Artikel vorgesehenen Maßnahme, den sie
gegebenenfalls mit geeigneten Vorschlägen versieht.

KAPITEL III

OBST, GEMÜSE, PFLANZEN UND BLUMEN

Artikel 12

(1) Für Obst, Gemüse, Blumen und lebende Pflanzen der
Kapitel 6, 7 und 8 der Kombinierten Nomenklatur, für Pfeffer
und Früchte der Gattung �Pimenta� des KN-Codes 0904 sowie

(1) Verordnung (EG) Nr. 2342/1999 der Kommission vom 28. Oktober
1999 mit Durchführungsvorschriften zu der Verordnung (EG)
Nr. 1254/1999 des Rates über die Gemeinsame Marktorganisation
für Rindfleisch hinsichtlich der Prämienregelung (ABl. L 281 vom
4.11.1999, S. 30). Zuletzt geändert durch die Verordnung (EG)
Nr. 192/2001 der Kommission (ABl. L 29 vom 31.1.2001, S. 7).
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für Gewürze des KN-Codes 0910, die in den überseeischen
Departements geerntet werden und zu deren ausschließlicher
Versorgung bestimmt sind, wird eine Beihilfe gewährt. In den
Departements Martinique und Guadeloupe wird diese Beihilfe
nicht für andere Bananen als Mehlbananen des KN-Codes
0803 00 11 gewährt.

Diese Beihilfe wird für Erzeugnisse gewährt, die den in den
gemeinschaftlichen Rechtsvorschriften festgelegten gemein-
samen Normen oder, falls es keine solchen gibt, in den Liefer-
verträgen genannten Anforderungen entsprechen.

Die Gewährung der Beihilfe ist an den Abschluss von Lieferver-
trägen mit einer Laufzeit von einem oder mehreren Wirt-
schaftsjahren gebunden, die zwischen Einzelerzeugern, zusam-
mengeschlossenen Erzeugern oder Erzeugerorganisationen
gemäß den Artikeln 11, 13 und 14 der Verordnung (EG) Nr.
2200/96 (1) einerseits und Wirtschaftsbeteiligten des Handels
oder der Gastronomie bzw. bestimmten Körperschaften ande-
rerseits geschlossen werden.

Die Beihilfe wird den vorgenannten Einzelerzeugern, zusam-
mengeschlossenen Erzeugern oder Erzeugerorganisationen bis
zu den für die einzelnen Erzeugniskategorien festgesetzten Jah-
resmengen gewährt.

Der Beihilfebetrag wird für die noch zu bestimmenden Erzeug-
niskategorien nach Maßgabe des mittleren Werts der jeweiligen
Erzeugnisse pauschal festgesetzt. Er wird danach differenziert,
ob es sich bei dem Beihilfeempfänger um eine Erzeugerorgani-
sation gemäß den Artikeln 11, 13 und 14 der Verordnung (EG)
Nr. 2200/96 handelt oder nicht.

(2) Eine Beihilfe in Höhe von 6,04 EUR je kg wird für die
Erzeugung von grüner Vanille des KN-Codes ex 0905 00 00
gewährt, die zu getrockneter Vanille (schwarz) oder Vanilleaus-
zügen verarbeitet wird.

Diese Beihilfe wird jährlich für höchstens 75 Tonnen gewährt.

(3) Eine Beihilfe in Höhe von 44,68 EUR/kg wird für die
Erzeugung von ätherischen Ölen aus Geranien und Vetiver der
KN-Codes 3301 21 bzw. 3301 26 gewährt.

Diese Beihilfe wird jährlich für höchstens 30 Tonnen Geraniu-
möl und für 5 Tonnen Vetiveröl gewährt.

(4) Die Durchführungsbestimmungen zu diesem Artikel
werden nach dem in Artikel 23 Absatz 2 genannten Verfahren
erlassen. Nach demselben Verfahren werden die Erzeugniskate-
gorien und die Beihilfebeträge gemäß Absatz 1 des vorliegen-
den Artikels festgelegt sowie gegebenenfalls die Höchstmengen
gemäß den Absätzen 2 und 3 überprüft.

Artikel 13

(1) Für die Herstellung von Verarbeitungserzeugnissen aus
in den überseeischen Departements geerntetem Obst und
Gemüse wird eine Beihilfe gewährt.

Die Produktionsbeihilfe wird dem Verarbeiter gewährt, der
dem Erzeuger für den Grundstoff einen Preis gezahlt hat, der
mindestens dem Mindestpreis nach Maßgabe der Verträge ent-
spricht, die zwischen den Erzeugern oder ihren anerkannten
Organisationen im Sinne der Verordnung (EG) Nr. 2200/96
einerseits und den Verarbeitern oder ihren rechtsgültig gebilde-
ten Vereinigungen oder Verbänden andererseits geschlossen
wurden. Der Mitgliedstaat setzt einen Mindestpreis für den
Grundstoff fest, der sich nach den jeweiligen Erzeugungskosten
richtet.

(2) Der Beihilfebetrag wird für jede der noch zu bestimmen-
den Erzeugniskategorien auf der Grundlage der örtlichen Preise
für den verwendeten Grundstoff und auf der Grundlage der
Einfuhrpreise für diesen Grundstoff pauschal festgesetzt.

(3) Die Beihilfe wird bis zu der für die einzelnen Erzeugnis-
kategorien festgelegten Jahresmenge gewährt.

(4) Das Verzeichnis der Verarbeitungserzeugnisse, für die
die Beihilfe gewährt wird, sowie die Durchführungsbestimmun-
gen zu diesem Artikel werden nach dem in Artikel 23 Absatz
2 genannten Verfahren festgelegt. Nach demselben Verfahren
werden die Erzeugniskategorien und die Beihilfebeträge gemäß
Absatz 2 des vorliegenden Artikels sowie die Höchstmengen
gemäß Absatz 3 festgelegt.

Artikel 14

(1) Die französischen Behörden legen der Kommission ein
Programm zur Unterstützung des Wirtschaftszweigs der auf
Martinique erzeugten Ananas vor.

Dieses Programm umfasst Maßnahmen mit Anreizen zur Ver-
besserung der Produktions-, Vermarktungs- und Verarbeitungs-
bedingungen für Ananas sowie Maßnahmen zur Verbesserung
der Wettbewerbsfähigkeit dieses Wirtschaftszweiges, zu seiner
Umstrukturierung und zum Fortbestand der kleinen Unterneh-
men. Auf Martinique erzeugte Ananas kommen nicht in den
Genuss der gemäß Artikel 13 gewährten Beihilfen.

(2) Die Vorhaben des Programms mit einer Höchstlaufzeit
von fünf Jahren werden der Kommission von den französi-
schen Behörden zusammen mit einer Bilanz der Durchführung
des vorhergehenden Programms vorgelegt und nach dem Ver-
fahren des Artikels 23 Absatz 2 genehmigt.

Artikel 15

(1) Eine Beihilfe wird für Saisonverträge gewährt, die den
Vertrieb und die Vermarktung der Erzeugnisse gemäß Artikel
12 Absatz 1 zum Gegenstand haben. Diese Beihilfe wird bis zu
einem jährlichen Handelsvolumen von 3 000 Tonnen je
Erzeugnis je Departement gezahlt.

(1) Verordnung (EG) Nr. 2200/96 des Rates vom 28. Oktober 1996
über die Gemeinsame Marktorganisation für Gemüse (ABl. L 297
vom 21.11.1996, S. 1). Zuletzt geändert durch die Verordnung
(EG) Nr. 2826/2000 der Kommission (ABl. L 328 vom 23.12.2000,
S. 2).
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Die Verträge werden zwischen Erzeugern oder Erzeugerorgani-
sationen gemäß den Artikeln 11, 13 und 14 der Verordnung
(EG) Nr. 2200/96 einerseits und in der übrigen Gemeinschaft
ansässigen natürlichen oder juristischen Personen andererseits
geschlossen.

(2) Die Beihilfe beläuft sich auf 10 % des Wertes der frei
Bestimmungsgebiet verkauften Erzeugung.

(3) Die Beihilfe wird Käufern gewährt, die sich im Rahmen
der in Absatz 1 genannten Verträge verpflichten, die Erzeug-
nisse der überseeischen Departements zu vermarkten.

(4) Werden die in Absatz 1 vorgesehenen Maßnahmen von
Gemeinschaftsunternehmen durchgeführt, zu denen sich Erzeu-
ger oder Erzeugerorganisationen der überseeischen Departe-
ments und in der übrigen Gemeinschaft ansässige natürliche
oder juristische Personen in der Absicht zusammengeschlossen
haben, die in diesen überseeischen Departements geernteten
Erzeugnisse zu vermarkten, und verpflichten sich die Vertrags-
partner für eine Mindestdauer von drei Jahren, gemeinsam mit
ihren Kenntnissen und ihrem Fachwissen zur Verwirklichung
des Unternehmensziels beizutragen, so erhöht sich der Beihilfe-
betrag gemäß Absatz 2 auf 13 % des Wertes der jährlich von
ihnen gemeinsam vermarkteten Erzeugung.

(5) Die in diesem Artikel vorgesehene Beihilfe wird nach
Maßgabe der Absätze 1 bis 4 auch für die nachfolgenden
Erzeugnisse gewährt, die Gegenstand eines Saisonvertrags über
ihren Vertrieb und ihre Vermarktung sind:

� Verarbeitungserzeugnisse aus in den überseeischen Depar-
tements geerntetem Obst und Gemüse,

� ätherisches Geranium- und Vetiveröl der KN-Codes
3301 21 bzw. 3301 26,

� getrocknete Vanille (schwarz) des KN-Codes ex 0905 00 00
sowie Vanilleauszüge des KN-Codes 3301 90 90.

(6) Bei Melonen des KN-Codes ex 0807 19 00 und Ananas
des KN-Codes ex 0804 30 00 kann die Beihilfe jedoch in einem
Departement für eine Menge von mehr als 3 000 Tonnen
gewährt werden, sofern die Gesamtmenge, die für die Beihilfe
für sämtliche überseeische Departements in Betracht kommt,
nicht überschritten wird.

(7) Die Durchführungsbestimmungen zu diesem Artikel
werden nach dem in Artikel 23 Absatz 2 genannten Verfahren
erlassen.

KAPITEL IV

ZUCKER UND WIRTSCHAFTSZWEIG
ZUCKERROHR-ZUCKER-RUM

Artikel 16

(1) Für den Transport des Zuckerrohrs von den Feldern, auf
denen es geerntet wird, bis zu den Sammelzentren wird den

Erzeugern, denen die vom Mitgliedstaat zu benennenden
zuständigen Behörden einen Lieferschein für Lieferungen an
die Verarbeitungsindustrie ausgestellt haben, eine Beihilfe
gewährt.

(2) Der Beihilfebetrag wird nach Maßgabe des Weges und
anderer objektiver Transportkriterien festgesetzt; er darf die
Hälfte der Transportkosten je Tonne nicht überschreiten, die
von den französischen Behörden in jedem Departement pau-
schal festgesetzt worden sind.

Artikel 17

(1) Für die direkte Verarbeitung von in den überseeischen
Departements erzeugtem Zuckerrohr zu Zuckersirup oder
landwirtschaftlichem Rum im Sinne des Artikels 1 Absatz 4
Buchstabe a) Nummer 2 der Verordnung (EWG) Nr.
1576/89 (1) wird eine Beihilfe gewährt.

Die Beihilfe wird entweder an den Zuckersiruphersteller oder
an die Brennerei gezahlt, sofern dem Zuckerrohrerzeuger ein
noch festzusetzender Mindestpreis gezahlt wird.

(2) Die Beihilfe wird gewährt:

� für Zuckersirup bis zu einer Jahresmenge von 250 Tonnen,

� für landwirtschaftlichen Rum bis zu einer Gesamtmenge
von 75 600 Hektolitern r. A.

Artikel 18

Die Durchführungsbestimmungen zu diesem Kapitel, die Beihil-
febeträge und der Mindestpreis nach Artikel 17 Absatz 1 wer-
den nach dem in Artikel 23 Absatz 2 genannten Verfahren
erlassen bzw. festgesetzt.

KAPITEL V

BILDZEICHEN

Artikel 19

(1) Die Bedingungen für die Verwendung des Bildzeichens,
mit dem der Bekanntheitsgrad und der Absatz unbearbeiteter
oder verarbeiteter landwirtschaftlicher Qualitätserzeugnisse aus
den überseeischen Departements, die zu den Regionen in äu-
ßerster Randlage gehören, gesteigert werden soll, werden von
den Berufsverbänden vorgeschlagen. Die französischen Behör-
den legen der Kommission diese mit ihrer Stellungnahme ver-
sehenen Vorschläge zur Genehmigung vor.

(1) Verordnung (EWG) Nr. 1576/89 des Rates vom 29. Mai 1989 zur
Festlegung der allgemeinen Regeln für die Begriffsbestimmung,
Bezeichnung und Aufmachung von Spirituosen (ABl. L 160 vom
12.6.1989, S. 1). Zuletzt geändert durch die Verordnung (EG)
Nr. 3378/94 (ABl. L 366 vom 31.12.1994, S. 1).
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Die Verwendung des Bildzeichens wird von einer Behörde oder
einer von den zuständigen französischen Behörden anerkann-
ten Einrichtung überwacht.

(2) Die Durchführungsbestimmungen zu diesem Artikel
werden erforderlichenfalls nach dem in Artikel 23 Absatz 2
genannten Verfahren erlassen.

TITEL III

PFLANZENSCHUTZRECHTLICHE MASSNAHMEN

Artikel 20

(1) Die französischen Behörden übermitteln der Kommission
Programme zur Bekämpfung der Schadorganismen von Pflan-
zen und pflanzlichen Erzeugnissen. In den Programmen sind
insbesondere die Zielvorgaben, die durchzuführenden Maßnah-
men, ihre Laufzeit und ihre Kosten festgelegt. Die nach Maß-
gabe dieses Artikels vorgelegten Programme betreffen nicht
den Schutz von Bananen.

(2) Auf der Grundlage einer entsprechenden Sachprüfung
der regionalen Lage beteiligt sich die Gemeinschaft an der
Finanzierung dieser Programme.

(3) Die finanzielle Beteiligung der Gemeinschaft und der
Beihilfebetrag werden nach dem Verfahren des Artikels 23
Absatz 2 festgesetzt. Nach demselben Verfahren wird
bestimmt, welche Maßnahmen für eine Finanzierung durch die
Gemeinschaft in Betracht kommen.

(4) Die finanzielle Beteiligung kann bis zu 60 % der
zuschussfähigen Ausgaben ausmachen. Die Zahlung erfolgt auf
der Grundlage der von den französischen Behörden gelieferten
Unterlagen. Falls nötig, kann die Kommission Untersuchungen
einleiten und von den Sachverständigen im Sinne des Artikels
21 der Richtlinie 2000/29/EG (1) vornehmen lassen.

TITEL IV

AUSNAHMEREGELUNGEN IM STRUKTURELLEN
BEREICH

Artikel 21

(1) Für Investitionen, die in erster Linie der Förderung der
Diversifizierung, der Umstrukturierung oder der Ausrichtung
auf die nachhaltige Landwirtschaft dienen und die in Betrieben
von geringer Größe getätigt werden, die in der Ergänzung zur
Programmplanung gemäß Artikel 19 Absatz 4 der Verordnung
(EG) Nr. 1260/1999 festzulegen sind, ist abweichend von Arti-

kel 7 der Verordnung (EG) Nr. 1257/1999 der Gesamtwert der
Beihilfe, ausgedrückt als Vomhundertsatz des förderungsfähigen
Investitionsvolumens, auf maximal 75 v.H. begrenzt.

(2) Für Investitionen in Unternehmen, die landwirtschaftli-
che Erzeugnisse aus überwiegend lokaler Produktion und aus
Sektoren, die in der Ergänzung zur Programmplanung gemäß
Artikel 19 Absatz 4 der Verordnung (EG) Nr. 1260/1999 fest-
zulegen sind, verarbeiten und vermarkten, ist abweichend von
Artikel 28 Absatz 2 der Verordnung (EG) Nr. 1257/1999 der
Gesamtwert der Beihilfe, ausgedrückt als Vomhundertsatz des
förderungsfähigen Investitionsvolumens auf maximal 65 v.H.
begrenzt. Bei den kleineren und mittleren Unternehmen ist der
Gesamtwert der Beihilfe unter denselben Bedingungen auf
maximal 75 v.H. begrenzt.

(3) Die Einschränkung gemäß Artikel 29 Absatz 3 der Ver-
ordnung (EG) Nr. 1257/1999 gilt nicht für tropische Wälder
und bewaldete Flächen auf dem Gebiet der französischen über-
seeischen Departements.

(4) Die finanzielle Beteiligung der Gemeinschaft an den in
den Artikeln 22, 23 und 24 der Verordnung (EG) Nr.
1257/1999 vorgesehenen Agrarumweltmaßnahmen beläuft
sich abweichend von Artikel 47 Absatz 2 Unterabsatz 2 dritter
Gedankenstrich jener Verordnung auf 85 v.H.

(5) Die gemäß diesem Artikel vorgesehenen Maßnahmen
werden im Rahmen der für die überseeischen Departements
aufgestellten einheitlichen Programmplanungsdokumente
gemäß Artikel 19 der Verordnung (EG) Nr. 1260/1999 kurz
gefasst beschrieben.

TITEL V

ALLGEMEINE SCHLUSSBESTIMMUNGEN

Artikel 22

Die zur Durchführung dieser Verordnung erforderlichen Maß-
nahmen werden nach dem in Artikel 23 Absatz 2 genannten
Verwaltungsverfahren erlassen.

Artikel 23

(1) Die Kommission wird vom Verwaltungsausschuss für
Getreide, der mit Artikel 22 der Verordnung (EWG) Nr.
1766/92 eingesetzt worden ist, oder von den Verwaltungsaus-
schüssen unterstützt, die mit den Verordnungen über die
gemeinsamen Marktorganisationen für die betreffenden Erzeug-
nisse eingesetzt worden sind.

Für landwirtschaftliche Erzeugnisse, die in den Anwendungs-
bereich der Verordnung (EG) Nr. 827/68 (2) fallen, sowie für
Erzeugnisse, die keiner gemeinsamen Marktorganisation ange-

(1) Richtlinie 2000/29/EG des Rates vom 8. Mai 2000 über Maßnah-
men zum Schutz der Gemeinschaft gegen die Einschleppung und
Ausbreitung von Schadorganismen der Pflanzen und Pflanzen-
erzeugnisse (ABl. L 169 vom 10.7.2000, S. 1). Zuletzt geändert
durch die Richtlinie 2001/33/EG der Kommission (ABl. L 127 vom
9.5.2001, S. 42).

(2) Verordnung (EWG) Nr. 827/68 des Rates vom 28. Juni 1968 über
die Gemeinsame Marktorganisation für bestimmte in Anhang II des
Vertrags aufgeführten Erzeugnisse (ABl. L 151 vom 30.6.1968,
S. 16). Zuletzt geändert durch die Verordnung (EG) Nr. 3290/94
(ABl. L 349 vom 31.12.1994, S. 105).
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hören, wird die Kommission vom Verwaltungsausschuss für
Hopfen unterstützt, der mit Artikel 20 der Verordnung (EWG)
Nr. 1696/71 (1) eingesetzt worden ist.

Hinsichtlich des Bildzeichens und in den anderen in dieser Ver-
ordnung vorgesehenen Fällen wird die Kommission vom Ver-
waltungsausschuss für frisches Obst und Gemüse unterstützt,
der mit der Verordnung (EG) Nr. 2200/96 eingesetzt worden
ist.

Bei der Durchführung von Titel III wird die Kommission vom
Ständigen Ausschuss für Pflanzenschutz unterstützt, der mit
dem Beschluss 76/894/EWG (2) eingesetzt worden ist.

Bei der Durchführung von Titel IV wird die Kommission vom
Ausschuss für die Entwicklung und Umstellung der Regionen
und vom Ausschuss für Agrarstrukturen und Entwicklung des
ländlichen Raums unterstützt, die mit Artikel 48 bzw. mit Arti-
kel 50 der Verordnung (EG) Nr. 1260/1999 eingesetzt worden
sind.

(2) Wird auf diesen Absatz Bezug genommen, so gelten die
Artikel 4 und 7 des Beschlusses 1999/468/EG.

Bei Titel III ist jedoch das Verfahren des Artikels 18 der Richt-
linie 2000/29/EG anzuwenden.

Der Zeitraum nach Artikel 4 Absatz 3 des Beschlusses
1999/468/EG wird auf einen Monat festgesetzt.

(3) Die Ausschüsse geben sich Geschäftsordnungen.

Artikel 24

Für die unter Anhang I des Vertrags fallenden landwirtschaftli-
chen Erzeugnisse, auf die die Artikel 87 bis 89 des Vertrags
anwendbar sind, kann die Kommission im Sektor Erzeugung,
Verarbeitung und Vermarktung Betriebsbeihilfen genehmigen,
mit denen den durch die Abgelegenheit, die Insellage und die
extreme Randlage bedingten spezifischen Sachzwängen für die
Agrarerzeugung in den überseeischen Departements abgeholfen
werden soll.

Artikel 25

Die in dieser Verordnung vorgesehenen Maßnahmen entspre-
chen mit Ausnahme des Artikels 21 dem Begriff der Interven-
tion zur Regulierung der Agrarmärkte im Sinne des Artikels 2
Absatz 2 der Verordnung (EG) Nr. 1258/1999 (3).

Artikel 26

Die Mitgliedstaaten treffen die erforderlichen Maßnahmen, um
die Einhaltung dieser Verordnung, insbesondere hinsichtlich
der Kontrollmaßnahmen und Verwaltungssanktionen, zu
gewährleisten und unterrichten die Kommission darüber.

Die Durchführungsbestimmungen zu diesem Artikel werden
nach dem in Artikel 23 Absatz 2 genannten Verfahren erlas-
sen.

Artikel 27

(1) Frankreich legt der Kommission einen jährlichen Bericht
über die Durchführung der in dieser Verordnung vorgesehenen
Maßnahmen vor.

(2) Spätestens am Ende des fünften Jahres der Anwendung
der Regelung legt die Kommission dem Europäischen Par-
lament und dem Rat einen allgemeinen Bericht � gegebenen-
falls zusammen mit geeigneten Vorschlägen � vor, in dem die
Wirkung der aufgrund dieser Verordnung durchgeführten Maß-
nahmen dargelegt wird.

Artikel 28

Die Verordnung (EWG) Nr. 3763/91 wird aufgehoben. Bezug-
nahmen auf die Verordnung (EWG) Nr. 3763/91 gelten als
Bezugnahmen auf diese Verordnung und sind nach Maßgabe
der Entsprechungstabelle in Anhang II zu lesen.

Die Verordnung (EWG) Nr. 525/77 wird aufgehoben ab dem
Wirtschaftsjahr 2002/2003.

Die Kommission kann nach dem in Artikel 23 Absatz 2
genannten Verfahren die Übergangsmaßnahmen erlassen, die
für den reibungslosen Übergang von der im Jahre 2000 bzw.
im Wirtschaftsjahr 2000/2001 geltenden Regelung zu der mit
dieser Verordnung eingeführten Regelung erforderlich sind. Im
Falle der Verlängerung der laufenden Maßnahmen trägt sie
dafür Sorge, dass die erforderliche Kontinuität gewährleistet ist.

Artikel 29

Diese Verordnung tritt am dritten Tag nach ihrer Veröffent-
lichung im Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften in Kraft.

Sie gilt ab dem Zeitpunkt ihres Inkrafttretens. Jedoch:

� gilt Artikel 10 mit Wirkung vom 1. Januar 2001;

� gilt Artikel 11 mit Wirkung vom 1. Januar 2001;

� gilt Artikel 16 für ab dem Wirtschaftsjahr 2001/2002
geerntetes Zuckerrohr;

� gilt Artikel 21 mit Wirkung vom 1. Januar 2000.

(1) Verordnung (EWG) Nr. 1696/71 des Rates vom 26. Juli 1971 über
die Gemeinsame Marktorganisation für Hopfen (ABl. L 175 vom
4.8.1971, S. 1). Zuletzt geändert durch die Verordnung (EG)
Nr. 191/2000 (ABl. L 23 vom 28.1.2000, S. 4).

(2) Beschluss 76/894/EWG des Rates vom 23. November 1976 zur
Einsetzung eines Ständigen Ausschusses für Pflanzenschutz
(ABl. L 340 vom 9.12.1976, S. 25).

(3) Verordnung (EG) Nr. 1258/1999 des Rates vom 17. Mai 1999 über
die Finanzierung der Gemeinsamen Agrarpolitik (ABl. L 160 vom
26.6.1999, S. 103).
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Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied-
staat.

Geschehen zu Luxemburg am 28. Juni 2001.

Im Namen des Rates

Der Präsident
B. ROSENGREN
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ANHANG I

Unter die besondere Versorgungsregelung gemäß den Artikeln 2 und 3 fallende Erzeugnisse:

� Getreide und Getreideerzeugnisse für die tierische und die menschliche Ernährung

� Hopfen

� Kartoffelpflanzgut

� Pflanzliche Öle für die Verarbeitungsindustrie

� Zur Verarbeitung bestimmte Fruchtpülpen, Fruchtmuse und konzentrierte Fruchtsäfte, ausgenommen die unter die
Beihilferegelung gemäß Artikel 13 fallenden Erzeugnisse

� Futtermittelzubereitungen der KN-Codes NC 2309 90 31, 2309 90 33, 2309 90 41, 2309 90 43, 2309 90 51 und
2309 90 53 (1)

(1) Nur für das Departement Guayana ist die Befreiung von den Einfuhrzöllen bei den eingeführten Erzeugnissen bis zur tatsächlichen
Inbetriebnahme der Herstellungsanlagen auf die gemäß Artikel 11 der Verordnung (EG) Nr. 1766/92 festgesetzten Einfuhrzölle
beschränkt.

21.7.2001 L 198/23Amtsblatt der Europäischen GemeinschaftenDE



ANHANG II

Entsprechungstabelle

Verordnung (EWG) Nr. 3763/91 Vorliegende Verordnung

Artikel 1 Artikel 1

Artikel 2 Absatz 1

Artikel 2 Absatz 1 Artikel 2 Absatz 2

Artikel 2 Absatz 2 Artikel 3 Absatz 1

Artikel 2 Absatz 3 Artikel 3 Absatz 1

Artikel 2 Absatz 4 Unterabsatz 1 Artikel 3 Absatz 2 Unterabsatz 1

Artikel 2 Absatz 4 Unterabsatz 2 Artikel 3 Absatz 2 Unterabsatz 2

Artikel 2 Absatz 5 Artikel 3 Absatz 4

Artikel 2 Absatz 6 Artikel 3 Absätze 3 und 6

Artikel 3 Absatz 1 Anhang I

Artikel 3 Absatz 2 Gestrichen

Artikel 3 Absatz 3 Artikel 5

Artikel 3 Absatz 4 Artikel 4

Artikel 3 Absatz 5 Artikel 3 Absatz 6 und Artikel 5 Absatz 2

Artikel 3 Absatz 6 Gestrichen

Artikel 4 Artikel 6

Artikel 5 Absatz 1 Artikel 9 Absatz 1

Artikel 5 Absatz 1 Buchstabe a) Gestrichen

Artikel 5 Absatz 1. Buchstabe b) Artikel 9 Absatz 1 Buchstabe a)

Artikel 9 Absatz 1 Buchstabe b)

Artikel 5 Absatz 2 Buchstabe a) Artikel 9 Absatz 2 Buchstabe a)

Artikel 5 Absatz 2 Buchstabe b) Artikel 9 Absatz 2 Buchstabe b)

Artikel 9 Absatz 2 Buchstabe c)

Artikel 5 Absatz 2 Buchstabe c) Artikel 9 Absatz 2 Unterabsatz d)

Artikel 5 Absatz 3 Unterabsatz 1 Artikel 9 Absatz 3

Artikel 5 Absatz 3 Unterabsatz 2 Artikel 9 Absatz 4

Artikel 5 Absatz 3 Unterabsatz 3 Artikel 9 Absatz 4 Unterabsatz 2

Artikel 5 Absatz 4 Artikel 9 Absatz 4

Artikel 5 Absatz 5 Gestrichen

Artikel 6 Artikel 10

Artikel 7 Artikel 7

Artikel 8 Absatz 1 Artikel 3 Absatz 5 Unterabsatz 1

Artikel 8 Absatz 2 Artikel 3 Absatz 5 Unterabsatz 2

Artikel 8 Absatz 3 Artikel 3 Absatz 5 Unterabsatz 3

Artikel 8 Absatz 4 Artikel 3 Absatz 6
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Verordnung (EWG) Nr. 3763/91 Vorliegende Verordnung

Artikel 9 Gestrichen

Artikel 9a Artikel 11

Artikel 10 Artikel 8

Artikel 11 Artikel 20

Artikel 12 Gestrichen

Artikel 13 Artikel 12

Artikel 14 Artikel 13

Artikel 14

Artikel 15 Artikel 15

Artikel 16 Gestrichen

Artikel 17 Artikel 16

Artikel 18 Artikel 17

Artikel 19 Artikel 18

Artikel 20 Artikel 19

Artikel 21 Artikel 21

Artikel 24

Artikel 22 Artikel 25

Artikel 22a Artikel 22 und 23

Artikel 26

Artikel 23 Artikel 27

Artikel 28

Artikel 24 Artikel 29

Anhang Anhang I

Anhang II
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VERORDNUNG (EG) Nr. 1453/2001 DES RATES

vom 28. Juni 2001

zur Einführung von Sondermaßnahmen für bestimmte landwirtschaftliche Erzeugnisse zugunsten
der Azoren und Madeiras und zur Aufhebung der Verordnung (EWG) Nr. 1600/92 (Poseima)

DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION �

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft, insbesondere auf Artikel 36, Artikel 37 und
Artikel 299 Absatz 2,

auf Vorschlag der Kommission,

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments (1),

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Der Rat hat mit dem Beschluss 91/315/EWG (2) ein Pro-
gramm zur Lösung der spezifisch auf die Abgelegenheit
und Insellage Madeiras und der Azoren zurückzuführen-
den Probleme (Poseima) angenommen, das sich in die
Gemeinschaftspolitik zugunsten der Regionen in äußers-
ter Randlage einfügt. Mit diesem Programm soll die wirt-
schaftliche und soziale Entwicklung dieser Regionen
gefördert und ihnen ermöglicht werden, in den Genuss
der Vorteile des Binnenmarktes zu kommen, dem sie
angehören, obwohl objektive Faktoren sie geografisch
und wirtschaftlich absondern. Dieses Programm lehnt
sich an die Anwendung der GAP in diesen Regionen an
und sieht den Erlass von spezifischen Maßnahmen vor.
Es umfasst unter anderem Maßnahmen zur Verbes-
serung der Produktions- und Vermarktungsbedingungen
für die landwirtschaftlichen Erzeugnisse dieser Regionen
sowie zur Abschwächung der Auswirkungen ihrer au-
ßergewöhnlichen geografischen Lage und ihrer Sach-
zwänge, die seitdem in Artikel 299 Absatz 2 des Ver-
trags anerkannt worden sind.

(2) Die außergewöhnliche geografische Lage Madeiras und
der Azoren hinsichtlich der Lieferquellen für die zum
Verzehr und zur Verarbeitung sowie als Betriebsstoffe
benötigten landwirtschaftlichen Erzeugnisse führt in die-
ser Region zu einer Verteuerung der Lieferungen. Au-
ßerdem verursachen objektive, mit der Insellage zusam-
menhängende Faktoren den Marktteilnehmern und
Erzeugern dieser Inseln zusätzliche Nachteile, die ihre
Tätigkeiten erheblich erschweren. Diese Nachteile lassen
sich durch eine Senkung der Preise für die vorgenannten
benötigten Erzeugnisse überwinden. Um die Versorgung
dieser Inseln aus der örtlichen Erzeugung sicherzustellen
und die durch die Abgelegenheit, die Insellage und die
extreme Randlage bedingten Mehrkosten auszugleichen,
empfiehlt es sich deshalb, eine besondere Versorgungs-
regelung einzuführen.

(3) Zu diesem Zweck sind abweichend von Artikel 23 des
Vertrags die Einfuhren der betreffenden Erzeugnisse aus
Drittländern von den anwendbaren Einfuhrzöllen zu
befreien. Erzeugnisse, die Gegenstand eines aktiven Ver-
edelungsverkehrs oder eines Zolllagerverfahrens im übri-
gen Zollgebiet der Gemeinschaft waren, sind in Anbe-
tracht ihres Ursprungs und der Zollbehandlung, die
ihnen durch die Gemeinschaftsvorschriften eingeräumt
wird, im Hinblick auf die Gewährung der Vorteile der
besonderen Versorgungsregelung Direkteinfuhren gleich-
zustellen.

(4) Um das Ziel einer Preissenkung in diesen Regionen und
eines Ausgleichs der durch die Abgelegenheit, die Insel-
lage und die extreme Randlage bedingten Mehrkosten
möglichst effizient zu erreichen und gleichzeitig die
Wettbewerbsfähigkeit der Gemeinschaftserzeugnisse zu
erhalten, sind Beihilfen für die Belieferung dieser Inseln
mit Gemeinschaftserzeugnissen zu gewähren. Dabei wird
den Mehrkosten für die Verbringung nach Madeira und
den Azoren, den bei der Ausfuhr nach Drittländern
angewandten Preisen und, wenn es sich um landwirt-
schaftliche Betriebsstoffe oder zur Verarbeitung
bestimmte Erzeugnisse handelt, den Mehrkosten infolge
der Insellage und der extremen Randlage Rechnung
getragen.

(5) Da die Mengen, die Gegenstand der besonderen Versor-
gungsregelung sind, auf den Versorgungsbedarf dieser
Regionen beschränkt sind, tut diese Regelung dem ord-
nungsgemäßen Funktionieren des Binnenmarktes keinen
Abbruch. Die wirtschaftlichen Vorteile der besonderen
Versorgungsregelung sollten im Übrigen nicht zu Ver-
kehrsverlagerungen bei den betreffenden Erzeugnissen
führen. Daher muss der Weiterversand oder die Wieder-
ausfuhr dieser Erzeugnisse aus Madeira und den Azoren
verboten werden, es sei denn, die Kommission hat eine
entsprechende Genehmigung erteilt. Dieses Verbot gilt
jedoch nicht für die Handelsströme zwischen Madeira
und den Azoren. Im Falle der Verarbeitung gilt dieses
Verbot unter bestimmten Bedingungen auch nicht für
Ausfuhren in Drittländer zur Förderung eines regionalen
Handelsaustauschs und für die traditionellen Versendun-
gen in die übrige Gemeinschaft.

(6) Die wirtschaftliche Vorteile der besonderen Versorgungs-
regelung sollten sich auf die Produktionskosten bis zur
Stufe des Endverbrauchers sowie auf die Verbraucher-
preise auswirken. Daher ist ihre Anwendung davon
abhängig zu machen, dass die Vorteile tatsächlich wei-
tergegeben werden; hierfür sind geeignete Kontrollen
vorzusehen.

(7) Im Sektor Obst, Gemüse, Wurzeln und Knollen zu
Ernährungszwecken sowie Blumen und lebende Pflanzen
hat sich die Hektarbeihilferegelung insbesondere auf-

(1) Stellungnahme vom 14. Juni 2001 (noch nicht im Amtsblatt ver-
öffentlicht).

(2) ABl. L 171 vom 29.6.1991, S. 10.
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grund der Schwerfälligkeit und der Kompliziertheit der
Verfahren und der Struktur der vorgeschlagenen Beihil-
fen als ungeeignet erwiesen. Es müssen Schlussfolgerun-
gen aus den günstigen Erfahrungen der Reform der
POSEIDOM-Regelung für diesen Sektor gezogen werden,
und es ist eine Beihilfe für die Verarbeitung und Ver-
marktung zur Versorgung des Marktes Madeiras und der
Azoren vorzusehen. Diese Beihilfe sollte es ermöglichen,
die Wettbewerbsfähigkeit der örtlichen Erzeugung
gegenüber der externen Konkurrenz auf den rentablen
Märkten zu verstärken, den Erwartungen der Verbrau-
cher und den neuen Vertriebswegen besser zu entspre-
chen sowie die Produktivität der Betriebe und die Pro-
duktqualität zu verbessern. Außerdem ist die Vermark-
tung dieser Frisch- bzw. Verarbeitungserzeugnisse fort-
zusetzen und die Valorisierung dieser Erzeugnisse in der
übrigen Gemeinschaft zu verstärken. Die Durchführung
einer wirtschaftlichen Studie zu jeder dieser Regionen
wird es ermöglichen, die Struktur dieses Sektors in bei-
den Regionen zu verbessern.

(8) Die Erhaltung der Rebflächen auf Madeira, der dort am
meisten verbreiteten Kultur, ist sowohl aus wirtschaftli-
chen als auch aus ökologischen Gründen unerlässlich.
Zur Unterstützung der einheimischen Erzeugung wird
eine pauschale Hektarbeihilfe für den Weinbau gewährt,
der auf die Erzeugung von Qualitätsweinen bestimmter
Anbaugebiete ausgerichtet ist. Diese Beihilfe wird auch
auf den Azoren gewährt.

(9) Die Marktregulierungsmaßnahmen sowie die Still-
legungsprämien kommen in beiden Regionen nicht zur
Anwendung.

(10) Auf den Azoren und Madeira sollten die Erzeugung von
Qualitätsprodukten und ihre Vermarktung gefördert
werden. Zu diesem Zweck kann die Verwendung des
von der Gemeinschaft eingeführten Bildzeichens nützlich
sein.

(11) Die traditionelle Viehzucht auf Madeira sollte gefördert
werden, um einen Teil des örtlichen Verbraucherbedarfs
decken zu können. Zu diesem Zweck ist von bestimm-
ten Vorschriften der gemeinsamen Marktorganisationen
zur Beschränkung der Erzeugung abzuweichen, um dem
Entwicklungsstand und den besonderen örtlichen Pro-
duktionsbedingungen Rechnung zu tragen, die sich von
denen in der übrigen Gemeinschaft grundlegend unter-
scheiden. Dieses Ziel kann auch durch die Finanzierung
von Programmen zur genetischen Verbesserung ein-
schließlich des Ankaufs reinrassiger Zuchttiere, durch
den Ankauf von Handelsrassen, die besser an die örtli-
chen Bedingungen angepasst sind, sowie durch die
Gewährung von Zuschlägen zu den Mutterkuh- und
Schlachtprämien erreicht werden; außerdem sollte eine
Versorgung mit männlichen Mastrindern vorgesehen
werden, bis sich eine örtliche Tierzucht entwickelt hat;
diese Versorgung sollte aber zeitlich befristet sein und
eine bestimmte jährliche Höchstzahl nicht überschreiten,
um die Erreichung des genannten Ziels nicht zu beein-
trächtigen. Der örtliche Bedarf wird anhand einer regel-
mäßig zu erstellenden Bilanz festgestellt. Ein globales
Förderprogramm für die örtlichen Aktivitäten im Tier-
zucht- und im Milchsektor sollte es den Wirtschaftszwei-
gen ermöglichen, den örtlichen Gegebenheiten ange-

passte Strategien für die wirtschaftliche Entwicklung, die
Lokalisierung der Erzeugung und die Berufsbildung der
Beteiligten auszuarbeiten und einzuführen, damit die
Unterstützung durch die Gemeinschaft wirksam einge-
setzt werden kann.

(12) Den Molkereien auf Madeira wird eine Beihilfe für den
Verzehr von frischen Kuhmilcherzeugnissen gewährt;
das Gleichgewicht zwischen einheimischer und externer
Versorgung konnte jedoch insbesondere aufgrund
großer struktureller Schwierigkeiten in diesem Sektor
und seiner geringen Fähigkeit, positiv auf neue Wirt-
schaftsgegebenheiten zu reagieren, auch mit dieser Bei-
hilfe nicht aufrechterhalten werden. Daher ist im Rah-
men einer Bilanz vorgesehen, diese Beihilfe in eine Bei-
hilfe für die Sammlung der örtlichen Milcherzeugung
zusammen mit der Genehmigung zur Herstellung von
rekonstituierter UHT-Milch aus Milchpulver mit
Ursprung in der Gemeinschaft umzuwandeln, um den
örtlichen Verbrauch besser abdecken zu können.

(13) Die Notwendigkeit, einen Anstoß für die Aufrechterhal-
tung der örtlichen Produktion zu geben, rechtfertigt die
Nichtanwendung der Verordnung (EWG) Nr.
3950/92 (1). Diese Ausnahme ist auf 4 000 t begrenzt,
d.h. die derzeitige Erzeugung in Höhe von 2 000 t und
eine auf derzeitig höchstens 2 000 t veranschlagte ange-
messene Entwicklung der Erzeugung.

(14) Der Kartoffelsektor auf Madeira ist sowohl aus wirt-
schaftlicher Sicht als auch durch seine soziale und öko-
logische Dimension lebenswichtig. Die geringe Größe
der Betriebe in Verbindung mit den Kosten für die
Betriebsstoffe führt zu sehr hohen Produktionskosten.
Um die einheimische Erzeugung zu stützen und so den
Verbrauchsgewohnheiten auf der Insel zu entsprechen,
wird eine Sonderbeihilfe für den Speisekartoffelanbau
gewährt.

(15) Die vorgesehenen Beihilfen für den Wirtschaftszweig
Zuckerrohr-Zucker-Rum auf Madeira werden gewährt,
um die örtliche Zuckerrohrerzeugung, die zur Herstel-
lung der Verarbeitungserzeugnisse notwendig ist, im
Rahmen des Bedarfs zu stützen, der sich aus den tradi-
tionellen Methoden in dieser Region ergibt.

(16) Die Herstellung von Likörwein nach traditionellen Ver-
fahren auf der Insel ist fortzusetzen, indem der Ankauf
von konzentriertem Most und Weinalkohol in der übri-
gen Gemeinschaft erleichtert und eine Beihilfe für die
Reifung dieser Weine gewährt wird. Damit ein hochwer-
tiges und echtes Erzeugnis hergestellt wird, ist seine Ver-
marktung zu unterstützen.

(17) Der Anbau von Korbweiden auf Madeira ist durch eine
Beihilfe zu unterstützen, mit der die Beibehaltung dieser
wichtigen ergänzenden Agrartätigkeit gewährleistet wer-
den soll, die das Bestehen nachgelagerter handwerklicher

(1) Verordnung (EWG) Nr. 3950/92 des Rates vom 28. Dezember
1992 über die Erhebung einer Zusatzabgabe im Milchsektor
(ABl. L 405 vom 31.12.1992, S. 1). Zuletzt geändert durch die
Verordnung (EG) Nr. 1256/1999 (ABl. L 160 vom 26.6.1999,
S. 73).
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Tätigkeiten ermöglicht, die für die Familienbetriebe in
den am meisten benachteiligten Gebieten der Insel not-
wendig sind.

(18) Technische und sozioökonomische Schwierigkeiten
haben dazu geführt, dass die Umstellung der Rebflächen,
die mit den nach der Gemeinsamen Marktorganisation
für Wein untersagten Hybrid-Rebsorten bepflanzt sind,
innerhalb der vorgesehenen Frist nicht vollständig
durchgeführt wurde. Der auf diesen Rebflächen erzeugte
Wein ist für den traditionellen lokalen Verbrauch
bestimmt. Eine zusätzliche Frist wird die Umstellung der
betreffenden Rebflächen bei gleichzeitiger Wahrung des
stark vom Weinbau abhängigen Wirtschaftsgefüges die-
ser Regionen ermöglichen. Portugal sollte die Kommis-
sion alljährlich über den Stand der Umstellung der
betreffenden Flächen unterrichten.

(19) Die Milcherzeugung und die Rinderzucht bilden den
Eckpfeiler der Agrarwirtschaft auf den Azoren; bei der
Unterstützung dieses Sektors sollte der besonderen
Bedeutung dieser Tätigkeit im wirtschaftliche und sozia-
len Bereich, vor allem für die Kleinerzeuger, Rechnung
getragen werden. Um die Beibehaltung der traditionellen
Wirtschaftstätigkeiten in diesem Sektor zu gewährleisten,
ist vorgesehen, im Rahmen einer Höchstgrenze, die der
örtlichen verfügbaren Quote entspricht, weiterhin einen
Zuschlag zu der Milchkuh- und Mutterkuhprämie zu
gewähren. Außerdem sind ein Zuschlag zu der Schlacht-
prämie und eine Beihilfe für den Absatz überschüssiger
männlicher Rinder einzuführen, die keine normalen
Absatzmöglichkeiten auf der Insel finden und infolge
der außergewöhnlichen geografischen Lage der Region
mit erheblichen Mehrkosten nach der übrigen Gemein-
schaft versandt werden müssen. Ein globales Förderpro-
gramm für die örtlichen Aktivitäten im Tierzucht- und
im Milchsektor sollte es den Wirtschaftszweigen ermög-
lichen, den örtlichen Gegebenheiten angepasste Strate-
gien für die wirtschaftliche Entwicklung, die Lokalisie-
rung der Erzeugung und die Berufsbildung der Beteilig-
ten auszuarbeiten und einzuführen, damit die Unterstüt-
zung durch die Gemeinschaft wirksam eingesetzt wer-
den kann.

(20) Die landwirtschaftliche Tätigkeit auf den Azoren ist in
sehr starkem Maße von der Produktion von Milch-
erzeugnissen abhängig. Das Zusammenwirken dieser
Abhängigkeit mit anderen, durch die äußerste Randlage
bedingten Nachteilen und das Fehlen tragfähiger Alter-
nativen für die Erzeugungstätigkeit behindert die wirt-
schaftliche Entwicklung. Unter Berücksichtigung des
durch die dortige Erzeugung gedeckten örtlichen Ver-
brauchs der Inselgruppe sollte daher für einen Zeitraum
von vier Wirtschaftsjahren ab dem Wirtschaftsjahr
1999/2000 von einigen die Erzeugung einschränkenden
Bestimmungen der gemeinsamen Marktorganisation für
Milch und Milcherzeugnisse abgewichen werden, um
dem Entwicklungsstand und den Bedingungen der örtli-
chen Erzeugung Rechnung zu tragen. Auch wenn diese
Maßnahme eine Abweichung von Artikel 34 Absatz 2
Unterabsatz 2 des Vertrags darstellt, ist sie doch auf die
Milcherzeuger der Inselgruppe begrenzt und gemessen
an der wirtschaftlichen Dimension der Gesamtquote Por-
tugals als marginal anzusehen. Sie dürfte es aber wäh-

rend ihrer Laufzeit ermöglichen, die sektorale Umstruk-
turierung auf den Azoren fortzusetzen, ohne den Markt
für Milcherzeugnisse zu stören und ohne das reibungs-
lose Funktionieren der Zusatzabgabenregelung auf Ebene
Portugals und der Gemeinschaft merklich zu beeinträch-
tigen.

(21) Bei den pflanzlichen Kulturen auf den Azoren muss den
kleinen Anbauflächen, der geringen Größe und der Auf-
splitterung der Betriebe sowie einem niedrigen Intensi-
vierungsgrad Rechnung getragen werden, die zu hohen
Produktionskosten führt. Die Beibehaltung dieser Kultu-
ren (Zuckerrüben, Chicorée, Kartoffeln, Tabak, Ananas,
Wein, usw.) ist unbedingt notwendig als Alternative zur
vorherrschenden örtlichen Viehzucht. Zur Gewährleis-
tung der Beibehaltung und Entwicklung dieser Kulturen
konnte eine Unterstützung der örtlichen Verarbeitungs-
industrien eingeführt werden, die fortgeführt werden
muss.

(22) Im Übrigen ist die Herstellung von Likörwein nach tradi-
tionellen Verfahren auf den Azoren fortzusetzen, indem
eine Beihilfe für die Reifung von �Verdelho�-Wein
gewährt wird.

(23) Aufgrund der besonderen Klimaverhältnisse und der
unzureichenden Mittel, die bisher in dieser Region zur
Schädlingsbekämpfung eingesetzt wurden, ergeben sich
für die landwirtschaftliche Erzeugung besondere Pro-
bleme in Bezug auf die Pflanzengesundheit. Es müssen
daher Programme zur Bekämpfung der Schadorganis-
men, unter anderem mit biologischen Methoden, durch-
geführt werden. Dabei ist festzulegen, inwieweit sich die
Gemeinschaft finanziell an der Durchführung dieser Pro-
gramme beteiligt.

(24) In der Verordnung (EG) Nr. 1257/1999 (1) sind die
Maßnahmen zur Entwicklung des ländlichen Raums, für
die eine gemeinschaftliche Förderung gewährt werden
kann, sowie die Bedingungen für eine solche Förderung
festgelegt.

(25) Die vorliegende Verordnung soll den Nachteilen abhel-
fen, die mit der Abgelegenheit und der Insellage dieser
Gebiete verbunden sind.

(26) Manche landwirtschaftlichen Betriebe oder Verarbei-
tungs- und Vermarktungsunternehmen in diesen Gebie-
ten weisen gravierende strukturelle Mängel auf und
haben mit besonderen Schwierigkeiten zu kämpfen. Des-
halb empfiehlt es sich, für einige Investitionsarten von
den Vorschriften abzuweichen, die die Gewährung
bestimmter Strukturbeihilfen gemäß der Verordnung
(EG) Nr. 1257/1999 einschränken oder verbieten.

(27) Nach Artikel 29 Absatz 3 der Verordnung (EG) Nr.
1257/1999 dürfen Beihilfen für die Forstwirtschaft nur
für Wälder und bewaldete Flächen gewährt werden, die

(1) Verordnung (EG) Nr. 1257/1999 des Rates vom 17. Mai 1999 über
die Förderung der Entwicklung des ländlichen Raums durch den
Europäischen Ausrichtungs- und Garantiefonds für die Landwirt-
schaft (EAGFL) und zur Änderung bzw. Aufhebung bestimmter
Verordnungen (ABl. L 160 vom 26.6.1999, S. 80).
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privaten Eigentümern oder deren Vereinigungen oder
Gemeinden oder Gemeindeverbänden gehören. Ein Teil
der Wälder und bewaldeten Flächen in diesen Gebieten
gehört jedoch anderen Gebietskörperschaften als den
Gemeinden. Unter diesen Gegebenheiten sollten die
Bestimmungen jenes Artikels gelockert werden.

(28) Die finanzielle Beteiligung der Gemeinschaft kann sich
für drei der in Artikel 35 Absatz 1 der Verordnung (EG)
Nr. 1257/1999 genannten flankierenden Maßnahmen in
den Gebieten in äußerster Randlage auf bis zu 85 % der
zuschussfähigen Gesamtkosten belaufen. Demgegenüber
ist die finanzielle Beteiligung der Gemeinschaft für die
Agrarumweltmaßnahmen, die die vierte flankierende
Maßnahme bilden, gemäß Artikel 47 Absatz 2 dritter
Gedankenstrich der Verordnung (EG) Nr. 1257/1999 in
allen Gebieten, die unter Ziel 1 fallen, auf 75 %
begrenzt. Angesichts der Bedeutung, die dem Umwelt-
schutz in der Landwirtschaft im Rahmen der Entwick-
lung des ländlichen Raums zugewiesen wird, sollte der
Satz der finanziellen Beteiligung der Gemeinschaft für
alle flankierenden Maßnahmen in den Gebieten in äu-
ßerster Randlage harmonisiert werden.

(29) In Artikel 24 Absatz 2 und im Anhang der Verordnung
(EG) Nr. 1257/1999 werden die für eine Gemeinschafts-
beihilfe für Agrarumweltmaßnahmen in Betracht kom-
menden jährlichen Höchstbeträge festgesetzt. Um der
spezifischen Umweltsituation einiger sehr empfindlicher
Weidegebiete auf den Azoren und dem Schutz der Land-
schaft und der traditionellen Merkmale der Landbau-
gebiete, insbesondere des Terrassenanbaus auf Madeira,
Rechnung zu tragen, ist vorzusehen, dass diese Beträge
für bestimmte Maßnahmen bis auf das Doppelte ange-
hoben werden können.

(30) Gemäß Artikel 14 der Verordnung (EG) Nr.
1260/1999 (1) gelten die Pläne, gemeinschaftlichen För-
derkonzepte, operationellen Programme und Einheitli-
chen Programmplanungsdokumente für einen Zeitraum
von sieben Jahren und beginnt der Programmplanungs-
zeitraum am 1. Januar 2000. Zur Wahrung der Kohä-
renz und zur Vermeidung einer unterschiedlichen
Behandlung von Begünstigten ein und desselben Pro-
gramms ist zu gewährleisten, dass die in dieser Verord-
nung vorgesehenen Abweichungen ausnahmsweise wäh-
rend des gesamten Programmplanungszeitraums ange-
wendet werden können.

(31) Von der ständigen Politik der Gemeinschaft, keine staat-
lichen Betriebsbeihilfen für die Erzeugung, Verarbeitung
und Vermarktung von unter Anhang I des Vertrags fal-
lenden landwirtschaftlichen Erzeugnissen zu genehmi-
gen, kann abgewichen werden, um den spezifischen
Sachzwängen der Agrarerzeugung auf den Azoren und
Madeira abzuhelfen, die sich aus der Abgelegenheit, der
Insellage, der extremen Randlage, der geringen Größe,
den schwierigen Relief- und Klimabedingungen sowie
der wirtschaftlichen Abhängigkeit von einigen wenigen
Erzeugnissen ergeben.

(32) Die zur Durchführung dieser Verordnung erforderlichen
Maßnahmen sollten gemäß dem Beschluss 1999/468/EG
des Rates vom 28. Juni 1999 zur Festlegung der Modali-
täten für die Ausübung der der Kommission übertrage-
nen Durchführungsbefugnisse (2) erlassen werden �

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Mit dieser Verordnung werden Sondermaßnahmen zugunsten
der Azoren und Madeiras erlassen, um den sich aus der Abge-
legenheit, der Insellage und der extremen Randlage ergebenden
Problemen bei bestimmten landwirtschaftlichen Erzeugnissen
abzuhelfen.

TITEL I

BESONDERE VERSORGUNGSREGELUNG

Artikel 2

Es wird eine besondere Versorgungsregelung für die in den
Anhängen I und II aufgeführten landwirtschaftlichen Erzeug-
nisse eingeführt, die in den Regionen Azoren und Madeira
zum Verzehr, zur Verarbeitung und als landwirtschaftliche
Betriebsstoffe benötigt werden.

Für jedes Jahr wird eine Vorausschätzung des Bedarfs an den in
den Anhängen I und II aufgeführten Erzeugnissen erstellt. Für
den Bedarf der Verarbeitungs- und Verpackungsindustrie an
Erzeugnissen, die für den örtlichen Markt bestimmt sind, unter
bestimmten Bedingungen in Drittländer ausgeführt oder tradi-
tionell nach der übrigen Gemeinschaft versandt werden, kann
eine getrennte Vorausschätzung erfolgen.

Artikel 3

(1) Bei der Direkteinfuhr der Erzeugnisse, die unter die
besondere Versorgungsregelung fallen und aus Drittländern
stammen, in die Regionen Azoren und Madeira werden im
Rahmen der in der Bedarfsvorausschätzung bestimmten Men-
gen keine Einfuhrzölle erhoben.

Erzeugnisse, die Gegenstand eines aktiven Veredelungsverkehrs
oder eines Zolllagerverfahrens im übrigen Zollgebiet der
Gemeinschaft waren, gelten als Direkteinfuhren im Sinne dieses
Titels.

(2) Um den nach Artikel 2 ermittelten Bedarf sowohl men-
genmäßig als auch nach Preis und Qualität zu decken und
dafür zu sorgen, dass der Anteil der Versorgung aus der
Gemeinschaft gewahrt bleibt, wird für die Versorgung der
Regionen Azoren und Madeira mit gemeinschaftlichen Erzeug-
nissen aus öffentlichen Interventionsbeständen oder durch auf
dem Gemeinschaftsmarkt befindliche Erzeugnisse eine Beihilfe
gewährt.

(1) Verordnung (EG) Nr. 1260/1999 des Rates vom 21. Juni 1999 mit
allgemeinen Bestimmungen über die Strukturfonds (ABl. L 161
vom 26.6.1999, S. 1). (2) ABl. L 184 vom 17.7.1999, S. 23.
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Der Beihilfebetrag wird unter Berücksichtigung der Mehrkosten
für die Verbringung nach den Märkten der Regionen Azoren
und Madeira und der Preise bei der Ausfuhr nach Drittländern
sowie, wenn es sich um zur Verarbeitung bestimmte Erzeug-
nisse oder landwirtschaftliche Betriebsstoffe handelt, der durch
die Insellage und die extreme Randlage bedingten Mehrkosten
festgesetzt.

(3) Die besondere Versorgungsregelung wird so angewendet,
dass insbesondere Folgendem Rechnung getragen wird:

� den besonderen Bedürfnissen der Regionen Azoren und
Madeira und, wenn es sich um zur Verarbeitung bestimmte
Erzeugnisse oder landwirtschaftliche Betriebsstoffe handelt,
den genauen Qualitätsanforderungen,

� den Handelsströmen mit der übrigen Gemeinschaft,

� und dem wirtschaftlichen Aspekt der geplanten Beihilfen.

(4) Die besondere Versorgungsregelung wird nur angewandt,
wenn dem Endverbraucher tatsächlich die wirtschaftlichen Vor-
teile zugute kommen, die sich aus der Befreiung vom Einfuhr-
zoll oder aus der gemeinschaftlichen Beihilfe für Lieferungen
aus der übrigen Gemeinschaft ergeben.

(5) Die Erzeugnisse, denen die besondere Versorgungsrege-
lung zugute kommt, können nicht wieder nach Drittländern
ausgeführt oder in die übrige Gemeinschaft weiterversandt wer-
den. Das Verbot gemäß diesem Absatz gilt nicht für die Han-
delsströme zwischen den Azoren und Madeira.

Werden diese Erzeugnisse in wesentlichem Umfang in den
Regionen Azoren oder Madeira verarbeitet, so gilt das vorste-
hende Verbot nicht für die Ausfuhr der gewonnenen Verarbei-
tungserzeugnisse von den Azoren oder von Madeira in Dritt-
länder, und zwar unter Einhaltung der Bedingungen, die von
der Kommission nach dem in Artikel 35 Absatz 2 genannten
Verfahren festgelegt worden sind.

Werden diese Erzeugnisse in den Regionen Azoren oder
Madeira verarbeitet, so gilt das vorstehende Verbot nicht für
die traditionellen Versendungen der gewonnenen Verarbei-
tungserzeugnisse nach der übrigen Gemeinschaft.

Es wird keine Ausfuhrerstattung gewährt.

(6) Die Durchführungsbestimmungen zu diesem Titel wer-
den nach dem in Artikel 35 Absatz 2 genannten Verfahren
erlassen. Sie betreffen unter anderem

� die Festsetzung der Beihilfen für die Versorgung aus der
Gemeinschaft,

� die Maßnahmen, die sicherstellen sollen, dass die gewähr-
ten Vorteile dem Endverbraucher tatsächlich zugute kom-
men,

� erforderlichenfalls ein System von Einfuhr- oder Liefer-
bescheinigungen.

Die Kommission erstellt die Versorgungsbilanzen nach dem in
Artikel 35 Absatz 2 genannten Verfahren. Nach demselben
Verfahren kann sie diese Bilanzen sowie die Liste der in den
Anhängen I und II aufgeführten Erzeugnisse nach Maßgabe der

Entwicklung der Bedürfnisse der Regionen Azoren und Madeira
überprüfen.

Der Bedarf der Azoren an Rohzucker wird unter Berücksichti-
gung der Entwicklung der örtlichen Zuckerrübenerzeugung
geschätzt. Die unter die besondere Versorgungsregelung fallen-
den Mengen sind so festzusetzen, dass auf den Azoren ins-
gesamt nicht mehr als 10 000 Tonnen raffinierten Zuckers
jährlich erzeugt werden.

Artikel 9 der Verordnung (EG) Nr. 2038/1999 (1) ist nicht auf
die Azoren anwendbar.

TITEL II

MASSNAHMEN ZUGUNSTEN DER ÖRTLICHEN
ERZEUGUNG

KAPITEL I

MASSNAHMEN FÜR BEIDE REGIONEN

ABSCHNITT 1

Tierhaltung

Artikel 4

(1) Im Sektor Tierhaltung werden Beihilfen für die Lieferung
von reinrassigen Tieren oder Tieren von Handelsrassen oder
Erzeugnissen mit Ursprung in der Gemeinschaft in die Regio-
nen Azoren und Madeira gewährt; ausgenommen ist die Liefe-
rung reinrassiger Rinder in die Azoren.

(2) Für die Gewährung der Beihilfen werden insbesondere
der Versorgungsbedarf der Regionen Azoren und Madeira wäh-
rend der Anlaufphase in dem jeweiligen Wirtschaftszweig, die
genetische Verbesserung der Tierbestände und die an die örtli-
chen Bedingungen am besten angepassten Rassen berücksich-
tigt. Die Beihilfen werden für die Lieferung von Waren gezahlt,
die den Gemeinschaftsvorschriften entsprechen.

(3) Bei der Festsetzung der Beihilfen werden folgende Fak-
toren berücksichtigt:

� die sich aus der geografischen Lage ergebenden Versor-
gungsbedingungen und insbesondere die entsprechenden
Versorgungskosten der Regionen Azoren und Madeira,

� die Preise der Waren auf dem Gemeinschafts- und dem
Weltmarkt,

� gegebenenfalls die Nichterhebung der Zölle bei der Einfuhr
aus Drittländern,

� der wirtschaftliche Aspekt der geplanten Beihilfen.

(1) Verordnung (EG) Nr. 2038/1999 des Rates vom 13. September
1999 über die gemeinsame Marktorganisation für Zucker
(ABl. L 252 vom 25.9.1999, S. 1). Zuletzt geändert durch die
Verordnung (EG) Nr. 906/2001 der Kommission (ABl. L 127 vom
9.5.2001, S. 28).
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(4) Artikel 3 Absätze 4 und 5 findet auf die Waren Anwen-
dung, für die Beihilfen gemäß Absatz 1 des vorliegenden Arti-
kels gewährt werden.

(5) Die Liste der Erzeugnisse und die Beihilfebeträge gemäß
Absatz 1 sowie die Durchführungsbestimmungen zu diesem
Artikel werden nach dem in Artikel 35 Absatz 2 genannten
Verfahren festgelegt bzw. erlassen.

ABSCHNITT 2

Obst, Gemüse, Pflanzen und Blumen

Artikel 5

(1) Für Obst, Gemüse, Blumen und lebende Pflanzen der
Kapitel 6, 7 und 8 der Kombinierten Nomenklatur, für Tee des
KN-Codes 0902, Honig des KN-Codes 0409 00 und Früchte
der Gattung �Pimenta� des KN-Codes 0904, die örtlich geerntet
oder erzeugt werden und zur ausschließlichen Versorgung der
jeweiligen Produktionsgebiete bestimmt sind, wird eine Beihilfe
gewährt. Die Beihilferegelung gilt nicht für Bananen aus Madei-
ra.

Diese Beihilfe wird für Erzeugnisse gewährt, die den in den
gemeinschaftlichen Rechtsvorschriften festgelegten gemein-
samen Normen oder, falls es keine solche gibt, in den Lieferver-
trägen genannten Anforderungen entsprechen.

Die Gewährung der Beihilfe ist an den Abschluss von Lieferver-
trägen mit einer Laufzeit von einem oder mehreren Wirt-
schaftsjahren gebunden, die zwischen Einzelerzeugern, zusam-
mengeschlossenen Erzeugern oder Erzeugerorganisationen
gemäß den Artikeln 11, 13 und 14 der Verordnung (EG) Nr.
2200/96 (1) einerseits und der Agrar-Nahrungsmittelindustrie,
Wirtschaftsbeteiligten des Handels oder der Gastronomie bzw.
bestimmten Körperschaften andererseits geschlossen werden.

Die Beihilfe wird den vorgenannten Erzeugern, zusammen-
geschlossenen Erzeugern oder Erzeugerorganisationen bis zu
den für die einzelnen Erzeugniskategorien festgesetzten Jahres-
mengen gewährt.

Der Beihilfebetrag wird für die noch zu bestimmenden Erzeug-
niskategorien nach Maßgabe des mittleren Werts der jeweiligen
Erzeugnisse pauschal festgesetzt. Er wird danach differenziert,
ob es sich bei den Beihilfeempfänger um eine Erzeugerorgani-
sation gemäß den Artikeln 11, 13 und 14 der Verordnung (EG)
Nr. 2200/96 handelt oder nicht.

(2) Dieser Artikel gilt nicht für die Ananaserzeugung auf
den Azoren.

(3) Die Durchführungsbestimmungen zu diesem Artikel
werden nach dem in Artikel 35 Absatz 2 genannten Verfahren
erlassen. Nach demselben Verfahren werden die Erzeugniskate-
gorien und die Beihilfebeträge gemäß Absatz 1 des vorliegen-
den Artikels festgelegt.

Artikel 6

(1) Eine Gemeinschaftsbeihilfe wird für Saisonverträge
gewährt, die die Vermarktung der Frisch- oder Verarbeitungs-
erzeugnisse zum Gegenstand haben, die zu den Erzeugnissen
gemäß Artikel 5 Absatz 1 gehören. Bei Pflanzen und Blumen
wird die Beihilfegewährung nicht vom Abschluss von Saison-
verträgen abhängig gemacht.

Diese Beihilfe wird bis zu einem jährlichen Handelsvolumen
von 3 000 Tonnen je Erzeugnis je Region gezahlt.

Die Verträge werden zwischen auf den Inseln ansässigen Ein-
zelerzeugern, zusammengeschlossenen Erzeugern oder Erzeu-
gerorganisationen im Sinne der Artikel 11, 13 und 14 der Ver-
ordnung (EG) Nr. 2200/96 einerseits und in der übrigen
Gemeinschaft ansässigen natürlichen oder juristischen Personen
andererseits geschlossen.

(2) Die Beihilfe beträgt 10 % des Wertes der frei Bestim-
mungsgebiet verkauften Erzeugung.

(3) Die Beihilfe wird Käufern gewährt, die einen Vertrag
gemäß Absatz 1 mit einem in der übrigen Gemeinschaft ansäs-
sigen Marktteilnehmer geschlossen haben.

(4) Werden die in Absatz 1 vorgesehenen Maßnahmen von
Gemeinschaftsunternehmen durchgeführt, zu denen sich Erzeu-
ger oder Erzeugerorganisationen dieser Regionen und in der
übrigen Gemeinschaft ansässige natürliche oder juristische Per-
sonen in der Absicht zusammengeschlossen haben, die in die-
sen Regionen geernteten Erzeugnisse zu vermarkten, und ver-
pflichten sich die Vertragspartner für eine Mindestdauer von
drei Jahren, gemeinsam mit ihren Kenntnissen und ihrem Fach-
wissen zur Verwirklichung des Unternehmensziels beizutragen,
so erhöht sich der Beihilfebetrag gemäß Absatz 2 auf 13 % des
Wertes der jährlich von ihnen gemeinsam vermarkteten Erzeu-
gung.

(5) Die Durchführungsbestimmungen zu diesem Artikel
werden nach dem in Artikel 35 Absatz 2 genannten Verfahren
erlassen.

Artikel 7

(1) Die Gemeinschaft beteiligt sich bis zu einem Höchst-
betrag von 100 000 EUR an der Finanzierung zweier Studien
über die wirtschaftliche Lage und die Aussichten des Sektors
Frisch- und Verarbeitungserzeugnisse aus Obst und Gemüse,
insbesondere von tropischem Obst und Gemüse, in jeder der
beiden Regionen.

Die Studie gibt einen Überblick über die wirtschaftliche und
technische Lage in diesem Sektor in jeder Region. Sie analysiert
unter anderem die Daten über die Versorgungslage und die
Verarbeitungskosten und untersucht die auf regionaler und
internationaler Ebene bestehenden Entwicklungs- und Absatz-

(1) Verordnung (EG) Nr. 2200/96 des Rates vom 28. Oktober 1996
über die gemeinsame Marktorganisation für Obst und Gemüse (ABl.
L 297 vom 21.11.1996, S. 1). Zuletzt geändert durch die
Verordnung (EG) Nr. 2826/2000 (ABl. L 328 vom 23.12.2000,
S. 2).
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bedingungen und -möglichkeiten, wobei sie der Wettbewerbs-
lage auf dem Weltmarkt Rechnung trägt.

(2) Die Durchführungsbestimmungen zu diesem Artikel
werden nach dem in Artikel 35 Absatz 2 genannten Verfahren
erlassen.

ABSCHNITT 3

Wein

Artikel 8

Titel II Kapitel II sowie Titel III Kapitel I und II der Verordnung
(EG) Nr. 1493/1999 (1) und Kapitel III der Verordnung (EG)
Nr. 1227/2000 der Kommission (2) finden keine Anwendung
auf die Azoren und Madeira.

Artikel 9

(1) Um den Anbau von Rebsorten aufrechtzuerhalten, die
der Erzeugung von Qualitätsweinen b.A. in den traditionellen
Anbaugebieten dienen, wird eine pauschale Hektarbeihilfe
gewährt.

Für diese Beihilfe kommen Flächen in Frage,

a) die mit Rebsorten bepflanzt sind, die in der von den Mit-
gliedstaaten erstellten Klassifizierung der Rebsorten gemäß
Artikel 19 der Verordnung (EG) Nr. 1493/1999 als zur
Herstellung der einzelnen in ihrem Hoheitsgebiet erzeugten
Qualitätsweine b.A. geeigneten Sorten aufgeführt sind, und

b) deren Hektarertrag unter einer vom Mitgliedstaat gemäß
den Bedingungen von Anhang VI Abschnitt I der Verord-
nung (EG) Nr. 1493/1999 festgesetzten Höchstmenge, aus-
gedrückt als Trauben-, Most- oder Weinmenge, liegt.

(2) Die Beihilfe beträgt 650 EUR je Hektar und Jahr. Die
Beihilfe wird den Erzeugervereinigungen oder -organisationen
gewährt. Während einer Übergangszeitraums wird die Beihilfe
jedoch auch Einzelerzeugern gewährt. Während dieses Zeit-
raums werden alle Beihilfen nach Bedingungen, die nach dem
in Artikel 35 Absatz 2 genannten Verfahren noch festzulegen
sind, vom Weininstitut Madeira und von der Weinkommission
der Azoren gezahlt.

(3) Nach dem in Artikel 35 Absatz 2 genannten Verfahren
werden gegebenenfalls Durchführungsbestimmungen zu diesem
Artikel erlassen.

Artikel 10

(1) Abweichend von Artikel 19 Absatz 1 der Verordnung
(EG) Nr. 1493/1999 dürfen die in den Regionen Azoren und
Madeira geernteten Weintrauben von Direktträger-Hybrid-Reb-
sorten, deren Anbau untersagt ist (Noah, Othello, Isabelle,
Jacquez, Clinton und Herbémont), für die Erzeugung von Wein
verwendet werden, der jedoch nur innerhalb dieser Regionen
in Verkehr gebracht werden darf.

(2) Portugal sorgt gegebenenfalls unter Rückgriff auf die
Unterstützung, die in Titel II Kapitel III der Verordnung (EG)
Nr. 1493/1999 vorgesehen ist, dafür, dass Direktträger-Hybrid-
Rebsorten, deren Anbau untersagt ist, von den damit bepflanz-
ten Parzellen bis zum 31. Dezember 2006 schrittweise entfernt
werden.

(3) Portugal unterrichtet die Kommission jährlich über den
Stand der Umstellung und Umstrukturierung der Flächen, die
mit Direktträger-Hybrid-Rebsorten bepflanzt sind, deren Anbau
untersagt ist.

ABSCHNITT 4

Bildzeichen

Artikel 11

(1) Die Bedingungen für die Verwendung des Bildzeichens,
mit dem der Bekanntheitsgrad und der Absatz unbearbeiteter
oder verarbeiteter landwirtschaftlicher Qualitätserzeugnisse aus
den Azoren und Madeira, die zu den Regionen in äußerster
Randlage gehören, gesteigert werden soll, werden von den
Berufsverbänden vorgeschlagen. Die portugiesischen Behörden
legen der Kommission diese mit ihrer Stellungnahme versehe-
nen Vorschläge zur Genehmigung vor.

Die Verwendung des Bildzeichens wird von einer Behörde oder
einer von den zuständigen portugiesischen Behörden anerkann-
ten Einrichtung überwacht.

(2) Die Durchführungsbestimmungen zu diesem Artikel
werden erforderlichenfalls nach dem in Artikel 35 Absatz 2
genannten Verfahren erlassen.

KAPITEL II

MASSNAHMEN FÜR ERZEUGNISSE AUS MADEIRA

ABSCHNITT 1

Tierhaltung und Milcherzeugnisse

Artikel 12

(1) Bis der örtliche Bestand an jungen männlichen Rindern
ausreichend groß ist, um die traditionelle Fleischerzeugung auf-
rechtzuerhalten, gilt im Rahmen der gemäß Artikel 13 vorgese-
henen Bilanz Folgendes:

(1) Verordnung (EG) Nr. 1493/1999 des Rates vom 17. Mai 1999 über
die gemeinsame Marktorganisation für Wein (ABl. L 179 vom
14.7.1999, S. 1). Zuletzt geändert durch die Verordnung (EG)
Nr. 2826/2000 (ABl. L 328 vom 23.12.2000, S. 2).

(2) Verordnung (EG) Nr. 1227/2000 der Kommission vom 31. Mai
2000 mit Durchführungsbestimmungen zur Verordnung (EG)
Nr. 1493/1999 des Rates über die gemeinsame Marktorganisation
für Wein hinsichtlich des Produktionspotenzials (ABl. L 143 vom
16.6.2000, S. 1).
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a) Auf Einfuhren von Rindern aus Drittländern, die vor Ort
gemästet werden sollen und für den Verzehr auf der Insel
bestimmt sind, werden keine Zölle gemäß Artikel 30 der
Verordnung (EG) Nr. 1254/1999 (1) erhoben;

b) für die Lieferung von unter Buchstabe a genannten Tieren
mit Ursprung in der übrigen Gemeinschaft wird eine Bei-
hilfe bis zu einer Höchstmenge von 1 000 Stück gewährt.
Diese Beihilfe ist vorrangig für Erzeuger bestimmt, deren
Bestand zu mindestens 50 % aus örtlichen Mastrindern
besteht.

Artikel 3 Absätze 4 und 5 findet auf die Waren Anwendung,
für die die Maßnahmen gemäß Unterabsatz 1 des vorliegenden
Absatzes gelten.

(2) Die Anzahl der Tiere, für die die Maßnahmen gemäß
Absatz 1 gelten, wird in einer regelmäßigen Vorausschätzung
bestimmt, um der Entwicklung der örtlichen Erzeugung Rech-
nung zu tragen. Diese Anzahl, der Betrag der Beihilfe gemäß
Absatz 1 Buchstabe b und die Durchführungsbestimmungen
zu diesem Artikel, die insbesondere die Mindestmastdauer
umfassen, werden nach dem Verfahren des Artikels 35 Absatz
2 festgesetzt bzw. erlassen.

Artikel 13

(1) Zur Förderung der traditionellen Tätigkeiten und zur
Verbesserung der Qualität der Rindfleischerzeugung werden im
Rahmen der Mengen, die anhand der regelmäßig zu erstellen-
den Bilanz des Verbraucherbedarfs auf der Insel ermittelt wur-
den, die Beihilfen gemäß den Absätzen 2 und 3 des vorliegen-
den Artikels gewährt. Bei der Bilanz werden auch die gemäß
Artikel 4 gelieferten Zuchttiere und die unter die Versorgungs-
regelung gemäß Artikel 12 fallenden Tiere berücksichtigt.

(2) Den Rindfleischerzeugern wird für jedes vor Ort gemäs-
tete geschlachtete Tier ein Zuschlag zu der in Artikel 11 der
Verordnung (EG) Nr. 1254/1999 vorgesehenen Schlachtprämie
gezahlt. Dieser Zuschlag beläuft sich auf 25 EUR je Tier. Der
Zuschlag zu der Prämie wird jährlich für höchstens 2 500
geschlachtete Tiere gewährt.

(3) Den Rindfleischerzeugern wird ein Zuschlag zu der Prä-
mie zur Erhaltung des Mutterkuhbestands gemäß Artikel 6 der
Verordnung (EG) Nr. 1254/1999 gezahlt. Dieser Zuschlag
beläuft sich auf 50 EUR je Mutterkuh, die der Erzeuger am Tag
der Antragstellung hält.

(4) Die Bestimmungen über

a) die regionale Höchstgrenze gemäß Artikel 4 der Verord-
nung (EG) Nr. 1254/1999 bezüglich der Sonderprämie,

b) die individuelle Höchstgrenze für die im Betrieb gehaltenen
Kühe gemäß Artikel 6 der Verordnung (EG) Nr.
1254/1999 bezüglich der Grund-Mutterkuhprämie,

c) die nationale Höchstgrenze gemäß Artikel 11 der Verord-
nung (EG) Nr. 1254/1999 bezüglich der Grund-Schlacht-
prämie

werden auf Madeira weder auf die Sonderprämie noch auf die
Mutterkuhprämie noch auf die Schlachtprämie noch auf die
Prämienzuschläge gemäß den Absätzen 2 und 3 des vorliegen-
den Artikels angewandt.

(5) Die in Absatz 3 genannten Grundprämien und Prä-
mienzuschläge werden jährlich für höchstens 2 000 männliche
Rinder, 1 000 Mutterkühe und 6 000 Schlachttiere gewährt.

(6) Die Durchführungsbestimmungen zu diesem Artikel
werden nach dem in Artikel 35 Absatz 2 genannten Verfahren
erlassen. Sie umfassen die Erstellung der Bilanzen gemäß
Absatz 1 und ihre etwaigen Überprüfungen nach Maßgabe der
Entwicklung der Bedürfnisse sowie

a) in Bezug auf die Sonderprämie für männliche Rinder:

� das �Einfrieren� der Anzahl der Tiere, für die die Son-
derprämie auf Madeira für das Jahr 2000 gewährt wur-
de, im Rahmen der in Artikel 4 der Verordnung (EG)
Nr. 1254/1999 festgesetzten regionalen Höchstgrenze,

� die Gewährung der Prämien für höchstens 90 Tiere je
Altersgruppe, je Kalenderjahr und je Betrieb;

b) in Bezug auf die Mutterkuhprämie:

� Bestimmungen, mit denen die Ansprüche der Erzeuger,
denen eine Prämie gemäß Artikel 6 der Verordnung
(EG) Nr. 1254/1999 gewährt wurde, soweit erforder-
lich garantiert werden sollen;

� gegebenenfalls unter Berücksichtigung der in der Vieh-
wirtschaft verfolgten Ziele die Schaffung einer Sonder-
reserve für Madeira und die Festlegung von Sonderbe-
dingungen für die Zuteilung oder Neuzuteilung der
Ansprüche; der Umfang dieser Reserve wird entspre-
chend der Höchstgrenze gemäß Absatz 5 und der
Anzahl der für das Jahr 2000 gewährten Prämien fest-
gesetzt;

c) in Bezug auf die Schlachtprämie:

� das �Einfrieren� der Anzahl der Tiere, für die die
Schlachtprämie für das Jahr 2000 gewährt wurde, im
Rahmen der in Artikel 38 Absatz 1 der Verordnung
(EG) Nr. 2342/1999 der Kommission (2) festgesetzten
Höchstgrenze.

In den Durchführungsbestimmungen können zusätzliche
Bedingungen für die Gewährung der Prämienzuschläge vor-
gesehen werden.

(1) Verordnung (EG) Nr. 1254/1999 des Rates vom 17. Mai 1999 über
die gemeinsame Marktorganisation für Rindfleisch (ABl. L 160 vom
26.6.1999, S. 21).

(2) Verordnung (EG) Nr. 2342/1999 der Kommission vom 28. Oktober
1999 mit Durchführungsvorschriften zu der Verordnung (EG)
Nr. 1254/1999 des Rates über die gemeinsame Marktorganisation
für Rindfleisch hinsichtlich der Prämienregelung (ABl. L 281 vom
4.11.1999, S. 30). Zuletzt geändert durch die Verordnung (EG)
Nr. 192/2001 der Kommission (ABl. L 29 vom 31.1.2001, S. 7).
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Die Kommission kann die in Absatz 5 genannten Höchstgren-
zen nach demselben Verfahren neu festsetzen.

Artikel 14

(1) Für den Zeitraum 2002 bis 2006 wird eine Beihilfe zur
Durchführung eines globalen Förderprogramms auf Madeira
gewährt, um die Erzeugung und Vermarktung von Erzeugnis-
sen der örtlichen Tierzucht und Milchproduktion zu fördern.

Dieses Programm kann Maßnahmen umfassen, mit denen die
Verbesserung von Qualität und Hygiene, die Vermarktung, die
Organisation der verschiedenen Stufen der Produktions- und
Vermarktungskette, die Rationalisierung der Produktions- und
Vermarktungsstrukturen, lokale Informationsmaßnahmen zu
Qualitätserzeugnissen sowie die technische Hilfeleistung geför-
dert werden sollen. Es darf nicht zur Folge haben, dass über
die aufgrund der Artikel 13 und 15 gewährten Prämien hinaus
zusätzliche Beihilfen gewährt werden.

Dieses Programm wird in enger Zusammenarbeit zwischen den
von dem Mitgliedstaat benannten zuständigen Behörden und
den repräsentativsten Erzeugervereinigungen oder -organisatio-
nen der betreffenden Sektoren ausgearbeitet und durchgeführt.

(2) Die Durchführungsbestimmungen zu diesem Artikel
werden nach dem in Artikel 35 Absatz 2 genannten Verfahren
festgelegt. Die Entwürfe des Programms mit einer Höchstlauf-
zeit von 5 Jahren werden der Kommission von den zuständi-
gen Behörden zugeleitet. Die Kommission genehmigt sie nach
dem in Artikel 35 Absatz 2 genannten Verfahren.

(3) Die portugiesischen Behörden legen jedes Jahr einen
Bericht über die Durchführung der Programme vor. Die Kom-
mission unterbreitet dem Europäischen Parlament und dem Rat
vor Ende 2005 einen Evaluierungsbericht über die Durchfüh-
rung der in diesem Artikel vorgesehenen Maßnahme, den sie
gegebenenfalls mit geeigneten Vorschlägen versieht.

Artikel 15

(1) Zur Unterstützung der traditionellen Tätigkeiten und zur
qualitativen Verbesserung der Kuhmilcherzeugung im Rahmen
des anhand einer regelmäßigen Bilanz ermittelten Verbraucher-
bedarfs von Madeira wird die Beihilfe gemäß Absatz 2 gewährt.
Bei der Erstellung der Bilanz werden die Milcherzeugnisse
berücksichtigt, für die die Versorgungsregelung gemäß Artikel
2 gilt.

(2) Im Rahmen des regelmäßig ermittelten Verbraucherbe-
darfs der Insel wird eine Beihilfe für den Verzehr von örtlich
erzeugten, frischen Kuhmilchprodukten gewährt.

Die Beihilfe beträgt 12 EUR je 100 Kilogramm Vollmilch, die
an die Molkerei geliefert wird, um den regelmäßigen Absatz
der vorgenannten Erzeugnisse auf dem örtlichen Markt zu
gewährleisten. Die Beihilfe wird an die Molkereien gezahlt.

(3) Die Zusatzabgabenregelung zulasten der Kuhmilcherzeu-
ger gemäß der Verordnung (EWG) Nr. 3950/92 (1) gilt auf
Madeira für eine örtliche Milcherzeugung bis zu 4 000 t nicht.

(4) Abweichend von den Artikeln 2 und 3 der Verordnung
(EG) Nr. 2597/97 (2) ist auf Madeira im Rahmen des örtlichen
Bedarfs die Herstellung von rekonstituierter UHT-Milch aus
Milchpulver mit Ursprung in der Gemeinschaft zulässig, soweit
mit dieser Maßnahme die Sammlung und der Absatz der vor
Ort erzeugten Milch sichergestellt ist. Dieses Erzeugnis ist nur
zum örtlichen Verbrauch bestimmt.

(5) Die Kommission überprüft die Beihilfe gemäß Absatz 2
und erlässt die Durchführungsbestimmungen zu diesem Artikel
nach dem Verfahren des Artikels 35 Absatz 2. Mit diesen
Durchführungsbestimmungen wird insbesondere die Menge
örtlich erzeugte Frischmilch festgesetzt, die der rekonstituierten
UHT-Milch gemäß Absatz 4 des vorliegenden Artikels zuge-
setzt werden muss.

ABSCHNITT 2

Kartoffeln

Artikel 16

(1) Es wird eine Hektarbeihilfe für den Anbau von Speise-
kartoffeln der KN-Codes 0701 90 50 und 0701 90 90 gewährt.

Die Beihilfe beträgt 596,9 EUR je Hektar und Jahr.

Die Beihilfe wird jährlich für 2 000 Hektar bebauter und abge-
ernteter Fläche gezahlt.

(2) Die Durchführungsbestimmungen zu diesem Artikel
werden nach dem in Artikel 35 Absatz 2 genannten Verfahren
erlassen.

ABSCHNITT 3

Wirtschaftszweig Zuckerrohr-Zucker-Rum

Artikel 17

(1) Den Zuckerrohrbauern wird jährlich eine pauschale
Hektarbeihilfe gewährt.

(1) Verordnung (EWG) Nr. 3950/92 des Rates vom 28. Dezember
1992 über die Erhebung einer Zusatzabgabe im Milchsektor
(ABl. L 405 vom 31.12.1992, S. 1). Zuletzt geändert durch die
Verordnung (EG) Nr. 1256/1999 (ABl. L 160 vom 26.6.1999,
S. 73).

(2) Verordnung (EG) Nr. 2597/97 des Rates vom 18. Dezember 1997
zur Festlegung ergänzender Vorschriften für die gemeinsame Markt-
organisation für Milch und Milcherzeugnisse hinsichtlich Konsum-
milch (ABl. L 351 vom 23.12.1997, S. 13).
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(2) Die jährliche Beihilfe beträgt 500 EUR je Hektar bebau-
ter und abgeernteter Fläche. Sie wird für eine Höchstfläche von
100 Hektar gezahlt.

Artikel 18

(1) Für die direkte Verarbeitung von auf Madeira erzeugtem
Zuckerrohr zu Zuckersirup (�Mel de cana�) oder landwirtschaft-
lichem Rum im Sinne des Artikels 1 Absatz 4 Buchstabe a der
Verordnung (EWG) Nr. 1576/89 (1) wird eine Beihilfe gewährt.

Die Beihilfe wird entweder an den Zuckersiruphersteller oder
an die Brennerei gezahlt, sofern dem Zuckerrohrerzeuger ein
noch festzusetzender Mindestpreis gezahlt wurde.

(2) Die Beihilfe wird jährlich für 250 Tonnen Zuckersirup
und 2 500 Hektoliter landwirtschaftlichen Rum mit einem
Alkoholgehalt von 71,8° gewährt.

Artikel 19

Die Beihilfebeträge gemäß den Artikeln 17 und 18, der an den
Erzeuger zu zahlende Mindestpreis sowie die Durchführungs-
bestimmungen zu den genannten Artikeln werden nach dem
Verfahren des Artikels 35 Absatz 2 festgesetzt bzw. erlassen.

ABSCHNITT 4

Wein

Artikel 20

(1) Zur Unterstützung der Herstellung von Likörweinen aus
Madeira werden Beihilfen nach diesem Artikel für die Mengen
gewährt, welche für die traditionellen Herstellungsverfahren
dieser Region benötigt werden.

(2) Es wird eine Beihilfe für den Ankauf von konzentriertem
Traubenmostkonzentrat gewährt, das aus der übrigen Gemein-
schaft stammt und bei der Weinbereitung zur Süßung der
genannten Likörweine verwendet wird.

(3) Es wird eine Beihilfe für den Ankauf von Alkohol aus
Erzeugnissen der Weinrebe gewährt.

Die Bedingungen dieses Sonderabsatzes werden so festgelegt,
dass der gemeinschaftliche Markt für Alkohol und Spirituosen
keine Störung erfährt.

(4) Bei der Festsetzung dieser Beihilfen werden folgende Fak-
toren berücksichtigt:

a) die sich aus der geografischen Lage Madeiras ergebenden
Versorgungsbedingungen und -preise;

b) die Preise der Erzeugnisse auf dem Gemeinschafts- und
dem Weltmarkt;

c) die wirtschaftlichen Aspekte der geplanten Beihilfe.

Bei der Ausfuhr von Most und Weinalkohol aus Madeira wer-
den keine Ausfuhrerstattungen gewährt.

(5) Für die Reifung von Likörweinen aus Madeira wird eine
Beihilfe bis zu einer jährlichen Höchstmenge von 20 000 Hek-
tolitern gewährt. Diese Beihilfe wird für Likörweine gewährt,
die mindestens fünf Jahre lang reifen. Sie wird für jede Partie
während drei Wirtschaftsjahren gezahlt.

Die Beihilfe beträgt 0,040 EUR je Hektoliter und Tag.

(6) Jedes Jahr wird eine befristete Beihilfe für den Versand
und die Vermarktung von Wein aus Madeira auf dem Gemein-
schaftsmarkt gewährt.

Diese Beihilfe beträgt 0,2 EUR je Flasche bis zu einer Höchst-
menge von 2,5 Millionen Litern pro Jahr.

(7) Die Durchführungsbestimmungen zu diesem Artikel
werden nach dem in Artikel 35 Absatz 2 genannten Verfahren
erlassen.

ABSCHNITT 5

Korbweiden

Artikel 21

(1) Den Korbweidenanbauern wird jährlich eine pauschale
Hektarbeihilfe gewährt.

(2) Die Beihilfe beträgt 575 EUR je Hektar bebauter und
abgeernteter Fläche bis zu einer Höchstfläche von 200 Hektar.

(3) Die Durchführungsbestimmungen zu diesem Artikel
werden nach dem in Artikel 35 Absatz 2 genannten Verfahren
erlassen.

KAPITEL III

MASSNAHMEN FÜR ERZEUGNISSE AUS DEN AZOREN

ABSCHNITT 1

Tierhaltung und Milcherzeugnisse

Artikel 22

(1) Zur Unterstützung der für die Azoren besonders wichti-
gen traditionellen Wirtschaftstätigkeiten im Rindfleisch- und
Milchsektor werden die in diesem Artikel vorgesehenen Beihil-
fen gewährt.

(2) Den Rindfleischerzeugern wird je geschlachtetes Tier ein
Zuschlag zu der in Artikel 11 der Verordnung (EG) Nr.
1254/1999 vorgesehenen Schlachtprämie gezahlt. Dieser
Zuschlag beläuft sich auf 25 EUR je Tier.

(1) Verordnung (EWG) Nr. 1576/89 des Rates vom 29. Mai 1989 zur
Festlegung der allgemeinen Regeln für die Begriffsbestimmung,
Bezeichnung und Aufmachung von Spirituosen (ABl. L 160 vom
12.6.1989, S. 1). Zuletzt geändert durch die Verordnung (EG)
Nr. 3378/94 des Europäischen Parlaments und des Rates (ABl. L 366
vom 31.12.1994, S. 1).
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(3) Den Rindfleischerzeugern wird ein Zuschlag zu der Prä-
mie zur Erhaltung des Mutterkuhbestands gemäß Artikel 6 der
Verordnung (EG) Nr. 1254/1999 gezahlt. Dieser Zuschlag
beläuft sich auf 50 EUR je Mutterkuh, die der Erzeuger am Tag
der Antragstellung hält.

(4) Die Bestimmungen über

a) die regionale Höchstgrenze gemäß Artikel 4 der Verord-
nung (EG) Nr. 1254/1999 bezüglich der Sonderprämie,

b) die nationale Höchstgrenze gemäß Artikel 11 der Verord-
nung (EG) Nr. 1254/1999 bezüglich der Grund-Schlacht-
prämie

werden auf den Azoren weder auf die Sonderprämie noch auf
die Schlachtprämie noch auf den Prämienzuschlag gemäß
Absatz 2 des vorliegenden Artikels angewandt.

(5) Die in Absatz 2 genannten Grundprämien und Prä-
mienzuschläge werden jährlich für höchstens 40 000 männ-
liche Rinder und 33 000 Schlachttiere gewährt.

(6) Die Durchführungsbestimmungen zu diesem Artikel
werden nach dem in Artikel 35 Absatz 2 genannten Verfahren
erlassen. Sie umfassen etwaige Überprüfungen nach Maßgabe
der Entwicklung der Bedürfnisse sowie

a) in Bezug auf die Sonderprämie für männliche Rinder:

� das �Einfrieren� der Anzahl der Tiere, für die die Son-
derprämie auf den Azoren für das Jahr 2000 gewährt
wurde, im Rahmen der in Artikel 4 der Verordnung
(EG) Nr. 1254/1999 festgesetzten regionalen Höchst-
grenze,

b) in Bezug auf die Schlachtprämie:

� das �Einfrieren� der Anzahl der Tiere, für die die
Schlachtprämie für das Jahr 2000 gewährt wurde, im
Rahmen der in Artikel 38 Absatz 5 der Verordnung
(EG) Nr. 2342/1999 festgesetzten Höchstgrenze.

In den Durchführungsbestimmungen können zusätzliche
Bedingungen für die Gewährung der Prämienzuschläge vor-
gesehen werden.

Die Kommission kann die in Absatz 5 genannten Höchstgren-
zen nach demselben Verfahren neu festsetzen.

(7) Zur Erhaltung des Milchkuhbestandes wird eine Sonder-
prämie für höchstens 78 000 Tiere gewährt.

Diese Prämie wird an den Tierhalter gezahlt. Sie beträgt 96,6
EUR je Kuh, die der Erzeuger am Tag der Antragstellung hält.

(8) Für die private Lagerhaltung von folgenden nach tradi-
tionellen Verfahren hergestellten Käsesorten wird eine Beihilfe
gewährt:

� St Jorge, mindestens drei Monate alt,

� Ilha, mindestens 45 Tage alt.

Der Beihilfebetrag wird nach dem in Absatz 10 genannten Ver-
fahren festgesetzt.

(9) Für den Absatz von auf den Azoren geborenen jungen
männlichen Rindern in einem anderen Gemeinschaftsgebiet
wird eine Beihilfe eingeführt.

Die Beihilfe in Höhe von 40 EUR je versandtes Tier wird bis
zu einer Höchstmenge von 20 000 Tieren an die Erzeuger
gewährt, die diese Tiere während eines Mindestzeitraums von
drei Monaten vor dem Versand gehalten haben.

(10) Die Durchführungsbestimmungen zu diesem Artikel
werden je nach Fall nach dem in Artikel 35 Absatz 2 genann-
ten Verfahren erlassen.

Artikel 23

(1) Für einen Übergangszeitraum während der Wirtschafts-
jahre 1999/2000, 2000/01, 2001/02 und 2002/03 werden
zum Zwecke der Aufteilung der zu erhebenden Zusatzabgabe
auf die Erzeuger gemäß Artikel 2 Absatz 1 Satz 2 der Verord-
nung (EWG) Nr. 3950/92 bei den auf den Azoren ansässigen
und dort tätigen Erzeugern im Sinne von Artikel 9 Buchstabe c
der genannten Verordnung als Beitrag zur Mengenüberschrei-
tung nur die von ihnen vermarkteten Mengen angesehen, die
ihre Referenzmenge, erhöht um den nach Unterabsatz 3 des
vorliegenden Absatzes bestimmten Prozentsatz, überschreiten.

Die Zusatzabgabe ist für die Mengen zu entrichten, die die so
erhöhte Referenzmenge überschreiten, nachdem die ungenutz-
ten Mengen innerhalb der sich aus dieser Erhöhung ergebenden
Marge unter den in Unterabsatz 1 genannten Erzeugern antei-
lig zur Referenzmenge, über die jeder dieser Erzeuger verfügt,
neu zugewiesen worden sind.

Der in Unterabsatz 1 genannte Prozentsatz ist gleich dem Ver-
hältnis zwischen der Menge von 73 000 Tonnen und der
Summe der am 31. März 2000 in den einzelnen Betrieben ver-
fügbaren Referenzmengen. Er ist nur auf Referenzmengen
anwendbar, über die der jeweilige Erzeuger am 31. März 2000
verfügte.

(2) Die vermarkteten Milch- oder Milchäquivalenzmengen,
die über die Referenzmengen hinausgehen, jedoch innerhalb
des Prozentsatzes gemäß Absatz 1 des vorliegenden Artikels
nach der in jenem Absatz genannten Neuzuweisung liegen,
werden bei der Berechnung einer etwaigen Überschreitung Por-
tugals gemäß Artikel 2 Absatz 1 Satz 1 der Verordnung (EWG)
Nr. 3950/92 nicht berücksichtigt.

Artikel 24

(1) Die Portugiesische Republik teilt der Kommission die in
Anwendung von Artikel 23 getroffenen Maßnahmen vor deren
Inkrafttreten mit.

Artikel 25

(1) Die Kommission erlässt nach dem Verfahren von Artikel
35 Absatz 2 erforderlichenfalls Durchführungsbestimmungen
zu Artikel 23.
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Artikel 26

(1) Für den Zeitraum 2002 bis 2006 wird eine Beihilfe zur
Durchführung eines globalen Förderprogramms auf den Azo-
ren gewährt, um die Erzeugung und Vermarktung von Erzeug-
nissen der örtlichen Tierzucht und Milchproduktion zu för-
dern.

Dieses Programm kann Maßnahmen umfassen, mit denen die
Verbesserung von Qualität und Hygiene, die Vermarktung
lokale Informationsmaßnahmen zu Qualitätserzeugnissen und
die technische Hilfeleistung gefördert werden sollen. Es darf
nicht zur Folge haben, dass über die aufgrund von Artikel 22
gewährten Prämien hinaus zusätzliche Beihilfen gewährt wer-
den.

Dieses Programm wird in enger Zusammenarbeit zwischen den
von dem Mitgliedstaat benannten zuständigen Behörden und
den repräsentativsten Erzeugervereinigungen oder -organisatio-
nen der betreffenden Sektoren ausgearbeitet und durchgeführt.

(2) Die Durchführungsbestimmungen zu diesem Artikel
werden nach dem in Artikel 35 Absatz 2 genannten Verfahren
festgelegt. Die Entwürfe des Programms mit einer Höchstlauf-
zeit von 5 Jahren werden der Kommission von den zuständi-
gen Behörden zugeleitet. Die Kommission genehmigt sie nach
dem in Artikel 35 Absatz 2 genannten Verfahren.

(3) Die portugiesischen Behörden legen jedes Jahr einen
Bericht über die Durchführung der Programme vor. Die Kom-
mission unterbreitet dem Europäischen Parlament und dem Rat
vor Ende 2005 einen Evaluierungsbericht über die Durchfüh-
rung der in diesem Artikel vorgesehenen Maßnahme, den sie
gegebenenfalls mit geeigneten Vorschlägen versieht.

ABSCHNITT 2

Ananas

Artikel 27

Es wird eine Beihilfe für die Erzeugung von Ananas des KN-
Codes 0804 30 00 gewährt; sie ist auf eine Menge von 2 000
Tonnen jährlich begrenzt.

Die Beihilfe beträgt 1,20 EUR je Kilogramm.

Die Durchführungsbestimmungen zu diesem Artikel werden
nach dem in Artikel 35 Absatz 2 genannten Verfahren erlas-
sen.

ABSCHNITT 3

Zucker

Artikel 28

(1) Es wird eine pauschale Hektarbeihilfe zur Entwicklung
der Zuckerrübenerzeugung für eine Fläche gewährt, die zur
Erzeugung von 10 000 Tonnen Weißzucker jährlich benötigt
wird.

Die Beihilfe beträgt 800 EUR je Hektar bebauter und abgeern-
teter Fläche.

(2) Für die Verarbeitung von auf den Azoren geernteten
Zuckerrüben zu Weißzucker wird eine Sonderbeihilfe gewährt,
die auf eine jährliche Gesamterzeugung von 10 000 Tonnen
raffiniertem Zucker beschränkt ist.

Die Beihilfe beträgt 27 EUR je 100 kg raffinierten Zuckers. Sie
kann nach dem in Artikel 35 Absatz 2 genannten Verfahren
angepasst werden.

(3) Die Durchführungsbestimmungen zu diesem Artikel
werden nach dem in Artikel 35 Absatz 2 genannten Verfahren
erlassen.

ABSCHNITT 4

Tabak

Artikel 29

(1) Es wird eine zusätzliche Prämie zu der Prämie gewährt,
die mit Titel I der Verordnung (EG) Nr. 2075/92 (1) für die
Ernte von höchstens 250 Tonnen Tabakblätter der Sorte Burley
P. eingeführt worden ist. Die zusätzliche Prämie beträgt 0,24
EUR je Kilogramm Tabakblätter.

Vorbehaltlich spezifischer Abweichungen, die nach dem in
Artikel 35 Absatz 2 genannten Verfahren beschlossen wurden,
gelten die Durchführungsbestimmungen zur Prämienregelung
der Verordnung (EG) Nr. 2848/98 der Kommission (2) auch
für die zusätzliche Prämie.

(2) Die Durchführungsbestimmungen zu diesem Artikel
werden nach dem in Artikel 35 Absatz 2 genannten Verfahren
erlassen.

ABSCHNITT 5

Pflanzkartoffeln, Chicorée und Tee

Artikel 30

(1) Für die Erzeugung von Pflanzkartoffeln des KN-Codes
ex 0701 10 00 wird eine Beihilfe gewährt; sie gilt für eine Flä-
che von 200 Hektar.

(1) Verordnung (EWG) Nr. 2075/92 des Rates vom 30. Juni 1992 über
eine gemeinsame Marktorganisation für Rohtabak (ABl. L 215 vom
30.7.1992, S. 70). Zuletzt geändert durch die Verordnung (EG)
Nr. 1336/2000 (ABl. L 154 vom 27.6.2000, S. 2).

(2) Verordnung (EG) Nr. 2848/98 der Kommission vom 22. Dezember
1998 mit Durchführungsbestimmungen zur Verordnung (EWG)
Nr. 2075/92 des Rates hinsichtlich der Prämienregelung, der Pro-
duktionsquoten und der Sonderbeihilfe für Erzeugergemeinschaften
im Rohtabaksektor (ABl. L 358 vom 31.12.1998, S. 17). Zuletzt
geändert durch die Verordnung (EG) Nr. 385/2001 der Kommis-
sion (ABl. L 57 vom 27.2.2001, S. 18).
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Die Beihilfe beträgt 596,9 EUR je Hektar.

(2) Für die Erzeugung von Chicorée des KN-Codes
1212 99 10 wird eine Beihilfe gewährt; sie ist auf eine Fläche
von 200 Hektar begrenzt.

Die Beihilfe beträgt 596,9 EUR je Hektar.

(3) Eine Beihilfe wird für Saisonverträge gewährt, die die
Vermarktung der in Absatz 1 des vorliegenden Artikels
genannten Kartoffeln zum Gegenstand haben; es gelten die in
Artikel 6 genannten Bedingungen.

(4) Für den Teeanbau wird eine Hektarbeihilfe gewährt.

Die jährliche Beihilfe beträgt 800 EUR je Hektar abgeernteter
Fläche.

Die Beihilfe wird für eine Höchstfläche von 100 Hektar
gezahlt.

(5) Die Durchführungsbestimmungen zu diesem Artikel
werden nach dem in Artikel 35 Absatz 2 genannten Verfahren
erlassen.

Artikel 31

Für die Reifung von auf den Azoren erzeugtem Verdelho-Wein
wird bis zu einer Höchstmenge von 4 000 Litern jährlich eine
Beihilfe gewährt; diese Beihilfe wird für Verdelho-Wein mit
einer Reifungszeit von mindestens drei Jahren gezahlt. Sie wird
für jede Partie während einer Dauer von drei Wirtschaftsjahren
gezahlt.

Die Beihilfe beträgt pro Tag 0,08 EUR je Hektoliter.

TITEL III

PFLANZENSCHUTZRECHTLICHE MAßNAHMEN

Artikel 32

(1) Die zuständigen Behörden übermitteln der Kommission
Programme zur Bekämpfung der Schadorganismen von Pflan-
zen und pflanzlichen Erzeugnissen. In den Programmen sind
insbesondere die Zielvorgaben, die durchzuführenden Maßnah-
men, ihre Laufzeit und ihre Kosten festgelegt. Die nach Maß-
gabe dieses Artikels vorgelegten Programme betreffen nicht
den Schutz von Bananen.

(2) Auf der Grundlage einer entsprechenden Sachprüfung
der regionalen Lage beteiligt sich die Gemeinschaft an der
Finanzierung dieser Programme.

(3) Die finanzielle Beteiligung der Gemeinschaft und der
Beihilfebetrag werden nach dem in Artikel 35 Absatz 2
genannten Verfahren festgesetzt. Nach demselben Verfahren
wird bestimmt, welche Maßnahmen für eine Finanzierung
durch die Gemeinschaft in Betracht kommen.

(4) Die finanzielle Beteiligung kann bis zu 75 % der
zuschussfähigen Ausgaben ausmachen. Die Zahlung erfolgt auf

der Grundlage der von den zuständigen Behörden gelieferten
Unterlagen. Falls nötig, kann die Kommission Untersuchungen
einleiten und von den Sachverständigen im Sinne des Artikels
21 der Richtlinie 2000/29/EG (1) vornehmen lassen.

TITEL IV

AUSNAHMEREGELUNGEN IM STRUKTURELLEN
BEREICH

Artikel 33

(1) Für Investitionen, die in erster Linie der Förderung der
Diversifizierung, der Umstrukturierung oder der Ausrichtung
auf die nachhaltige Landwirtschaft dienen und die in Betrieben
von geringer Größe getätigt werden, die in der Ergänzung zur
Programmplanung gemäß Artikel 18 Absatz 3 der Verordnung
(EG) Nr. 1260/1999 festzulegen sind, ist abweichend von Arti-
kel 7 der Verordnung (EG) Nr. 1257/1999 der Gesamtwert der
Beihilfe, ausgedrückt als Vomhundertsatz des förderungsfähigen
Investitionsvolumens, auf maximal 75 v.H. begrenzt.

(2) Für Investitionen in Unternehmen, die landwirtschaftli-
che Erzeugnisse aus überwiegend lokaler Produktion und aus
Sektoren, die in der Ergänzung zur Programmplanung gemäß
Artikel 18 Absatz 3 der Verordnung (EG) Nr. 1260/1999 fest-
zulegen sind, verarbeiten und vermarkten, ist abweichend von
Artikel 28 Absatz 2 der Verordnung (EG) Nr. 1257/1999 der
Gesamtwert der Beihilfe, ausgedrückt als Vomhundertsatz des
förderungsfähigen Investitionsvolumens auf maximal 65 v.H.
begrenzt. Bei den kleinen und mittleren Unternehmen ist der
Gesamtwert der Beihilfe unter denselben Bedingungen auf
maximal 75 v.H. begrenzt.

(3) Die Einschränkung gemäß Artikel 29 Absatz 3 der Ver-
ordnung (EG) Nr. 1257/1999 gilt nicht für subtropische Wäl-
der und bewaldete Flächen auf dem Gebiet der Azoren und
Madeiras.

(4) Die Beteiligung der Gemeinschaft an den in den Artikeln
22, 23 und 24 der Verordnung (EG) Nr. 1257/1999 vorgese-
henen Agrarumweltmaßnahmen beläuft sich abweichend von
Artikel 47 Absatz 2 Unterabsatz 2 dritter Gedankenstrich jener
Verordnung auf 85 v.H.

(5) Abweichend von Artikel 24 Absatz 2 der Verordnung
(EG) Nr. 1257/1999 können die für eine Gemeinschaftsbeihilfe
in Betracht kommenden jährlichen Höchstbeträge im Sinne des
Anhangs jener Verordnung für Maßnahmen zum Schutz der
Seen auf den Azoren und zur Erhaltung der Landschaft und
der traditionellen Merkmale der Landbaugebiete, insbesondere
zur Erhaltung der tragenden Steinmauern für den Terrassen-
anbau auf Madeira, bis auf das Doppelte angehoben werden.

(1) Richtlinie 2000/29/EG des Rates vom 8. Mai 2000 über Maßnah-
men zum Schutz der Gemeinschaft gegen die Einschleppung und
Ausbreitung von Schadorganismen der Pflanzen und Pflanzen-
erzeugnisse (ABl. L 169 vom 10.7.2000, S. 1). Zuletzt geändert
durch die Richtlinie 2001/33/EG der Kommission (ABl. L 127 vom
9.5.2001, S. 42).
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(6) Die gemäß diesem Artikel vorgesehenen Maßnahmen
werden im Rahmen der für diese Gebiete aufgestellten einheitli-
chen Programmplanungsdokumente gemäß Artikel 18 der Ver-
ordnung (EG) Nr. 1260/1999 kurzgefasst beschrieben.

TITEL V

ALLGEMEINE UND SCHLUSSBESTIMMUNGEN

Artikel 34

Die zur Durchführung dieser Verordnung erforderlichen Maß-
nahmen werden nach dem in Artikel 35 Absatz 2 genannten
Verwaltungsverfahren erlassen.

Artikel 35

(1) Die Kommission wird vom Verwaltungsausschuss für
Getreide, der mit Artikel 22 der Verordnung (EWG) Nr.
1766/92 (1) eingesetzt worden ist, oder von den Verwaltungs-
ausschüssen unterstützt, die mit den Verordnungen über die
gemeinsamen Marktorganisationen für die betreffenden Erzeug-
nisse eingesetzt worden sind.

Für landwirtschaftliche Erzeugnisse, die in den Anwendungs-
bereich der Verordnung (EG) Nr. 827/68 (2) fallen, sowie für
Erzeugnisse, die keiner gemeinsamen Marktorganisation ange-
hören, wird die Kommission vom Verwaltungsausschuss für
Hopfen unterstützt, der mit Artikel 20 der Verordnung (EWG)
Nr. 1696/71 (3) eingesetzt worden ist.

Hinsichtlich des Bildzeichens und in den anderen in dieser Ver-
ordnung vorgesehenen Fällen wird die Kommission vom Ver-
waltungsausschuss für frisches Obst und Gemüse unterstützt,
der mit der Verordnung (EG) Nr. 2200/96 eingesetzt worden
ist.

Bei der Durchführung von Titel III wird die Kommission vom
Ständigen Ausschuss für Pflanzenschutz unterstützt, der mit
dem Beschluss 76/894/EWG (4) eingesetzt worden ist.

Bei der Durchführung von Titel IV wird die Kommission vom
Ausschuss für die Entwicklung und Umstellung der Regionen
sowie vom Ausschuss für Agrarstrukturen und Entwicklung

des ländlichen Raums unterstützt, die mit Artikel 48 bzw. mit
Artikel 50 der Verordnung (EG) Nr. 1260/1999 eingesetzt
worden sind.

(2) Wird auf diesen Absatz Bezug genommen, so gelten die
Artikel 4 und 7 des Beschlusses 1999/468/EG.

Bei Titel III ist jedoch das Verfahren des Artikels 18 der Richt-
linie 2000/29/EG anzuwenden.

Der Zeitraum nach Artikel 4 Absatz 3 des Beschlusses
1999/468/EG wird auf einen Monat festgesetzt.

(3) Die Ausschüsse geben sich Geschäftsordnungen.

Artikel 36

Für die unter Anhang I des Vertrags fallenden landwirtschaftli-
chen Erzeugnisse, auf die die Artikel 87 bis 89 des Vertrags
anwendbar sind, kann die Kommission im Sektor Erzeugung,
Verarbeitung und Vermarktung Betriebsbeihilfen genehmigen,
mit denen den durch die Abgelegenheit, die Insellage und die
extreme Randlage bedingten spezifischen Sachzwängen für die
Agrarerzeugung auf den Azoren und Madeira abgeholfen wer-
den soll.

Artikel 37

Die in dieser Verordnung vorgesehenen Maßnahmen entspre-
chen mit Ausnahme des Artikels 33 dem Begriff der Interven-
tion zur Regulierung der Agrarmärkte im Sinne des Artikels 2
Absatz 2 der Verordnung (EG) Nr. 1258/1999 (5).

Artikel 38

Die Mitgliedstaaten treffen die erforderlichen Maßnahmen, um
die Einhaltung dieser Verordnung, insbesondere hinsichtlich
der Kontrollmaßnahmen und Verwaltungssanktionen, zu
gewährleisten und unterrichten die Kommission darüber.

Die Durchführungsbestimmungen zu diesem Artikel werden
nach dem Verfahren des Artikels 35 Absatz 2 erlassen.

Artikel 39

(1) Portugal legt der Kommission einen jährlichen Bericht
über die Durchführung der in dieser Verordnung vorgesehenen
Maßnahmen vor.

(2) Spätestens am Ende des fünften Jahres der Anwendung
der Regelung legt die Kommission dem Europäischen Par-
lament und dem Rat einen allgemeinen Bericht � gegebenen-
falls zusammen mit geeigneten Vorschlägen � vor, in dem die
Wirkung der aufgrund dieser Verordnung durchgeführten Maß-
nahmen dargelegt wird.

(1) Verordnung (EWG) Nr. 1766/92 des Rates vom 30. Juni 1992 über
die gemeinsame Marktorganisation für Getreide (ABl. L 181 vom
1.7.1992, S. 21). Zuletzt geändert durch die Verordnung (EG)
Nr. 1666/2000 (ABl. L 193 vom 29.7.2000, S. 1).

(2) Verordnung (EWG) Nr. 827/68 des Rates vom 28. Juni 1968 über
die gemeinsame Marktorganisation für bestimmte in Anhang II des
Vertrags aufgeführte Erzeugnisse (ABl. L 151 vom 30.6.1968,
S. 16). Zuletzt geändert durch die Verordnung (EG) Nr. 3290/94
(ABl. L 349 vom 31.12.1994, S. 105).

(3) Verordnung (EWG) Nr. 1696/71 des Rates vom 26. Juli 1971 über
die gemeinsame Marktorganisation für Hopfen (ABl. L 175 vom
4.8.1971, S. 1). Zuletzt geändert durch die Verordnung (EG)
Nr. 191/2000 (ABl. L 23 vom 28.1.2000, S. 4).

(4) Beschluss 76/894/EWG des Rates vom 23. November 1976 zur
Einsetzung eines Ständigen Ausschusses für Pflanzenschutz
(ABl. L 340 vom 9.12.1976, S. 25).

(5) Verordnung (EG) Nr. 1258/1999 des Rates vom 17. Mai 1999 über
die Finanzierung der Gemeinsamen Agrarpolitik (ABl. L 160 vom
26.6.1999, S. 103).
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Artikel 40

Die Verordnung (EWG) Nr. 1600/92 (1) wird aufgehoben.
Bezugnahmen auf die Verordnung (EWG) Nr. 1600/92 gelten
als Bezugnahmen auf diese Verordnung und sind nach Maß-
gabe der Entsprechungstabelle in Anhang III zu lesen.

Artikel 41

Diese Verordnung tritt am dritten Tag nach ihrer Veröffent-
lichung im Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften in Kraft.

Artikel 33 gilt mit Wirkung vom 1. Januar 2000.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied-
staat.

Geschehen zu Luxemburg am 28. Juni 2001.

Im Namen des Rates

Der Präsident
B. ROSENGREN

(1) Verordnung (EWG) Nr. 1600/92 des Rates vom 15. Juni 1992 zum
Erlass von Sondermaßnahmen für bestimmte landwirtschaftliche
Erzeugnisse zugunsten der Azoren und Madeiras (ABl. L 173 vom
27.6.1992, S. 1). Zuletzt geändert durch die Verordnung (EG)
Nr. 2826/2000 (ABl. L 328 vom 23.12.2000, S. 2).
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ANHANG I

Verzeichnis der Erzeugnisse, die unter die besondere Versorgungsregelung nach Artikel 3 für die Region der
Azoren fallen

Warenbezeichnung KN-Code

Getreide und Getreideerzeugnisse für die tierische und die
menschliche Ernährung

Mais zur Aussaat 1005 10

Reis 1006

Sojabohnen 1201 00 90

Sonnenblumenkerne 1206 00 99

Hopfen 1210

Zuckerrübenrohzucker 1701 12 10

Fruchtsäfte (Grundstoffe), außer denen, die unter Artikel 5
dieser Verordnung fallen

2009

Olivenöl 1509 10 90, 1509 90 00, 1509 00 90
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ANHANG II

Verzeichnis der Erzeugnisse, die unter die besondere Versorgungsregelung nach Artikel 3 für die Region
Madeira fallen

Warenbezeichnung KN-Code

Getreide und Getreideerzeugnisse für die tierische und die
menschliche Ernährung

Hopfen 1210

Künstlich getrocknete Luzerne 1214

Sojaölkuchen 2304

Reis 1006

Pflanzliche Öle ex 1507 bis 1516

Zucker 1701 und 1702 (ausgenommen Isoglucose)

Fruchtkonserven und Fruchtsäfte (Grundstoffe), außer
denen, die unter Artikel 5 dieser Verordnung fallen

2007 99 und 2008 und 2009

Rindfleisch:
frisch oder gekühlt 0201
gefroren 0202

Schweinefleisch 0203

Milcherzeugnisse
Milchpulver ex 0402

Flüssigmilch 0401

Butter 0405

Käse 0406

Pflanzkartoffeln 0701 10 00
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ANHANG III

Entsprechungstabelle

Verordnung (EWG) Nr. 1600/92 Vorliegende Verordnung

Artikel 1 Artikel 1

Artikel 2 Artikel 2

Artikel 3 Absatz 1 Artikel 3 Absatz 1 Unterabsatz 1

Artikel 3 Absatz 1 Unterabsatz 2

Artikel 3 Absatz 2 Artikel 3 Absatz 2

Artikel 3 Absatz 3 Artikel 3 Absatz 3

Artikel 3 Absatz 4 Artikel 3 Absatz 6

Artikel 4 Artikel 4

Artikel 5 Artikel 12

Artikel 6 Gestrichen

Artikel 7 Artikel 3 Absatz 4

Artikel 8 Absatz 1 Artikel 3 Absatz 5 Unterabsatz 1

Artikel 3 Absatz 5 Unterabsatz 2

Artikel 8 Absatz 2 Artikel 3 Absatz 5 Unterabsatz 3

Artikel 9 Artikel 3 Absatz 5 Unterabsatz 4

Artikel 10 Artikel 3 Absatz 6

Artikel 11 Gestrichen

Artikel 5

Artikel 12 Artikel 6

Artikel 13 Artikel 7

Artikel 10

Artikel 14 Absatz 1 Artikel 13 Absatz 1

Artikel 14 Absatz 2 Gestrichen

Artikel 14 Absatz 3 Artikel 13 Absatz 3

Artikel 13 Absatz 2

Artikel 13 Absatz 4

Artikel 13 Absatz 5

Artikel 14 Absatz 4 Artikel 13 Absatz 6

Artikel 14

Artikel 15 Absatz 1 Unterabsatz 1 Artikel 15 Absatz 1 Unterabsatz 1

Artikel 15 Absatz 1 Unterabsätze 2 und 3 Artikel 15 Absatz 2

Artikel 15 Absatz 3

Artikel 15 Absatz 4

Artikel 15 Absatz 2 Artikel 15 Absatz 5

Artikel 16 Artikel 16

Artikel 17 Artikel 17

Artikel 18 Artikel 18

Artikel 19 Artikel 19

21.7.2001 L 198/43Amtsblatt der Europäischen GemeinschaftenDE



Verordnung (EWG) Nr. 1600/92 Vorliegende Verordnung

Artikel 20 Artikel 8

Artikel 21 Artikel 20

Artikel 20 Absatz 6

Artikel 21

Artikel 22 Artikel 9

Artikel 23 Gestrichen

Artikel 24 Absatz 1 Artikel 22 Absatz 1

Artikel 24 Absatz 2 Gestrichen

Artikel 22 Absatz 2

Artikel 24 Absatz 3 Artikel 22 Absatz 3

Artikel 22 Absatz 4

Artikel 22 Absatz 5

Artikel 22 Absatz 6

Artikel 24 Absatz 4 Artikel 22 Absatz 7

Artikel 24 Absatz 5 Artikel 22 Absatz 8

Artikel 22 Absatz 9

Artikel 24 Absatz 6 Artikel 22 Absatz 10

Artikel 23

Artikel 24

Artikel 25

Artikel 26

Artikel 25 Artikel 28

Artikel 26 Artikel 29

Artikel 27 Artikel 30

Artikel 30 Absatz 4

Artikel 31

Artikel 28 Artikel 8

Artikel 29 Artikel 9

Artikel 30 Artikel 27

Artikel 31 Artikel 11

Artikel 32 Artikel 33

Artikel 33 Artikel 32

Artikel 34

Artikel 35

Artikel 36

Artikel 34 Artikel 37

Artikel 38

Artikel 39 Absatz 1

Artikel 35 Absatz 1 Gestrichen

Artikel 35 Absatz 2 Artikel 39 Absatz 2

Artikel 40

Artikel 36 Artikel 41

Anhang I Anhang I

Anhang II Anhang II

Anhang III
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VERORDNUNG (EG) Nr. 1454/2001 DES RATES

vom 28. Juni 2001

zur Einführung von Sondermaßnahmen für bestimmte landwirtschaftliche Erzeugnisse zugunsten
der Kanarischen Inseln und zur Aufhebung der Verordnung (EWG) Nr. 1601/92 (Poseican)

DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION �

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft, insbesondere auf Artikel 36, Artikel 37 und
Artikel 299 Absatz 2,

auf Vorschlag der Kommission,

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments (1),

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Mit der Verordnung (EWG) Nr. 1911/91 (2) wurden die
Kanarischen Inseln � unbeschadet der Sondermaßnah-
men zur Berücksichtigung der spezifischen Sachzwänge
und der traditionellen wirtschaftlichen und steuerlichen
Stellung � in das Zollgebiet der Gemeinschaft und in
alle Politiken der Gemeinschaft einbezogen. Gemäß den
Artikeln 2 und 10 der genannten Verordnung hängt die
Durchführung der Gemeinsamen Agrarpolitik vom
Inkrafttreten einer besonderen Versorgungsregelung ab.
Ferner muss die Durchführung der Gemeinsamen Agrar-
politik mit Sondermaßnahmen für die Agrarerzeugung
der Kanarischen Inseln einhergehen.

(2) Der Rat hat mit dem Beschluss 91/314/EWG (3) ein Pro-
gramm zur Lösung der speziell auf die Abgelegenheit
und Insellage der Kanarischen Inseln zurückzuführenden
Probleme (POSEICAN) angenommen, das sich in die
Gemeinschaftspolitik zugunsten der Regionen in äußers-
ter Randlage einfügt. Mit diesem Programm soll die wirt-
schaftliche und soziale Entwicklung dieser Region geför-
dert und ihr ermöglicht werden, in den Genuss der Vor-
teile des Binnenmarktes zu kommen, dem sie angehört,
obwohl objektive Faktoren sie geografisch und wirt-
schaftlich absondern. Dieses Programm lehnt sich an die
Anwendung der GAP in dieser Region an und sieht den
Erlass von spezifischen Maßnahmen vor. Es umfasst
unter anderem Maßnahmen zur Verbesserung der Pro-
duktions- und Vermarktungsbedingungen für die land-
wirtschaftlichen Erzeugnisse dieser Region sowie zur
Abschwächung der Auswirkungen ihrer außergewöhnli-
chen geografischen Lage und ihrer Sachzwänge, die
inzwischen in Artikel 299 Absatz 2 des Vertrags aner-
kannt worden sind.

(3) Die außergewöhnliche geografische Lage der Kanari-
schen Inseln hinsichtlich der Lieferquellen für die zum

Verzehr und zur Verarbeitung sowie als Betriebsstoffe
benötigten landwirtschaftlichen Erzeugnisse führt in die-
ser Region zu einer Verteuerung der Lieferungen. Au-
ßerdem verursachen objektive, mit der Insellage zusam-
menhängende Faktoren und die extreme Randlage den
Marktteilnehmern und Erzeugern der Kanarischen Inseln
zusätzliche Nachteile, die ihre Tätigkeiten erheblich
erschweren. Diese Nachteile lassen sich durch eine Sen-
kung der Preise für die vorgenannten benötigten Erzeug-
nisse überwinden. Um die Versorgung der Kanarischen
Inseln sicherzustellen und die durch die Abgelegenheit,
die Insellage und die extreme Randlage bedingten Mehr-
kosten auszugleichen, empfiehlt es sich deshalb, eine
besondere Versorgungsregelung einzuführen.

(4) Zu diesem Zweck sind abweichend von Artikel 23 des
Vertrags die Einfuhren der betreffenden Erzeugnisse aus
Drittländern von den anwendbaren Einfuhrzöllen zu
befreien. Erzeugnisse, die Gegenstand eines aktiven Ver-
edelungsverkehrs oder eines Zolllagerverfahrens im übri-
gen Zollgebiet der Gemeinschaft waren, sind in Anbe-
tracht ihres Ursprungs und der Zollbehandlung, die
ihnen durch die Gemeinschaftsvorschriften eingeräumt
wird, im Hinblick auf die Gewährung der Vorteile der
besonderen Versorgungsregelung Direkteinfuhren gleich-
zustellen.

(5) Um das Ziel einer Preissenkung auf den Kanarischen
Inseln und eines Ausgleichs der durch die Abgelegen-
heit, die Insellage und die extreme Randlage bedingten
Mehrkosten möglichst effizient zu erreichen und gleich-
zeitig die Wettbewerbsfähigkeit der Gemeinschafts-
erzeugnisse zu erhalten, sind Beihilfen für die Beliefe-
rung dieser Inseln mit Gemeinschaftserzeugnissen zu
gewähren. Dabei wird den Mehrkosten für die Verbrin-
gung nach den Kanarischen Inseln, den bei der Ausfuhr
nach Drittländern angewandten Preisen und, wenn es
sich um landwirtschaftliche Betriebsstoffe oder zur Ver-
arbeitung bestimmte Erzeugnisse handelt, den Mehrkos-
ten infolge der Insellage und der extremen Randlage
Rechnung getragen.

(6) Da die Mengen, die Gegenstand der besonderen Versor-
gungsregelung sind, auf den Versorgungsbedarf der
Kanarischen Inseln beschränkt sind, tut diese Regelung
dem ordnungsgemäßen Funktionieren des Binnenmark-
tes keinen Abbruch. Die wirtschaftlichen Vorteile der
besonderen Versorgungsregelung sollten im Übrigen
nicht zu Verkehrsverlagerungen bei den betreffenden
Erzeugnissen führen. Daher muss der Weiterversand
oder die Wiederausfuhr dieser Erzeugnisse aus den
Kanarischen Inseln verboten werden. Unverarbeitete
Erzeugnisse oder vor Ort verpackte Erzeugnisse können
jedoch zur Ermöglichung eines regionalen Handelsver-
kehrs unter bestimmten Bedingungen ausgeführt wer-
den. Im Falle der Verarbeitung gilt dieses Verbot auch

(1) Stellungnahme vom 14. Juni 2001 (noch nicht im Amtsblatt ver-
öffentlicht).

(2) Verordnung (EWG) Nr. 1911/91 des Rates vom 26. Juni 1991 über
die Anwendung der Vorschriften des Gemeinschaftsrechts auf die
Kanarischen Inseln (ABl. L 171 vom 29.6.1991, S. 1). Zuletzt geän-
dert durch die Verordnung (EG) Nr. 1105/2001 (ABl. L 151 vom
7.6.2001, S. 1).

(3) ABl. L 171 vom 29.6.1991, S. 5.
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nicht für die traditionellen Ausfuhren und Versendun-
gen.

(7) Die wirtschaftliche Vorteile der besonderen Versorgungs-
regelung sollten sich auf die Produktionskosten bis zur
Stufe des Endverbrauchers sowie auf die Verbraucher-
preise auswirken. Daher ist ihre Anwendung davon
abhängig zu machen, dass die Vorteile tatsächlich wei-
tergegeben werden; hierfür sind geeignete Kontrollen
vorzusehen.

(8) Die traditionelle Viehzucht sollte gefördert werden, um
einen Teil des örtlichen Verbraucherbedarfs decken zu
können. Zu diesem Zweck ist von bestimmten Vor-
schriften der gemeinsamen Marktorganisationen zur
Beschränkung der Erzeugung abzuweichen, um dem
Entwicklungsstand und den besonderen örtlichen Pro-
duktionsbedingungen Rechnung zu tragen, die sich von
denen in der übrigen Gemeinschaft grundlegend unter-
scheiden. Dieses Ziel kann auch durch die Finanzierung
von Programmen zur genetischen Verbesserung ein-
schließlich des Ankaufs reinrassiger Zuchttiere, durch
den Ankauf von Handelsrassen, die besser an die örtli-
chen Bedingungen angepasst sind, sowie durch die
Gewährung von Zuschlägen zu den Mutterkuh- und
Schlachtprämien erreicht werden. Der örtliche Bedarf
wird anhand einer regelmäßig zu erstellenden Bilanz
festgestellt. Ein globales Förderprogramm für die örtli-
chen Aktivitäten in der Tierzucht und im Milchsektor
sollte es den Wirtschaftszweigen ermöglichen, den örtli-
chen Gegebenheiten angepasste Strategien für die wirt-
schaftliche Entwicklung, die räumliche Planung der
Erzeugung und die Berufsbildung der Beteiligten aus-
zuarbeiten und einzuführen, damit die Unterstützung
durch die Gemeinschaft wirksam eingesetzt werden
kann. Bis sich eine örtliche Tierzucht entwickelt hat,
kann dieses Programm vorübergehend und, um das
genannte Ziel nicht zu gefährden, bis zu einer bestimm-
ten jährlichen Höchstzahl unter bestimmten Bedingun-
gen eine Versorgung mit männlichen Mastrindern vor-
sehen; außerdem kann es Maßnahmen umfassen, mit
denen der Bereich Milch und Milcherzeugnisse im Schaf-
und Ziegensektor unterstützt, der Sektor strukturiert,
den Schwierigkeiten bei der Verarbeitung und Vermark-
tung von handwerklich hergestelltem Käse aus der Milch
örtlicher Ziegen und Schafe begegnet, der Fragmentie-
rung des Angebots entgegengewirkt, die Milchqualität
verbessert und die Diversifizierung unterstützt wird.

(9) Im Schaf- und Ziegenfleischsektor erhalten die kanari-
schen Tierhalter eine zusätzliche Prämie für schwere
Lämmer. Mit dieser Maßnahme konnte die örtliche
Erzeugung entwickelt werden, die von großer sozialer,
wirtschaftlicher, aber auch ökologischer Bedeutung ist,
weil sich diese Tätigkeit auf die am stärksten benachtei-
ligten Gebiete der Inselgruppe konzentriert, in denen es
keine Alternativen gibt. Deshalb ist diese Maßnahme
fortzusetzen.

(10) Den Molkereien wird eine Beihilfe für den Verzehr von
frischen Kuhmilchprodukten gewährt, die den regel-
mäßigen Absatz der erzeugten Milch auf dem lokalen
Markt ermöglicht. Durch die Ausdehnung dieser Beihilfe
auf andere Erzeugnisse konnte sich der Sektor auf die
veränderten Verbrauchsgewohnheiten einstellen. Diese

Beihilfe wird erst für einen sehr geringen Anteil des ört-
lichen Verbrauchs gewährt, so dass eine Fortsetzung die-
ser Maßnahme gerechtfertigt ist.

(11) Im Bereich Obst und Gemüse, Wurzeln und Knollen zu
Ernährungszwecken, Blumen und lebende Pflanzen hat
sich die Hektarbeihilferegelung insbesondere aufgrund
der Schwerfälligkeit und der Kompliziertheit der Verfah-
ren und der Struktur der vorgeschlagenen Beihilfen als
ungeeignet erwiesen. Es müssen Schlussfolgerungen aus
den günstigen Erfahrungen der Reform der POSEIDOM-
Regelung für diesen Sektor gezogen werden, und es ist
eine Beihilfe für die Verarbeitung und Vermarktung zur
Versorgung des Marktes der Kanarischen Inseln vorzuse-
hen. Diese Beihilfe sollte es ermöglichen, die Wett-
bewerbsfähigkeit der örtlichen Erzeugung gegenüber der
externen Konkurrenz auf den rentablen Märkten zu ver-
stärken, den Erwartungen der Verbraucher und den
neuen Vertriebswegen besser zu entsprechen sowie die
Produktivität der Betriebe und die Produktqualität zu
verbessern. Außerdem ist die Vermarktung dieser Frisch-
bzw. Verarbeitungserzeugnisse fortzusetzen und die
Valorisierung dieser Erzeugnisse in der übrigen Gemein-
schaft zu verstärken. Die Durchführung einer wirtschaft-
lichen Studie wird es ermöglichen, die Struktur dieses
Sektors zu verbessern.

(12) Der Kartoffelsektor auf den Kanarischen Inseln ist
sowohl aus wirtschaftlicher Sicht als auch durch seine
soziale und ökologische Dimension lebenswichtig. Der
Anbau erfolgt in Gebieten mittlerer Höhe, wo die
Bodenbeschaffenheit und die geringe Größe der land-
wirtschaftlichen Betriebe (Terrassenkultur) in Verbindung
mit den Kosten für die Betriebsstoffe zu sehr hohen Pro-
duktionskosten führen. Um die einheimische Erzeugung
zu stützen und so den Verbrauchsgewohnheiten auf den
Inseln zu entsprechen, wird eine Sonderbeihilfe für den
Speisekartoffelanbau gewährt. Da die befristete Maß-
nahme zur Begrenzung der Einfuhr von Speisekartoffeln
während des Vermarktungszeitraums der örtlichen
Erzeugung nunmehr ausgelaufen ist, ist diese Erzeugung
in hohem Maße gefährdet. Deshalb wird vorgesehen,
auch für diese Erzeugung eine Beihilfe zur Förderung
der örtlichen Vermarktung zu gewähren.

(13) Die Erhaltung der Rebflächen, der am meisten verbreite-
ten Kultur, ist sowohl aus wirtschaftlichen als auch aus
ökologischen Gründen unerlässlich, da die Anbauflächen
in Trockengebieten und auf besonders erosionsgefähr-
deten Böden liegen. Zur Unterstützung der einhei-
mischen Erzeugung wird eine pauschale Hektarbeihilfe
für den Weinbau gewährt, der auf die Erzeugung von
Qualitätsweinen bestimmter Anbaugebiete ausgerichtet
ist. Ebenso wenig kommen die Stilllegungsprämien und
die Marktmechanismen zur Anwendung, mit Ausnahme
der Dringlichkeitsdestillation, die im Falle einer außerge-
wöhnlichen Marktstörung aufgrund von Qualitätsproble-
men angewandt werden kann.

(14) Der Tabakanbau ist für die Kanarischen Inseln traditio-
nell von sehr großer Bedeutung. Wirtschaftlich gesehen
handelt es sich dabei um eine Verarbeitungsindustrie,
auf die weiterhin ein Großteil der industriellen Tätigkeit
in dieser Region entfällt. Sozial gesehen handelt es sich
bei Tabak um eine sehr arbeitsintensive Kulturpflanze,
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die in kleinen landwirtschaftlichen Betrieben angebaut
wird. Der Tabakanbau ist nicht rentabel, so dass die
Gefahr besteht, dass er eingestellt wird. Zurzeit ist der
Anbau auf eine kleine Fläche auf La Palma für die hand-
werkliche Zigarrenherstellung begrenzt. Deshalb sollte
Spanien ermächtigt werden, weiterhin eine ergänzende
Beihilfe zur Gemeinschaftsbeihilfe zu gewähren, um die
Beibehaltung dieser traditionellen Kultur und der damit
zusammenhängenden handwerklichen Tätigkeit zu
ermöglichen. Zur Erhaltung der industriellen Tätigkeit
der Herstellung von Tabakwaren sind jährlich weiterhin
bis zu 20 000 Tonnen roher und halbverarbeiteter
Tabak (in Äquivalent entrippter Rohtabak) von den Ein-
fuhrzöllen zu befreien.

(15) Der traditionelle Honig der Kanarischen Inseln wird von
einer einheimischen, gut an die örtlichen Bedingungen
angepassten, aber nicht sehr produktiven Bienenrasse
erzeugt. Diese Bienenrasse droht von anderen, rentable-
ren Rassen verdrängt zu werden. Deshalb ist die Beihilfe
zugunsten der Züchtergemeinschaften beizubehalten, die
sich verpflichten, Honig einer besonderen traditionellen
Qualität zu erzeugen, wobei die Anzahl der Bienenstö-
cke mit beihilfefähigen einheimischen Bienen neu fest-
gesetzt wird.

(16) Auf den Kanarischen Inseln sollten die Erzeugung von
Qualitätsprodukten und ihre Vermarktung gefördert
werden. Zu diesem Zweck kann die Verwendung des
von der Gemeinschaft eingeführten Bildzeichens nützlich
sein.

(17) In der Verordnung (EG) Nr. 1257/1999 (1) sind die
Maßnahmen zur Entwicklung des ländlichen Raums, für
die eine gemeinschaftliche Förderung gewährt werden
kann, sowie die Bedingungen für eine solche Förderung
festgelegt.

(18) Die vorliegende Verordnung soll den Nachteilen abhel-
fen, die mit der Abgelegenheit und der Insellage dieser
Gebiete verbunden sind.

(19) Manche landwirtschaftlichen Betriebe oder Verarbei-
tungs- und Vermarktungsunternehmen auf diesen Inseln
weisen gravierende strukturelle Mängel auf und haben
mit besonderen Schwierigkeiten zu kämpfen. Deshalb
empfiehlt es sich, für einige Investitionsarten von den
Vorschriften abzuweichen, die die Gewährung bestimm-
ter Strukturbeihilfen gemäß der Verordnung (EG) Nr.
1257/1999 einschränken oder verbieten.

(20) Die finanzielle Beteiligung der Gemeinschaft kann sich
für drei der in Artikel 35 Absatz 1 der Verordnung (EG)
Nr. 1257/1999 genannten flankierenden Maßnahmen in
den Gebieten in äußerster Randlage auf bis zu 85 % der
zuschussfähigen Gesamtkosten belaufen. Demgegenüber
ist die finanzielle Beteiligung der Gemeinschaft für die
Agrarumweltmaßnahmen, die die vierte flankierende
Maßnahme bilden, gemäß Artikel 47 Absatz 2 dritter
Gedankenstrich der genannten Verordnung in allen

Gebieten, die unter Ziel 1 fallen, auf 75 % begrenzt.
Angesichts der Bedeutung, die dem Umweltschutz in der
Landwirtschaft im Rahmen der ländlichen Entwicklung
zugewiesen wird, ist der Satz der finanziellen Beteiligung
der Gemeinschaft für alle flankierenden Maßnahmen in
den Gebieten in äußerster Randlage zu harmonisieren.

(21) Gemäß Artikel 14 der Verordnung (EG) Nr.
1260/1999 (2) gelten die Pläne, gemeinschaftlichen För-
derkonzepte, operationellen Programme und Einheitli-
chen Programmplanungsdokumente für einen Zeitraum
von sieben Jahren und beginnt der Programmplanungs-
zeitraum am 1. Januar 2000. Zur Wahrung der Kohä-
renz und zur Vermeidung einer unterschiedlichen
Behandlung von Begünstigten ein und desselben Pro-
gramms ist zu gewährleisten, dass die in dieser Verord-
nung vorgesehenen Abweichungen ausnahmsweise wäh-
rend des gesamten Programmplanungszeitraums ange-
wendet werden können.

(22) Von der ständigen Politik der Gemeinschaft, keine staat-
lichen Betriebsbeihilfen für die Erzeugung, Verarbeitung
und Vermarktung von unter Anhang I des Vertrags fal-
lenden landwirtschaftlichen Erzeugnissen zu genehmi-
gen, kann abgewichen werden, um den spezifischen
Sachzwängen der Agrarerzeugung auf den Kanarischen
Inseln abzuhelfen, die sich aus der Abgelegenheit, der
Insellage, der extremen Randlage, der geringen Größe,
der schwierigen Relief- und Klimabedingungen sowie
der wirtschaftlichen Abhängigkeit von einigen wenigen
Erzeugnissen ergeben.

(23) Die zur Durchführung dieser Verordnung erforderlichen
Maßnahmen sollten gemäß dem Beschluss 1999/468/EG
des Rates vom 18. Juni 1999 zur Festlegung der Modali-
täten für die Ausübung der der Kommission übertrage-
nen Durchführungsbefugnisse (3) erlassen werden �

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Mit dieser Verordnung werden Sondermaßnahmen zugunsten
der Kanarischen Inseln erlassen, um den sich aus der Abge-
legenheit, der Insellage und der extremen Randlage ergebenden
Problemen bei bestimmten landwirtschaftlichen Erzeugnissen
abzuhelfen.

TITEL I

BESONDERE VERSORGUNGSREGELUNG

Artikel 2

(1) Es wird eine besondere Versorgungsregelung für die in
Anhang I aufgeführten landwirtschaftlichen Erzeugnisse einge-

(1) Verordnung (EG) Nr. 1257/99 des Rates vom 17. Mai 1999 über
die Förderung der Entwicklung des ländlichen Raums durch den
Europäischen Ausrichtungs- und Garantiefonds für die Landwirt-
schaft (EAGFL) und zur Änderung bzw. Aufhebung bestimmter
Verordnungen (ABl. L 160 vom 26.6.1999, S. 80).

(2) Verordnung (EG) Nr. 1260/1999 des Rates vom 21. Juni 1999 mit
allgemeinen Bestimmungen über die Strukturfonds (ABl. L 161
vom 26.6.1999, S. 1).

(3) ABl. L 184 vom 17.7.1999, S. 23.
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führt, die auf den Kanarischen Inseln zum Verzehr, zur Ver-
arbeitung und als landwirtschaftliche Betriebsstoffe benötigt
werden.

(2) Für jedes Jahr wird eine Vorausschätzung des Bedarfs an
den in Anhang I aufgeführten Erzeugnissen erstellt. Für den
Bedarf der Verarbeitungs- und Verpackungsindustrie an Erzeug-
nissen, die für den örtlichen Markt bestimmt sind, ausgeführt
oder traditionell nach der übrigen Gemeinschaft versandt wer-
den, kann eine getrennte Vorausschätzung erfolgen.

Artikel 3

(1) Bei der Direkteinfuhr der Erzeugnisse, die unter die
besondere Versorgungsregelung fallen und aus Drittländern
stammen, auf die Kanarischen Inseln werden im Rahmen der
in der Bedarfsvorausschätzung bestimmten Mengen keine Ein-
fuhrzölle erhoben.

Erzeugnisse, die Gegenstand eines aktiven Veredelungsverkehrs
oder eines Zolllagerverfahrens im Zollgebiet der Gemeinschaft
waren, gelten als Direkteinfuhren im Sinne dieses Titels.

(2) Um den nach Artikel 2 ermittelten Bedarf sowohl men-
genmäßig als auch nach Preis und Qualität zu decken und
dafür zu sorgen, dass der Anteil der Versorgung aus der
Gemeinschaft gewahrt bleibt, wird für die Versorgung der
Kanarischen Inseln mit gemeinschaftlichen Erzeugnissen aus
öffentlichen Interventionsbeständen oder durch auf dem
Gemeinschaftsmarkt befindliche Erzeugnisse eine Beihilfe
gewährt.

Der Beihilfebetrag wird unter Berücksichtigung der Mehrkosten
für die Verbringung nach den Märkten der Kanarischen Inseln
und der Preise bei der Ausfuhr nach Drittländern sowie, wenn
es sich um zur Verarbeitung bestimmte Erzeugnisse oder land-
wirtschaftliche Betriebsstoffe handelt, der durch die Insellage
und die extreme Randlage bedingten Mehrkosten festgesetzt.

(3) Die besondere Versorgungsregelung wird so angewendet,
dass insbesondere Folgendem Rechnung getragen wird:

� den besonderen Bedürfnissen der Kanarischen Inseln und,
wenn es sich um zur Verarbeitung bestimmte Erzeugnisse
oder landwirtschaftliche Betriebsstoffe handelt, den
genauen Qualitätsanforderungen,

� den Handelsströmen mit der übrigen Gemeinschaft

� und dem wirtschaftlichen Aspekt der geplanten Beihilfen.

(4) Die besondere Versorgungsregelung wird nur angewandt,
wenn dem Endverbraucher tatsächlich die wirtschaftlichen Vor-
teile zugute kommen, die sich aus der Befreiung vom Einfuhr-
zoll oder aus der gemeinschaftlichen Beihilfe für Lieferungen
aus der übrigen Gemeinschaft ergeben.

(5) Die Erzeugnisse, denen die besondere Versorgungsrege-
lung zugute kommt, können nicht wieder nach Drittländern
ausgeführt oder in die übrige Gemeinschaft weiterversandt wer-
den.

Unverarbeitete Erzeugnisse oder vor Ort verpackte Erzeugnisse
dürfen jedoch unter den Bedingungen, die von der Kommission
nach dem in Artikel 21 Absatz 2 genannten Verfahren fest-
gelegt worden sind, wieder in ein Drittland ausgeführt werden.

Werden diese Erzeugnisse auf den Kanarischen Inseln verarbei-
tet, so gilt das vorstehende Verbot nicht für die traditionellen
Ausfuhren oder die traditionellen Versendungen der gewonne-
nen Verarbeitungserzeugnisse nach der übrigen Gemeinschaft.
Es wird keine Ausfuhrerstattung gewährt.

(6) Die Durchführungsbestimmungen zu diesem Titel wer-
den nach dem in Artikel 21 Absatz 2 genannten Verfahren
erlassen. Sie betreffen unter anderem

� die Festsetzung der Beihilfen für die Versorgung aus der
Gemeinschaft,

� die Maßnahmen, die sicherstellen sollen, dass die gewähr-
ten Vorteile dem Endverbraucher tatsächlich zugute kom-
men,

� erforderlichenfalls ein System von Einfuhr- oder Liefer-
bescheinigungen.

Die Kommission erstellt die Versorgungsbilanzen nach dem in
Artikel 21 Absatz 2 genannten Verfahren. Nach demselben
Verfahren kann sie diese Bilanzen sowie die Liste der in
Anhang I aufgeführten Erzeugnisse nach Maßgabe der Entwick-
lung der Bedürfnisse der Kanarischen Inseln überprüfen.

TITEL II

MASSNAHMEN ZUGUNSTEN DER ÖRTLICHEN
ERZEUGUNG

KAPITEL I

TIERHALTUNG UND MILCHERZEUGNISSE

Artikel 4

(1) Im Sektor Tierhaltung werden Beihilfen für die Lieferung
von reinrassigen Tieren oder Tieren von Handelsrassen oder
Erzeugnissen mit Ursprung in der Gemeinschaft nach den
Kanarischen Inseln gewährt.

(2) Für die Gewährung der Beihilfen werden insbesondere
der Versorgungsbedarf der Kanarischen Inseln während der
Anlaufphase in dem jeweiligen Wirtschaftszweig, die genetische
Verbesserung der Tierbestände und die an die örtlichen Bedin-
gungen am besten angepassten Rassen berücksichtigt. Die Bei-
hilfen werden für die Lieferung von Waren gezahlt, die den
Gemeinschaftsvorschriften entsprechen.

(3) Bei der Festsetzung der Beihilfen werden folgende Fak-
toren berücksichtigt:

� die sich aus der geografischen Lage ergebenden Versor-
gungsbedingungen und insbesondere die entsprechenden
Versorgungskosten der Kanarischen Inseln,
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� die Preise für die Waren auf dem Gemeinschafts- und dem
Weltmarkt,

� gegebenenfalls die Nichterhebung der Zölle bei der Einfuhr
aus Drittländern,

� der wirtschaftliche Aspekt der geplanten Beihilfen.

(4) Artikel 3 Absätze 4 und 5 findet auf die Waren Anwen-
dung, für die Beihilfen gemäß Absatz 1 des vorliegenden Arti-
kels gewährt werden.

(5) Die Liste der Erzeugnisse und die Beihilfebeträge gemäß
Absatz 1 sowie die Durchführungsbestimmungen zu diesem
Artikel werden nach dem in Artikel 21 Absatz 2 genannten
Verfahren festgelegt.

Artikel 5

(1) Zur Förderung der traditionellen Tätigkeiten und zur
Verbesserung der Qualität der Rindfleischerzeugung werden im
Rahmen der Mengen, die bei der regelmäßig zu erstellenden
Bilanz für die Versorgung der Kanarischen Inseln ermittelt wur-
den, die Beihilfen gemäß den Absätzen 2 und 3 gewährt.

Bei der Bilanz werden auch die gemäß Artikel 4 gelieferten
Zuchttiere und die unter die Maßnahmen gemäß Artikel 7
Absatz 1 Unterabsatz 3 fallenden Tiere berücksichtigt.

(2) Den Rindfleischerzeugern wird je geschlachtetes Tier ein
Zuschlag zu der Schlachtprämie gemäß Artikel 11 der Verord-
nung (EG) Nr. 1254/1999 (1) gezahlt; dieser Zuschlag beläuft
sich auf 25 EUR je Tier.

(3) Den Rindfleischerzeugern wird ein Zuschlag zu der Prä-
mie zur Erhaltung des Mutterkuhbestands gemäß Artikel 6 der
Verordnung (EG) Nr. 1254/1999 gezahlt. Dieser Zuschlag
beläuft sich auf 50 EUR je Mutterkuh, die der Erzeuger am Tag
der Antragstellung hält.

(4) Die Bestimmungen über

a) die regionale Höchstgrenze gemäß Artikel 4 der Verord-
nung (EG) Nr. 1254/1999 bezüglich der Sonderprämie,

b) die individuelle Höchstgrenze für die im Betrieb gehaltenen
Kühe gemäß Artikel 6 der Verordnung (EG) Nr.
1254/1999 bezüglich der Grund-Mutterkuhprämie,

c) die nationale Höchstgrenze gemäß Artikel 11 der Verord-
nung (EG) Nr. 1254/1999 bezüglich der Grund-Schlacht-
prämie,

d) den Besatzdichtefaktor für die im Betrieb gehaltenen Tiere
gemäß Artikel 12 der Verordnung (EG) Nr. 1254/1999
bezüglich der Sonderprämie und der Grund-Mutterkuhprä-
mie

werden auf den Kanarischen Inseln weder auf die Grund-Son-
derprämie noch auf die Mutterkuhprämie noch auf die
Schlachtprämie noch auf die Prämienzuschläge gemäß den
Absätzen 2 und 3 des vorliegenden Artikels angewandt.

(5) Die in den Absätzen 2 und 3 genannten Grundprämien
und Prämienzuschläge werden jährlich für höchstens 10 000
männliche Rinder, 5 000 Mutterkühe und 15 000 Schlachttiere
gewährt.

(6) Die Durchführungsbestimmungen zu diesem Artikel
werden nach dem in Artikel 21 Absatz 2 genannten Verfahren
erlassen. Sie umfassen die Erstellung der Bilanzen gemäß
Absatz 1 des vorliegenden Artikels und ihre etwaigen Überprü-
fungen nach Maßgabe der Entwicklung der Bedürfnisse sowie

a) in Bezug auf die Sonderprämie für männliche Rinder:

� das �Einfrieren� der Anzahl der Tiere, für die die Son-
derprämie auf den Kanarischen Inseln für das Jahr
2000 gewährt wurde, im Rahmen der in Artikel 4 der
Verordnung (EG) Nr. 1254/1999 festgesetzten regiona-
len Höchstgrenze,

� die Gewährung der Prämien für höchstens 90 Tiere je
Altersgruppe, je Kalenderjahr und je Betrieb;

b) in Bezug auf die Mutterkuhprämie:

� Bestimmungen, mit denen die Ansprüche der Erzeuger,
denen eine Prämie gemäß Artikel 6 der Verordnung
(EG) Nr. 1254/1999 gewährt wurde, soweit erforder-
lich garantiert werden sollen;

� gegebenenfalls unter Berücksichtigung der in der Vieh-
wirtschaft verfolgten Ziele die Schaffung einer Sonder-
reserve für die Kanarischen Inseln und die Festlegung
von Sonderbedingungen für die Zuteilung oder Neu-
zuteilung der Ansprüche; der Umfang dieser Reserve
wird entsprechend der Höchstgrenze gemäß Absatz 5
und der Anzahl der für das Jahr 2000 gewährten Prä-
mien festgesetzt;

c) in Bezug auf die Schlachtprämie:

� das �Einfrieren� der Anzahl der Tiere, für die die
Schlachtprämie für das Jahr 2000 gewährt wurde, im
Rahmen der in Artikel 38 Absatz 1 der Verordnung
(EG) Nr. 2342/1999 der Kommission (2) festgesetzten
Höchstgrenze.

In den Durchführungsbestimmungen können zusätzliche
Bedingungen für die Gewährung der Prämienzuschläge vor-
gesehen werden.

(1) Verordnung (EG) Nr. 1254/1999 des Rates vom 17. Mai 1999 über
die gemeinsame Marktorganisation für Rindfleisch (ABl. L 160 vom
26.6.1999, S. 21).

(2) Verordnung (EG) Nr. 2342/1999 der Kommission vom 28. Oktober
1999 mit Durchführungsvorschriften zu der Verordnung (EG)
Nr. 1254/1999 des Rates über die gemeinsame Marktorganisation
für Rindfleisch hinsichtlich der Prämienregelung (ABl. L 281 vom
4.11.1999, S. 30). Zuletzt geändert durch die Verordnung (EG)
Nr. 192/2001 der Kommission (ABl. L 29 vom 31.1.2001, S. 27).
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Die Kommission kann die in Absatz 5 genannten Höchst-
grenzen nach demselben Verfahren überprüfen.

Artikel 6

(1) Neben der Mutterschafprämie gemäß Artikel 5 Absatz 3
der Verordnung (EG) Nr. 2467/98 (1) wird den Erzeugern
leichter Lämmer im Sinne von Artikel 4 Absatz 3 der genann-
ten Verordnung eine zusätzliche Prämie gewährt.

Die Höhe dieser zusätzlichen Prämie entspricht der Differenz
zwischen den Prämienbeträgen gemäß Artikel 5 Absätze 2 und
3 der Verordnung (EG) Nr. 2467/98, die den Erzeugern schwe-
rer bzw. leichter Lämmer zu zahlen sind, zuzüglich der Diffe-
renz zwischen den Sonderbeihilfen, die im Rahmen der Maß-
nahmen zur Entwicklung des ländlichen Raums gemäß Artikel
1 Absatz 1 erster und zweiter Gedankenstrich der Verordnung
(EWG) Nr. 1323/90 (2) gewährt werden.

(2) Die gemäß Absatz 1 bestimmte zusätzliche Prämie wird
unbeschadet der Prämie gemäß Artikel 5 Absatz 5 der Verord-
nung (EG) Nr. 2467/98 auch den Ziegenfleischerzeugern
gewährt.

(3) Für die Gewährung der in den Absätzen 1 und 2 des
vorliegenden Artikels genannten Prämien gelten dieselben
Bedingungen wie für die Prämien zugunsten der Schaf- bzw.
Ziegenfleischerzeuger gemäß Artikel 5 der Verordnung (EG)
Nr. 2467/98.

(4) Erforderlichenfalls werden ergänzende Durchführungs-
bestimmungen nach dem in Artikel 21 Absatz 2 genannten
Verfahren erlassen.

Artikel 7

(1) Für den Zeitraum 2002 bis 2006 wird für die Durchfüh-
rung eines globalen Förderprogramms für die Erzeugung und
Vermarktung der örtlichen Erzeugnisse der Tierzucht und des
Milchsektors auf den Kanarischen Inseln eine Beihilfe gewährt.

Dieses Programm kann Maßnahmen umfassen, mit denen die
Verbesserung von Qualität und Hygiene, die Vermarktung von
Qualitätserzeugnissen, die Organisation der verschiedenen Stu-
fen der Produktions- und Vermarktungskette, die Rationalisie-
rung der Produktions- und Vermarktungsstrukturen einschließ-
lich gemeinsamer Beschaffung, örtliche Informationsmaßnah-
men zu Qualitätserzeugnissen sowie die technische Hilfeleis-
tung gefördert werden sollen.

Im Rindfleischsektor kann dieses Programm im Rahmen der in
Artikel 5 vorgesehenen Bilanz die Möglichkeit einer Versor-
gung mit männlichen Mastrindern beinhalten, bis der Bestand

der örtlichen männlichen Jungrinder ein für die Aufrechterhal-
tung der traditionellen Fleischerzeugung ausreichendes Niveau
erreicht hat. Diese Tiere sind vorrangig für Erzeuger bestimmt,
deren Bestand zu mindestens 50 % aus Masttieren besteht.

Dieses Programm wird in enger Zusammenarbeit zwischen den
von dem Mitgliedstaat benannten zuständigen Behörden und
den repräsentativsten Erzeugervereinigungen oder -organisatio-
nen der betreffenden Sektoren ausgearbeitet. Es darf nicht
bewirken, dass den Erzeugern über die Einzelprämien hinaus,
die gemäß den Artikeln 5, 6 und 8 dieser Verordnung im Tier-
zuchtsektor direkt gezahlt werden, zusätzliche Beihilfen
gewährt werden.

(2) Die Durchführungsbestimmungen zu diesem Artikel
werden nach dem in Artikel 21 Absatz 2 genannten Verfahren
erlassen.

Die Entwürfe des Programms mit einer Höchstlaufzeit von fünf
Jahren werden der Kommission von den zuständigen Behörden
zugeleitet. Die Kommission genehmigt sie nach dem in Artikel
21 Absatz 2 genannten Verfahren.

(3) Die spanischen Behörden legen jährlich einen Bericht
über die Durchführung des Programms vor. Die Kommission
unterbreitet dem Europäischen Parlament und dem Rat vor
Ende 2005 einen Evaluierungsbericht über die Durchführung
der in diesem Artikel vorgesehenen Maßnahme, den sie gege-
benenfalls mit geeigneten Vorschlägen versieht.

Artikel 8

(1) Im Rahmen des regelmäßig ermittelten Verbraucherbe-
darfs der Kanarischen Inseln wird eine Beihilfe für den Verzehr
von örtlich erzeugten Kuhmilchprodukten gewährt. Die Beihilfe
wird an die Molkereien gezahlt. Sie beträgt 8,45 EUR je 100
kg Vollmilch.

(2) Die Kommission überprüft die in Absatz 1 des vorlie-
genden Artikels genannte Beihilfe und erlässt die Durchfüh-
rungsbestimmungen zu diesem Artikel nach dem in Artikel 21
Absatz 2 genannten Verfahren. Die Beihilfe wird nur dann
gewährt, wenn die gewährten Vergünstigungen tatsächlich an
die Endverbraucher weitergegeben werden.

KAPITEL II

OBST, GEMÜSE, PFLANZEN UND BLUMEN

Artikel 9

(1) Für Obst, Gemüse, Wurzeln und Knollen zu Ernährungs-
zwecken, Blumen und lebende Pflanzen gemäß den Kapiteln 6,
7 und 8 der Kombinierten Nomenklatur, die auf den Kanari-
schen Inseln geerntet wurden und für die Versorgung des ein-
heimischen Marktes bestimmt sind, wird eine Beihilfe gewährt.

Diese Beihilfe wird für Erzeugnisse gewährt, die den in den
gemeinschaftlichen Rechtsvorschriften festgelegten gemein-
samen Normen oder, falls es keine solche gibt, in den Lieferver-
trägen genannten Anforderungen entsprechen.

(1) Verordnung (EG) Nr. 2467/98 des Rates vom 3. November 1998
über die gemeinsame Marktorganisation für Schaf- und Ziegen-
fleisch (ABl. L 312 vom 20.11.1998, S. 1). Zuletzt geändert durch
die Verordnung (EG) Nr. 1669/2000 (ABl. L 193 vom 29.7.2000,
S. 8).

(2) Verordnung (EWG) Nr. 1323/90 des Rates vom 14. Mai 1990 zur
Einführung einer Sonderbeihilfe für die Schaf- und Ziegenhaltung
in bestimmten benachteiligten Gebieten der Gemeinschaft (ABl. L
132 vom 23.5.1990, S. 17). Zuletzt geändert durch die
Verordnung (EG) Nr. 193/98 (ABl. L 20 vom 27.1.1998, S. 18).
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Die Gewährung der Beihilfe ist gebunden an den Abschluss
von Lieferverträgen mit einer Laufzeit von einem oder mehre-
ren Wirtschaftsjahren, die zwischen Einzelerzeugern oder
zusammengeschlossenen Erzeugern oder Erzeugerorganisatio-
nen gemäß den Artikeln 11, 13 und 14 der Verordnung (EG)
Nr. 2200/96 (1) einerseits und der Agrar-Nahrungsmittelindus-
trie, Wirtschaftsbeteiligten des Handels oder der Gastronomie
bzw. bestimmten Körperschaften andererseits geschlossen wer-
den.

Die Beihilfe wird den vorgenannten Einzelerzeugern oder
zusammengeschlossenen Erzeugern oder Erzeugerorganisatio-
nen bis zu den für die einzelnen Erzeugniskategorien fest-
gesetzten Jahresmengen gewährt.

Der Beihilfebetrag wird für die noch zu bestimmenden Erzeug-
niskategorien nach Maßgabe des mittleren Werts der jeweiligen
Erzeugnisse pauschal festgesetzt. Er wird danach differenziert,
ob er einer Erzeugerorganisation gemäß den Artikeln 11, 13
und 14 der Verordnung (EG) Nr. 2200/96 gewährt wird oder
nicht.

Für Bananen des KN-Codes 0803 00, für Tomaten des KN-
Codes 0702 00 und für vom 1. Januar bis zum 31. März
geerntete Frühkartoffeln des KN-Codes 0701 90 50 wird die
Beihilfe nicht gewährt.

(2) Die Durchführungsbestimmungen zu diesem Artikel
werden nach dem in Artikel 21 Absatz 2 genannten Verfahren
erlassen. Nach demselben Verfahren werden die Erzeugniskate-
gorien und die Beihilfebeträge gemäß Absatz 1 des vorliegen-
den Artikels festgesetzt.

Artikel 10

(1) Eine Beihilfe wird für Saisonverträge gewährt, die die
Vermarktung der auf den Kanarischen Inseln geernteten Frisch-
oder Verarbeitungserzeugnisse zum Gegenstand haben, die zu
den Erzeugnissen gemäß Artikel 9 und den Heilpflanzen
gemäß KN-Code 1211 gehören. Diese Beihilfe wird auch für
Tomaten des KN-Codes 0702 00 unter der in Absatz 2 Unter-
absatz 3 des vorliegenden Artikels genannten Bedingung
gewährt.

Die Verträge werden zwischen auf den Inseln ansässigen Ein-
zelerzeugern oder Erzeugerorganisationen gemäß den Artikeln
11, 13 und 14 der Verordnung (EG) Nr. 2200/96 einerseits
und in der übrigen Gemeinschaft ansässigen natürlichen oder
juristischen Personen andererseits geschlossen.

(2) Die Beihilfe beträgt 10 % des Wertes der frei Bestim-
mungsgebiet verkauften Erzeugung.

Die Beihilfe wird für höchstens 10 000 Tonnen je Erzeugnis
und Jahr gewährt.

Für Tomaten des KN-Codes 0702 00 beträgt die Beihilfe bis zu
einer Menge von 300 000 Tonnen pro Jahr jedoch
0,76 EUR/100 kg.

(3) Die Beihilfen wird Käufern gewährt, die sich verpflich-
ten, die kanarischen Erzeugnisse im Rahmen von Verträgen
gemäß Absatz 1 zu vermarkten.

(4) Erfolgt die Vermarktung gemäß Absatz 1 durch Gemein-
schaftsunternehmen, zu denen sich auf diesen Inseln ansässige
Erzeuger oder Erzeugerorganisationen gemäß den Artikeln 11,
13 und 14 der Verordnung (EG) Nr. 2200/96 und natürliche
oder juristische Personen aus den übrigen Gebieten der
Gemeinschaft in der Absicht zusammengeschlossen haben, die
in diesen Regionen geernteten Erzeugnisse zu vermarkten, und
verpflichten sich die Vertragspartner für eine Mindestdauer von
drei Jahren, gemeinsam mit ihren Kenntnissen und ihrem Fach-
wissen zur Verwirklichung des Unternehmensziels beizutragen,
so erhöht sich der Beihilfebetrag auf 13 % des Wertes der jähr-
lich von ihnen gemeinsam vermarkteten Erzeugung.

(5) Die Durchführungsbestimmungen zu diesem Artikel
werden nach dem in Artikel 21 Absatz 2 genannten Verfahren
erlassen.

Artikel 11

(1) Die Gemeinschaft beteiligt sich bis zu einem Höchst-
betrag von 100 000 EUR an der Finanzierung einer Studie
über die wirtschaftliche Lage und die Aussichten der Verarbei-
tung von Obst und Gemüse, insbesondere von tropischem
Obst und Gemüse, auf den Kanarischen Inseln.

Die Studie gibt einen Überblick über die wirtschaftliche und
technische Lage in diesem Sektor. Sie analysiert unter anderem
die Daten über die Versorgungslage und die Verarbeitungskos-
ten und untersucht die auf regionaler und internationaler
Ebene bestehenden Entwicklungs- und Absatzbedingungen und
-möglichkeiten, wobei sie der Wettbewerbslage auf dem Welt-
markt Rechnung trägt.

(2) Die Durchführungsbestimmungen zu diesem Artikel
werden nach dem in Artikel 21 Absatz 2 genannten Verfahren
erlassen.

KAPITEL III

WEIN

Artikel 12

Titel II Kapitel II und Titel III der Verordnung (EG) Nr.
1493/1999 (2) und Kapitel III der Verordnung (EG) Nr.
1227/2000 der Kommission (3) finden � mit Ausnahme der
Dringlichkeitsdestillation gemäß Artikel 30 der Verordnung
(EG) Nr. 1493/1999 im Falle einer außergewöhnlichen Markt-
störung aufgrund von Qualitätsproblemen � keine Anwen-
dung auf die Kanarischen Inseln.

(1) Verordnung (EG) Nr. 2200/96 des Rates vom 28. Oktober 1996
über die gemeinsame Marktorganisation für Obst und Gemüse
(ABl. L 297 vom 20.11.1996, S. 1). Zuletzt geändert durch die
Verordnung (EG) Nr. 2826/2000 (ABl. L 328 vom 23.12.2000,
S. 2).

(2) Verordnung (EG) Nr. 1493/1999 des Rates vom 17. Mai 1999 über
die gemeinsame Marktorganisation für Wein (ABl. L 179 vom
14.7.1999, S. 1). Zuletzt geändert durch die Verordnung (EG)
Nr. 2826/2000 (ABl. L 328 vom 23.12.2000, S. 2).

(3) Verordnung (EG) Nr. 1227/2000 der Kommission vom 31. Mai
2000 mit Durchführungsbestimmungen zu der Verordnung (EG)
Nr. 1493/1999 des Rates über die gemeinsame Marktorganisation
für Wein hinsichtlich des Produktionspotentials (ABl. L 143 vom
16.6.2000, S. 1).
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Artikel 13

(1) Um den Anbau von Rebsorten aufrecht zu erhalten, die
der Erzeugung von Qualitätsweinen b.A. in den traditionellen
Anbaugebieten dienen, wird eine Hektarbeihilfe gewährt.

Für diese Beihilfe kommen Flächen in Frage:

a) die mit Rebsorten bepflanzt sind, die in der von den Mit-
gliedstaaten erstellten Klassifizierung der Rebsorten gemäß
Artikel 19 der Verordnung (EG) Nr. 1493/1999 als zur
Herstellung der einzelnen in ihrem Hoheitsgebiet erzeugten
Qualitätsweine b.A. geeigneten Sorten aufgeführt sind, und

b) deren Hektarertrag unter einer vom Mitgliedstaat gemäß
den Bedingungen von Anhang VI Abschnitt I der Verord-
nung (EG) Nr. 1493/1999 festgesetzten Höchstmenge, aus-
gedrückt als Trauben-, Most- oder Weinmenge, liegt.

(2) Die Beihilfe beträgt 476,76 EUR je Hektar und Jahr. Die
Beihilfe wird den Erzeugervereinigungen oder -organisationen
gewährt.

Während eines Übergangszeitraums wird die Beihilfe jedoch
auch Einzelerzeugern gewährt. Während dieses Zeitraums wer-
den alle Beihilfen nach Bedingungen, die nach dem in Artikel
21 Absatz 2 genannten Verfahren noch festzulegen sind, ver-
waltet.

(3) Nach dem in Artikel 21 Absatz 2 genannten Verfahren
werden gegebenenfalls Durchführungsbestimmungen zu diesem
Artikel erlassen.

KAPITEL IV

KARTOFFELN

Artikel 14

(1) Es wird eine Hektarbeihilfe für den Anbau von Speise-
kartoffeln der KN-Codes 0701 90 50 und 0701 90 90 gewährt.

(2) Die Beihilfe beträgt 596 EUR je Hektar.

Die Beihilfe wird jährlich für höchstens 9 000 Hektar bebauter
und abgeernteter Fläche gezahlt.

(3) Die Durchführungsbestimmungen zu diesem Artikel
werden nach dem in Artikel 21 Absatz 2 genannten Verfahren
erlassen.

KAPITEL V

TABAK

Artikel 15

Spanien wird ermächtigt, zusätzlich zu der Prämie gemäß Titel
I der Verordnung (EWG) Nr. 2075/92 (1) eine Beihilfe für die
Erzeugung von Tabak auf den Kanarischen Inseln zu gewähren;

die Gewährung dieser Beihilfe darf nicht zu Diskriminierungen
zwischen den dortigen Erzeugern führen.

Die Höhe dieser Beihilfe entspricht höchstens der Gemein-
schaftsprämie gemäß Absatz 1. Die zusätzliche Beihilfe wird
für höchstens 10 Tonnen jährlich gewährt.

Artikel 16

(1) Bei der Direkteinfuhr von rohem und halbverarbeitetem
Tabak der nachfolgend aufgeführten KN-Codes auf die Kanari-
schen Inseln wird kein Zoll erhoben:

� KN-Code 2401

und folgender Unterpositionen:

� 2401 10 Rohtabak, nicht entrippt,

� 2401 20 Rohtabak, entrippt,

� ex 2401 20 äußere Deckblätter für Zigarren auf Unterla-
gen, in Rollen, zur Herstellung von Tabakerzeugnissen,

� 2401 30 Tabakabfälle,

� ex 2402 10 00 Zigarren ohne Deckblatt,

� ex 2403 10 00 Schnitttabak (fertige Tabakmischungen für
die Herstellung von Zigaretten, Zigarillos und Zigarren),

� ex 2403 91 00 homogenisierter oder rekonstituierter
Tabak, auch in Form von Blättern oder Folien,

� ex 2403 99 90 expandierter Tabak.

Die Zollbefreiung nach Unterabsatz 1 gilt bis zu einer jähr-
lichen Einfuhrmenge von 20 000 Tonnen, in Äquivalent
entrippter Rohtabak, für Erzeugnisse, die für die Herstellung
von Tabakwaren vor Ort bestimmt sind.

(2) Die Durchführungsbestimmungen zu diesem Artikel
werden nach dem in Artikel 21 Absatz 2 genannten Verfahren
erlassen.

KAPITEL VI

HONIG

Artikel 17

(1) Es wird eine Beihilfe für Honig besonderer Qualität
gewährt, der auf den Kanarischen Inseln mit Hilfe der einhei-
mischen Rasse der �schwarzen Bienen� erzeugt wird.

Die Beihilfe wird den anerkannten Bienenzüchtervereinigungen
von den zuständigen Behörden entsprechend der Anzahl der
bewirtschafteten Bienenstöcke schwarzer Bienen, höchstens
jedoch für 15 000 Bienenstöcke, gezahlt.

(1) Verordnung (EWG) Nr. 2075/92 des Rates vom 30. Juni 1992 über
die gemeinsame Marktorganisation für Rohtabak (ABl. L 215 vom
30.7.1992, S. 70). Zuletzt geändert durch die Verordnung (EG)
Nr. 1336/2000 (ABl. L 154 vom 27.6.2000, S. 2).
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Die Beihilfe beträgt 20 EUR je bewirtschafteten Bienenstock
und Wirtschaftsjahr. Für die Zwecke dieses Artikels beginnt das
Wirtschaftsjahr am 1. Juli und endet am 30. Juni des darauf
folgenden Jahres.

(2) Nach dem in Artikel 21 Absatz 2 genannten Verfahren
werden erforderlichenfalls Durchführungsbestimmungen zu
diesem Artikel erlassen.

KAPITEL VII

BILDZEICHEN

Artikel 18

(1) Die Bedingungen für die Verwendung des Bildzeichens,
mit dem der Bekanntheitsgrad und der Absatz unbearbeiteter
oder verarbeiteter landwirtschaftlicher Qualitätserzeugnisse aus
den Kanarischen Inseln, die zu den Regionen in extremer
Randlage gehören, gesteigert werden soll, werden von den
Berufsverbänden vorgeschlagen. Die spanischen Behörden
legen der Kommission diese mit ihrer Stellungnahme versehe-
nen Vorschläge zur Genehmigung vor.

Die Verwendung des Bildzeichens wird von einer Behörde oder
einer von den zuständigen spanischen Behörden anerkannten
Einrichtung überwacht.

(2) Die Durchführungsbestimmungen zu diesem Artikel
werden erforderlichenfalls nach dem in Artikel 21 Absatz 2
genannten Verfahren erlassen.

TITEL III

AUSNAHMEREGELUNGEN IM STRUKTURELLEN
BEREICH

Artikel 19

(1) Für Investitionen, die in erster Linie der Förderung der
Diversifizierung, der Umstrukturierung oder der Ausrichtung
auf die nachhaltige Landwirtschaft dienen und die in Betrieben
von geringer Größe getätigt werden, die in der Ergänzung zur
Programmplanung gemäß Artikel 18 Absatz 3 der Verordnung
(EG) Nr. 1260/1999 festzulegen sind, ist abweichend von Arti-
kel 7 der Verordnung (EG) Nr. 1257/1999 der Gesamtwert der
Beihilfe, ausgedrückt als Vomhundertsatz des förderungsfähigen
Investitionsvolumens, auf maximal 75 v.H. begrenzt.

(2) Für Investitionen in Unternehmen, die landwirtschaftli-
che Erzeugnisse aus überwiegend lokaler Produktion und aus
Sektoren, die in der Ergänzung zur Programmplanung gemäß
Artikel 18 Absatz 3 der Verordnung (EG) Nr. 1260/1999 fest-
zulegen sind, verarbeiten und vermarkten, ist abweichend von
Artikel 28 Absatz 2 der Verordnung (EG) Nr. 1257/1999 der
Gesamtwert der Beihilfe, ausgedrückt als Vomhundertsatz des
förderungsfähigen Investitionsvolumens, auf maximal 65 v.H.
begrenzt. Bei den kleinen und mittleren Unternehmen ist der
Gesamtwert der Beihilfe unter denselben Bedingungen auf
maximal 75 v.H. begrenzt.

(3) Die finanzielle Beteiligung der Gemeinschaft an den in
den Artikeln 22, 23 und 24 der Verordnung (EG) Nr.
1257/1999 vorgesehenen Agrarumweltmaßnahmen beläuft
sich abweichend von Artikel 47 Absatz 2 Unterabsatz 2 dritter
Gedankenstrich jener Verordnung auf 85 v.H.

(4) Die gemäß diesem Artikel vorgesehenen Maßnahmen
werden im Rahmen der für diese Gebiete aufgestellten opera-
tionellen Programme gemäß Artikel 18 der Verordnung (EG)
Nr. 1260/1999 kurz gefasst beschrieben.

TITEL IV

ALLGEMEINE UND SCHLUSSBESTIMMUNGEN

Artikel 20

Die zur Durchführung dieser Verordnung erforderlichen Maß-
nahmen werden nach den in Artikel 21 Absatz 2 genannten
Verwaltungsverfahren erlassen.

Artikel 21

(1) Die Kommission wird vom Verwaltungsausschuss für
Getreide, der mit Artikel 22 der Verordnung (EWG) Nr.
1766/92 (1) eingesetzt worden ist, oder von den Verwaltungs-
ausschüssen unterstützt, die mit den Verordnungen über die
gemeinsamen Marktorganisationen für die betreffenden Erzeug-
nisse eingesetzt worden sind.

Für landwirtschaftliche Erzeugnisse, die in den Anwendungs-
bereich der Verordnung (EG) Nr. 827/68 (2) fallen, sowie für
Erzeugnisse, die keiner gemeinsamen Marktorganisation ange-
hören, wird die Kommission vom Verwaltungsausschuss für
Hopfen unterstützt, der mit Artikel 20 der Verordnung (EWG)
Nr. 1696/71 (3) eingesetzt worden ist.

Hinsichtlich des Bildzeichens und in den anderen in dieser Ver-
ordnung vorgesehenen Fällen wird die Kommission vom Ver-
waltungsausschuss für frisches Obst und Gemüse unterstützt,
der mit der Verordnung (EG) Nr. 2200/96 eingesetzt worden
ist.

Bei der Durchführung von Titel III wird die Kommission vom
Ausschuss für die Entwicklung und Umstellung der Regionen
und vom Ausschuss für Agrarstrukturen und die Entwicklung

(1) Verordnung (EWG) Nr. 1766/92 des Rates vom 30. Juni 1992 über
die gemeinsame Marktorganisation für Getreide (ABl. L 181 vom
1.7.1992, S. 21). Zuletzt geändert durch die Verordnung (EG)
Nr. 1666/2000 (ABl. L 193 vom 29.7.2000, S. 1).

(2) Verordnung (EWG) Nr. 827/68 des Rates vom 28. Juni 1968 über
die gemeinsame Marktorganisation für bestimmte in Anhang II des
Vertrags aufgeführte Erzeugnisse (ABl. L 151 vom 30.6.1968,
S. 16). Zuletzt geändert durch die Verordnung (EG) Nr. 3290/94
(ABl. L 349 vom 31.12.1994, S. 105).

(3) Verordnung (EWG) Nr. 1696/71 des Rates vom 26. Juli 1971 über
die gemeinsame Marktorganisation für Hopfen (ABl. L 175 vom
4.8.1971, S. 1). Zuletzt geändert durch die Verordnung (EG)
Nr. 191/2000 (ABl. L 23 vom 28.1.2000, S. 4).
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des ländlichen Raums unterstützt, die mit Artikel 48 bzw. Arti-
kel 50 der Verordnung (EG) Nr. 1260/1999 eingesetzt worden
sind.

(2) Wird auf diesen Absatz Bezug genommen, so gelten die
Artikel 4 und 7 des Beschlusses 1999/468/EG.

Der Zeitraum nach Artikel 4 Absatz 3 des Beschlusses
1999/468/EG wird auf einen Monat festgesetzt.

(3) Die Ausschüsse geben sich Geschäftsordnungen.

Artikel 22

Für die unter Anhang I des Vertrags fallenden Erzeugnisse, auf
die die Artikel 87 bis 89 des Vertrags anwendbar sind, kann
die Kommission im Sektor Erzeugung, Verarbeitung und Ver-
marktung Betriebsbeihilfen genehmigen, mit denen den durch
die Abgelegenheit, die Insellage und die extreme Randlage
bedingten spezifischen Sachzwängen für die Agrarerzeugung
auf den Kanarischen Inseln abgeholfen werden soll.

Artikel 23

Die in dieser Verordnung vorgesehenen Maßnahmen entspre-
chen mit Ausnahme des Artikels 19 dem Begriff der Interven-
tion zur Regulierung der Agrarmärkte im Sinne des Artikels 2
Absatz 2 der Verordnung (EG) Nr. 1258/1999 (1).

Artikel 24

Die Mitgliedstaaten treffen die erforderlichen Maßnahmen, um
die Einhaltung dieser Verordnung, insbesondere hinsichtlich
der Kontrollmaßnahmen und Verwaltungssanktionen, zu
gewährleisten und unterrichten die Kommission darüber.

Die Durchführungsbestimmungen zu diesem Artikel werden
nach dem in Artikel 21 Absatz 2 genannten Verfahren erlas-
sen.

Artikel 25

(1) Spanien legt der Kommission einen jährlichen Bericht
über die Durchführung der in dieser Verordnung vorgesehenen
Maßnahmen vor.

(2) Spätestens am Ende des fünften Jahres der Anwendung
der Regelung legt die Kommission dem Europäischen Par-
lament und dem Rat einen allgemeinen Bericht � gegebenen-
falls mit entsprechenden Vorschlägen � vor, in dem die Wir-
kung der aufgrund dieser Verordnung durchgeführten Maßnah-
men dargelegt wird.

Artikel 26

Die Verordnung (EWG) Nr. 1601/92 (2) wird aufgehoben.
Bezugnahmen auf die Verordnung (EWG) Nr. 1601/92 gelten
als Bezugnahmen auf diese Verordnung und sind nach Maß-
gabe der Entsprechungstabelle in Anhang II zu lesen.

Artikel 27

Diese Verordnung tritt am dritten Tag nach ihrer Veröffent-
lichung im Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften in Kraft.

Artikel 19 gilt mit Wirkung vom 1. Januar 2000.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied-
staat.

Geschehen zu Luxemburg am 28. Juni 2001.

Im Namen des Rates

Der Präsident
B. ROSENGREN

(1) Verordnung (EG) Nr. 1258/1999 des Rates vom 17. Mai 1999 über
die Finanzierung der gemeinsamen Agrarpolitik (ABl. L 160 vom
26.6.1999, S. 103).

(2) Verordnung (EWG) Nr. 1601/92 des Rates vom 15. Juni 1992 zur
Einführung von Sondermaßnahmen für bestimmte landwirtschaftli-
che Erzeugnisse zugunsten der Kanarischen Inseln (ABl. L 173 vom
27.6.1992, S. 13). Zuletzt geändert durch die Verordnung (EG)
Nr. 2826/2000 (ABl. L 328 vom 23.12.2000, S. 2).
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ANHANG I

Verzeichnis der Erzeugnisse, die unter die besondere Versorgungsregelung nach Artikel 3 fallen

Warenbezeichnung KN-Code

Getreide und Getreideerzeugnisse für die tierische und die
menschliche Ernährung

Malz 1107

Hopfen 1210

Reis 1006

Pflanzliche Öle ex 1507 bis 1516

Zucker 1701, 1702 (ausgenommen Isoglucose)

Eingedickter Fruchtsaft (Grundstoffe), anderer als von
Artikel 9 dieser Verordnung betroffen

2007 99 und 2008

Rindfleisch, frisch oder gekühlt 0201

Rindfleisch, gefroren 0202

Schweinefleisch, gefroren 0203 21, 22, 29

Geflügelfleisch, gefroren 0207 21, 22, 41, 42, 43, 50

Trockenei (für die Lebensmittelindustrie) 0408

Pflanzkartoffeln 0701 10 00

Milcherzeugnisse

Flüssigmilch 0401

eingedickte Milch oder Milchpulver 0402

Butter 0405

Käse 0406 30, 0406 90 23, 25, 27, 77, 79, 81, 89

Zubereitungen aus Milch für Kinder 2106 90 91

ohne tierisches Fett 1901 90 90

Mehl und Pellets von Luzerne 1214 10 00

Ölkuchen und andere feste Bestandteile aus der Gewin-
nung von Sojaöl

2304 00
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ANHANG II

Entsprechungstabelle

Verordnung (EWG) Nr. 1601/92 Vorliegende Verordnung

Artikel 1 Artikel 1

Artikel 2 Artikel 2

Artikel 3 Absatz 1 Artikel 3 Absatz 1 Unterabsatz 1

Artikel 3 Absatz 1 Unterabsatz 2

Artikel 3 Absatz 2 Artikel 3 Absatz 2

Artikel 3 Absatz 3 Artikel 3 Absatz 3

Artikel 4 Artikel 4

Artikel 5 Artikel 7 Absatz 1 Unterabsatz 3

Artikel 6 Artikel 16

Artikel 7 Artikel 3 Absatz 4

Artikel 8 Absatz 1 Artikel 3 Absatz 5 Unterabsatz 1

Artikel 3 Absatz 5 Unterabsatz 2

Artikel 8 Absatz 2 Artikel 3 Absatz 5 Unterabsatz 3

Artikel 8 Absatz 3 Artikel 3 Absatz 6

Artikel 9 Artikel 3 Absatz 5 Unterabsatz 3

Artikel 10 Absatz 1 Artikel 5 Absatz 1

Artikel 10 Absatz 2 Gestrichen

Artikel 5 Absatz 2

Artikel 10 Absatz 3 Artikel 5 Absatz 3

Artikel 5 Absatz 4

Artikel 5 Absatz 5

Artikel 5 Absatz 6

Artikel 11 Artikel 8

Artikel 12 Gestrichen

Artikel 13 Artikel 6

Artikel 7

Artikel 14 Gestrichen

Artikel 15 Artikel 9

Artikel 16 Artikel 10

Artikel 17 Artikel 11

Artikel 18 Artikel 12

Artikel 19 Artikel 13

Artikel 20 Artikel 14

Artikel 21 Gestrichen

Artikel 22 Gestrichen

Artikel 23 Artikel 15

Artikel 24 Artikel 17
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Verordnung (EWG) Nr. 1601/92 Vorliegende Verordnung

Artikel 25 Gestrichen

Artikel 26 Artikel 18

Artikel 27 Artikel 19

Artikel 28 Gestrichen

Artikel 20

Artikel 21

Artikel 22

Artikel 29 Artikel 23

Artikel 24

Artikel 30 Artikel 25

Artikel 26

Artikel 31 Artikel 27

Anhang Anhang I

Anhang II
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VERORDNUNG (EG) Nr. 1455/2001 DES RATES

vom 28. Juni 2001

zur Änderung der Verordnung (EG) Nr. 1254/1999 über die gemeinsame Marktorganisation für
Rindfleisch

DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION �

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft, insbesondere auf Artikel 37,

gestützt auf Vorschlag der Kommission,

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments (1),

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Damit die traditionelle Rinderzucht erhalten bleibt, ist
in den Verordnungen (EG) Nr. 1452/2001 (2), (EG) Nr.
1453/2001 (3) und (EG) Nr. 1454/2001 (4) zur Einfüh-
rung von Sondermaßnahmen für bestimmte landwirt-
schaftliche Erzeugnisse zugunsten der französischen
überseeischen Departements, der Azoren und Madeiras
bzw. der Kanarischen Inseln die Einführung von spezi-
fischen Höchstgrenzen für die Anzahl der Tiere vorgese-
hen, die für die Gewährung der Sonderprämie, der Prä-
mie zur Erhaltung des Mutterkuhbestands und der
Schlachtprämie in Betracht kommen.

(2) In Anhang I der Verordnung (EG) Nr. 1254/1999 (5)
sind für die Sonderprämie regionale Höchstgrenzen der
Mitgliedstaaten festgelegt. In Anhang II der genannten
Verordnung sind nationale Höchstgrenzen für die Mut-
terkuhprämie vorgesehen. Diese Höchstgrenzen dürfen
der Einführung der oben genannten spezifischen Höchst-
grenzen nicht im Wege stehen. Folglich ist bereits jetzt
festzulegen, dass in diesen Höchstgrenzen im Falle
Frankreichs, Portugals und Spaniens Teilobergrenzen

enthalten sind, die auf der Zahl der Prämien basieren,
die im Rahmen eines Bezugsjahres an die Erzeuger der
französischen überseeischen Departements, der Azoren
und Madeiras bzw. der Kanarischen Inseln gezahlt wur-
den, und ausschließlich für die Erzeuger der genannten
Regionen gelten, und dass die restliche Anzahl der Tiere,
die im Rahmen der mit den Verordnungen (EG) Nr.
1452/2001, (EG) Nr. 1453/2001 und (EG) Nr.
1454/2001 eingeführten spezifischen Höchstgrenzen für
die Sonderprämie und die Mutterkuhprämie in Betracht
kommen, zu den Tieren gemäß den Anhängen I und II
der Verordnung (EG) Nr. 1254/1999 hinzukommt �

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Die Verordnung (EG) Nr. 1254/1999 wird wie folgt geändert:

1. Anhang I erhält die Fassung des Anhangs I der vorliegen-
den Verordnung.

2. Anhang II erhält die Fassung des Anhangs II der vorliegen-
den Verordnung.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am dritten Tag nach ihrer Veröffent-
lichung im Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied-
staat.

Geschehen zu Luxemburg am 28. Juni 2001.

Im Namen des Rates

Der Präsident
B. ROSENGREN

(1) Stellungnahme vom 14. Juni 2001 (noch nicht im Amtsblatt ver-
öffentlicht).

(2) Siehe Seite 11 dieses Amtsblatts.
(3) Siehe Seite 26 dieses Amtsblatts.
(4) Siehe Seite 45 dieses Amtsblatts.
(5) ABl. L 160 vom 26.6.1999, S. 21.
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ANHANG I

SONDERPRÄMIE

Regionale Höchstgrenzen der Mitgliedstaaten gemäß Artikel 4 Absatz 4 der Verordnung (EG) Nr. 1254/1999

Belgien 235 149

Dänemark 277 110

Deutschland 1 782 700

Griechenland 143 134

Spanien 713 999 (1)

Frankreich 1 754 732 (2)

Irland 1 077 458

Italien 598 746

Luxemburg 18 962

Niederlande 157 932

Österreich 423 400

Portugal 175 075 (3)

Finnland 250 000

Schweden 250 000

Vereinigtes Königreich 1 419 811 (4)

(1) Unbeschadet der besonderen Vorschriften der Verordnung (EG) Nr. 1454/2001 des Rates vom 28. Juni 2001 zur Einführung von
Sondermaßnahmen für bestimmte landwirtschaftliche Erzeugnisse zugunsten der Kanarischen Inseln und zur Aufhebung der Verord-
nung (EWG) Nr. 1601/92 (Poseican) (siehe S. 45 dieses Amtsblatts).

(2) Unbeschadet der besonderen Vorschriften der Verordnung (EG) Nr. 1452/2001 des Rates vom 28. Juni 2001 zur Einführung von
Sondermaßnahmen für bestimmte landwirtschaftliche Erzeugnisse zugunsten der französischen überseeischen Departements, zur
Änderung der Richtlinie 72/462/EWG und zur Aufhebung der Verordnungen (EWG) Nr. 525/77 und (EWG) Nr. 3763/91 (Poseidom)
(siehe S. 11 dieses Amtsblatts).

(3) Unbeschadet der besonderen Vorschriften der Verordnung (EG) Nr. 1453/2001 des Rates vom 28. Juni 2001 zur Einführung von
Sondermaßnahmen für bestimmte landwirtschaftliche Erzeugnisse zugunsten der Azoren und Madeira und zur Aufhebung der Ver-
ordnung (EWG) Nr. 1600/92 (Poseima) (siehe S. 26 dieses Amtsblatts).
Ausgenommen das Extensivierungsprogramm gemäß der Verordnung (EG) Nr. 1017/94 des Rates vom 26. April 1994 über die
Umwidmung ackerbaulich genutzter Flächen zugunsten der extensiven Tierhaltung in Portugal (ABl. L 112 vom 3.5.1994, S. 2).
Zuletzt geändert durch die Verordnung (EG) Nr. 1461/95 (ABl. L 144 vom 28.6.1995, S. 4).

(4) Diese Höchstgrenze wird vorübergehend um 100 000 auf 1 519 811 angehoben, bis lebende Tiere unter 6 Monaten ausgeführt wer-
den dürfen.
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ANHANG II

MUTTERKUHPRÄMIE

Ab 1. Januar 2000 geltende nationale Höchstgrenzen gemäß Artikel 7 Absatz 2 der Verordnung (EG) Nr.
1254/99

Belgien 394 253

Dänemark 112 932

Deutschland 639 535

Griechenland 138 005

Spanien (1) 1 441 539

Frankreich (2) 3 779 866

Irland 1 102 620

Italien 621 611

Luxemburg 18 537

Niederlande 63 236

Österreich 325 000

Portugal (3) 277 539

Finnland 55 000

Schweden 155 000

Vereinigtes Königreich 1 699 511

(1) Ausgenommen die spezifische Höchstgrenze gemäß Artikel 5 Absatz 3 der Verordnung (EG) Nr. 1454/2001 und die spezifische
Reserve gemäß Artikel 2 der Verordnung (EG) Nr. 1017/94.

(2) Ausgenommen die spezifische Höchstgrenze gemäß Artikel 9 Absatz 4 der Verordnung (EG) Nr. 1452/2001.
(3) Ausgenommen die spezifische Höchstgrenze gemäß Artikel 13 Absatz 3 bzw. Artikel 22 Absatz 3 der Verordnung (EG)

Nr. 1453/2001.
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